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Die Organisation des Gesellenwanderns.
Von W. Petersen, Hauptstellenleiter, Berlin.

In den letzten Tagen des April sind die ersten Wandergesellen dieses 
Jahres in einer Feierstunde von ihren Heimatgauen verabschiedet worden, 
um ihre Wanderschaft auf zwei Monate zu beginnen. Damit hat das dies­
jährige Gesellenwandern seinen Auftakt erhalten, und es werden, wie im ver­
gangenen Jahre, wieder auf allen Straßen Deutschlands Handwerksgesellen, 
die in Verbindung mit der Deutschen Arbeitsfront wandern, zu treffen sein. 
Die Erfahrungen des Jahres 1935 veranlaßten die Reichsbetriebsgemeinschaft 
Handwerk, hinsichtlich der Durchführung des Gesellenwanderns verschiedene 
weitgehende Verbesserungen zu treffen.

Die Organisation wurde in diesem Jahr, besonders im Hinblick auf die 
größere Anzahl Wandergesellen, bedeutend ausgebaut. Neben einer Abteilung 
Gesellenwandern und -austausch in der Reichsbetriebsgemeinschaft Handwerk, 
welche mit der Durchführung des Gesellenwanderns beauftragt ist und alle 
näheren Anweisungen erläßt, sowie einer solchen Abteilung innerhalb der 
Gaubetriebsgemeinschaften sind noch weitere Dienststellen der RBG. Hand­
werk im ganzen Reich eingeschaltet worden. In jeder Kreisbetriebsgemein­
schaft ist ein Referent für aas Gesellen wandern eingesetzt, ja sogar die Orts­
betriebsgemeinschaftswalter in größeren Landgemeinden sind mit in diesen 
Aufgabenkreis einbezogen worden. Dadurch ist die Gewähr gegeben, daß die 
Betreuung, aber auch die Kontrolle der Gesellen auf der Landstraße einen 
bedeutend größeren Personenkreis umfaßt und damit auch wesentlich er­
weitert ist. Außer den Dienststellen der Reichsbetriebsgemeinschaft Handwerk 
und ihrer untergeordneten Gebietsgliederungen sind auch die Wanderwarte 
der NSG. „Kraft durch Freude“, Amt für Reisen, Wandern und Urlaub, 
in die Betreuungs- und Kontrollmöglichkeiten eingeschaltet. Nicht zuletzt 
werden auch die wirtschaftlichen Organisationen des Handwerks, wie z. B. 
die Innungen, es sich zur Ehre machen, dem wandernden Handwerksgesellen 
jede mögliche Unterstützung zu gewähren. Man sieht also, daß ein Wander­
geselle zu jeder Zeit und in jedem Falle eine Stelle findet, die bereit ist, ihm 
zu helfen. Zum anderen können aber auch eventuell auftretende Schwierig­
keiten sofort bereinigt werden.
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Wie ich bereits in meinem letzten Aufsatz1) ausführte, handelt es sich 
bei dem Gesellen wandern der RB G. H andwerk nicht um eine ziel- und planlose 
Wanderschaft, sondern diese wird im Austausch verfahren durchgeführt.

Obwohl also ein Ziel vor Augen und von den verschiedensten Stellen 
betreut, wird der Geselle auf der Landstraße manchem Erlebnis entgegen 
gehen, das ihn zu selbständigem Denken und Handeln zwingt. Es wird sich 
sehr oft die Gelegenheit ergeben, daß zwei Handwerksgesellen zusammen 
durch Deutschlands Gaue ziehen. Dabei entwickelt sich ein kameradschaft­
liches Verhältnis, welches durch die gemeinsame Überwindung unerwarteter 
Ereignisse nur noch gefestigter wird. Die Wanderschaft soll die Gesellen nicht 
verwöhnen und verweichlichen, sondern abhärten. Sie ist somit auch ein 
Faktor in der Erziehung des handwerklichen Nachwuchses zu charakterfesten 
und selbständigen Volksgenossen.

Wesentliche Bedeutung bei der Durchführung des Gesellenwanderns be­
sitzt die Frage der Übernachtung. Im vergangenen Jahre mußte ein größerer 
Teil der Gesellen in Gasthäusern übernachten. Dies ist aber nicht Sinn und 
Zweck des Gesellenwanderns. Aus diesem Grunde ist für 1936 der Grundsatz 
erhoben, daß der Wandergeselle im Meisterhause Unterkunft findet. Die 
jeweilige Dienststelle der Reichsbetriebsgemeinschaft Handwerk (vor allem 
die Kreisbetriebsgemeinschaften) sind in der Lage, dem Wandergesellen eine 
Anzahl Meister seines Handwerkszweiges zu benennen, bei welchen er wegen 
Übernachtung oder Verpflegung vorsprechen kann. Durch diese Vorsprache 
soll nicht irgendeine wilde Bettelei veranlaßt werden. Durch den Aufenthalt 
im Meisterhause lernt der Geselle die Nöte und Wünsche des Meisters kennen 
und verstehen; er erkennt, daß der einzelne Volksgenosse nicht für sich allein 
bestehen kann, sondern daß die Zusammenarbeit aller schaffenden Kräfte 
für die Erhaltung des Volkes notwendig ist. Aber auch jenes Vertrauens­
verhältnis zwischen Meister und Gesellen, welches in früheren Zeiten im Hand­
werk vorbildlich war und durch Marxismus und Liberalismus nicht restlos 
zerstört werden konnte, wird durch den Aufenthalt des Gesellen im Meister­
hause vertieft.

Da aber mit Rücksicht auf die Struktur der einzelnen Handwerkszweige, 
welche am Gesellenwandern beteiligt sind, und die wirtschaftlichen Verhält­
nisse in den verschiedenen Gegenden Deutschlands eine Unterbringung der 
Wandergesellen im Meisterhause nicht immer restlos möglich sein wird, 
wurden in diesem Jahre die Jugendherbergen als weitere Unterkunftsgelegen­
heit für die Wandergesellen eingeschaltet. Durch ein Abkommen zwischen 
dem Reichsverband für deutsche Jugendherbergen und der Reichsbetriebs­
gemeinschaft Handwerk Abtl. Gesellenwandern und -austausch ist den Wander­
gesellen die Möglichkeit gegeben, in einer Jugendherberge zu übernachten. 
Da dort, wie der Name schon sagt, fast ausnahmslos Jugend übernachtet 
und die an der Wanderschaft beteiligten Gesellen auch größtenteils im ent­
sprechenden Alter sein werden, wird hierdurch eine Brücke zwischen der 
berufstätigen und der Jugend aus anderen Organisationen geschaffen.

Um auch den geringsten Anlaß zu einer wilden Bettelei, welche der 
Würde eines Wandergesellen vollkommen widerspricht, von vornherein zu 
nehmen, erhält jeder in Verbindung mit der Deutschen Arbeitsfront Reichs­
betriebsgemeinschaft Handwerk wandernde Handwerksgeselle von dieser ein 
Gutscheinheft, enthaltend 60 Gutscheine ä 50 Pfennig. Da die Wanderschaft 
zwei Monate dauert, hat er also pro Tag einen Gutschein im Betrage von 
50 Pfennig. Die Einlösung derselben geschieht durch die Kreishetriebs-

l) DZW. XI S. 686.
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gemeinschaften Handwerk, welche auf der Wanderschaft berührt werden, 
wobei diese pro Tag und Geselle nicht mehr als drei Gutscheine einlösen dürfen.

Die Gesellen sind also praktisch gezwungen, sich während ihrer Wander­
zeit jeden Tag auf der zuständigen Dienststelle zu melden. Diese -wird dann 
nicht nur den Gutschein einlösen, sondern auch gleichzeitig die Frage der 
Übernachtung regeln und darüber hinaus sehr oft in der Lage sein, dem 
wandernden Handwerker eine, wenn auch nur vorübergehende, Arbeits­
möglichkeit zu beschaffen. Durch diese Beschäftigung bei dem Meister seines 
Handwerkszweiges für kurze Zeit kann er sich das Zehrgeld für die darauf­
folgenden Tage seiner Wanderschaft selbst verdienen.

Die NS.-Gemeinschaft „Kraft durch Freude“, welche hinsichtlich des 
Gesellenwanderns auf das engste mit der RBG. Handwerk zusammenarbeitet, 
wird ebenfalls zur Betreuung der Wandergesellen wesentlich beitragen. Die 
Wanderwarte dieser Organisation werden den Gesellen bei der Aufstellung 
ihres Wanderplanes behilflich sein und ihnen aas ihren Erfahrungen die 
schönsten Wege und Plätze vermitteln. Zu KDF.-Veranstaltungen werden 
Freikarten zur Verfügung gestellt; aber auch in die sonstige Betreuung und 
die Kontrolle der Wandergesellen auf der Landstraße wird die NS.-Gemein­
schaft „Kraft durch Freude“ weitgehendst eingeschaltet.

Wir sehen also, daß die organisatorischen Maßnahmen und Vorbereitungen 
für das Gesellen wandern in diesem Jahre so getroffen wurden, daß ihm ein 
voller Erfolg beschieden sein wird. Erziehung zur Selbständigkeit und Kame­
radschaft, Vertiefung der Betriebs- und Volksgemeinschaft, Liebe zu Volk 
und Vaterland, Schaffung eines hochwertigen beruflichen Nachwuchses im 
Handwerk sind die Ziele, welche durch die Wanderschaft der Handwerks­
gesellen zum Wohle des Deutschen Volkes erreicht werden sollen. Auch das 
Gesellenwandern ist ein Baustein im großen Aufbauwerk unseres Führers 
Adolf Hitler.

Kleinere Beitrage

1/ t
Wandlungen in der Berufs- y " '

Zugehörigkeit der westfälischen Wanderer.
Die Wandererbewegung im Spiegel der Statistik.

Von Diplomvolkswirt B. M. Decking, Münster.
Im Juniheft 1935 dieser Zeitschrift hatten wir eine nähere Aufteilung des west­

falischen Wandererstroms nach dem Alter der Wanderer versucht. Für den Zeitraum 
von drei Jahren hatten wir im Vergleich der einzelnen Monate die mengenmäßigen 
Schwankungen im Altersaufbau der Wandererbewegung untersucht, wie sie durch 
Konjunktur und Saison, Witterungswechsel und Jahreszeit verursacht worden sind.

Im folgenden soll zur Frage nach der Berufszugehörigkeit der westfälischen 
Landstraßenwanderer ein Beitrag geliefert werden, und zwar soll die Monatsbelegung 
der westfälischen Wanderarbeitsstätten in ihrer beruflichen Gliederung — wiederum 
im Vergleich mehrerer Jahre — verdeutlicht werden. Unsere Sondererhebung hat 
den Sinn, an Stelle der bisherigen Stichproben durch eine laufende Zählung einwand­
freiere Vergleichsmöglichkeiten zu sichern und damit eine weitere Vorarbeit zu liefern 
für die bevorstehende reichsgesetzliche Regelung des Wandererwesens. Wir haben 
unsere Statistik begonnen mit dem Jahr 1932 als letztem Jahr des vergangenen 
Systems, um im Vergleich hierzu die Wandlungen im Wandererwesen seit dem 
politischen Umschwung sichtbar zu machen.
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Einleitend ist über den Wert unseres statistischen Materials folgendes zu sagen: 
Die Zahlenangaben sind sieben Schlüssel-Wanderarbeitsstätten entnommen, so daß 
rund 105 000 Wanderer, d. h. 23% der Belegschaft, durchgezählt worden sind. Wir 
konnten diesesTeilergebnis unbedenklich auf die j ähr liehe Gesamtbelegung der 27 W ander- 
arheitsstätten Westfalens übertragen, da derselbe Wanderer durchweg mehrere Wander­
arbeitsstätten durchwandert. Wenn somit die absoluten Zahlen unserer Statistik 
nicht die wirkliche Zahl der Wanderer treffen, sondern die Wanderer mehrfach er­
fassen, so müssen trotz dieser Inkongruenz zwischen der statistischen und der tat­
sächlichen Zahl die quantitativen und qualitativen Unterschiede der Wanderer­
bewegung darin zum Ausdruck kommen. Schließlich ist noch auf eine Fehlerquelle 
hinzuweisen, die sich daraus ergibt, daß man bei den Erhebungen über die Berufs­
zugehörigkeit der Wanderer auf das Befragen der Wanderer selbst angewiesen ist. 
Erfahrungsgemäß gibt der Wanderer teils den zuletzt ausgeübten, teils einen früher 
erlernten Beruf an; mit Vorliebe jedoch bezeichnet er sich als Arbeiter, um unter 
dieser allgemeinen Angabe sich eher berufsfremder Arbeit anpassen zu können.

Unsere Zählergebnisse wollen darstellen, wie die Lage des Arbeitsmarktes auch 
das Bild des wandernden Menschen auf der Landstraße mannigfachen Änderungen 
unterwirft. Neben mancherlei persönlichen Gründen, die die Abwanderung bewirken, 
kommen objektive Momente in Betracht, die in den wirtschaftlichen Verhältnissen 
ihre letzte Erklärung finden. Weil somit ein wesentlicher Zusammenhang zwischen 
der jeweiligen Wirtschaftslage und dem Wanderungsverlauf besteht, so muß sich 
dieser in den Schwankungen der Menge von Wanderern innerhalb der jeweiligen 
Konjunkturlage widerspiegeln. Diesen Zusammenhängen zwischen Konjunktur und 
Wanderung wollen wir im folgenden nachgehen, indem wir die Berufszugehörigkeit 
der Wanderer für einen Konjunkturkreis untersuchen.

Allgemein ist zu sagen, daß der Wirtschaftsraum Westfalen kein einheitliches 
Gebilde ist und somit die Arbeitsmarktverhältnisse hier ganz verschieden gelagert 
sind. Die Randgebiete der Provinz sind beherrscht von industriellen Großbetrieben, 
während wir in der Mitte der Provinz vorwiegend landwirtschaftlich orientierte 
Bezirke vorfinden. Die Spannungen im industriellen Wirtschaftsleben, ansteigende 
Konjunkturen und Krisenzeiten saugen dauernd Arbeitskräfte auf und stoßen sie 
wieder ab, und somit treiben ständig zahlreiche Menschen auf die Landstraße ab. 
Auch die landwirtschaftlichen Unternehmungen sind sehr stark Saisonbetriebe, die 
im Winter die Arbeiter wieder entlassen. Gerade Westfalen als ein den Konjunktur­
einflüssen besonders ausgesetztes Gebiet reizt deswegen zu einer näheren Erörterung.

In den nebenstehenden fünf Übersichtstafeln wollen wir, wie schon betont, 
den Wandererstrom im Spiegel von Konjunktur und Saison auf dem westfalischen 
Arbeitsmarkt veranschaulichen. Um genauer erkennen zu können, in welchem Umfang 
die Wirtschaftslage auf die Berufsgruppierung der Wanderer cinwirkt, ist unserer 
Sondererhebung das Schema der offiziellen Berufsstatistik der Arbeitsämter zugrunde 
gelegt.

Vorerst soll die allgemeine Entwicklung zum Ausdruck kommen, indem wir in 
Jahresergebnissen den Umfang der Beteiligung der 29 verschiedenen Berufs­
klassen an der westfalischen Wandererbewegung aufzeigen. Augenfällig dabei ist, 
daß in allen drei Jahren die Berufsgruppen Landwirtschaft und Arbeiter ohne nähere 
Berufsangabc jeweils über die Hälfte aller wandernden Erwerbslosen ausmachen — 
eine Tatsache, zu deren Bewertung wir auf das oben über die Befragung der Wanderer 
bereits Gesagte verweisen. Als die beiden nächsten am stärksten vertretenen Berufs­
gruppen erscheinen das Baugewerbe mit rund 7% und Maschinen und Werkzeuge 
mit etwa 9% der gesamten Jahresbclegung. Im übrigen lesen wir von unseren Zahlen­
bildern folgende wesentliche Verschiebungen innerhalb der drei Jahre ab: Die Be­
teiligung der landwirtschaftlichen Berufe hat eine Minderung erfahren insofern, als 
sie von 19,0% im Jahre 1932 auf 15,1% im Jahre 1934 gesunken ist, ebenso Holz- 
und Schnitzstoffe im gleichen Zeitraum von 4,5% auf 3,5%. Dieser Rückgang wird 
jedoch aufgeholt dadurch, daß die Besetzung der Berufsgruppen Bergbau von 2,5% 
im Jahre 1932 auf 3,1% im Jahre 1934, Bekleidung und Reinigung von 3,0% auf 
3,8% und Buch- und Kunstdruck von 0,8% sogar auf 1,5% hinaufgeht.

Nunmehr bringen wir die Einzelentwicklung der verschiedenen Berufsklassen 
zum Ausdruck, indem wir die Monatskurven der wandernden Erwerbslosen mit-
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einander vergleichen. Abgesehen von den schon herausgestellten quantitativen 
Unterschieden zeigen die beiden am stärksten vertretenen Berufsbranchen der Land­
wirtschaft und der Arbeiter ohne nähere Berufsangabe einen durchweg einheitlichen 
Zahlenverlauf; bei beiden erfolgt für alle drei Jahre ein anhaltendes Abflauen durchweg 
ab März und ein Erreichen des Jahrestiefstandes im August und September, worauf 
jeweils ein steiler Anstieg einsetzt. Bei beiden Zahlenreihen kommt der in Preußen 
mit dem Ministcrialerlaß zur Bekämpfung des öffentlichen Bettels vom 1. Juni 1933 
beginnende Gesundungsprozeß im Wandererwesen deutlich zum Ausdruck in einem 
schroffen Schwanken und Absinken der prozentualen Anfallziffern. Dagegen wird 
aus unseren Übersichtstafeln ersichtlich, daß die konjunkturempfindlichen, d. h. die 
Kapitalgüter oder Materialien dazu produzierenden Berufe in ihrer monatlichen 
Besetzung eine weit unruhigere Entwicklung durchmachen.

Um den Nachweis der Zusammenhänge zwischen allgemeiner Wirtschaftslage 
und Landstraßenwanderung zu ermöglichen, haben wir ferner einen Vergleich mit 
den seßhaften männlichen Arbeitsuchenden im Landesarbeitsamtsbezirk Westfalen 
durchgeführt. Es ist im Rahmen dieses Gesamtüberblicks unmöglich, unser Zahlen­
material auch nur annähernd erschöpfend auszudeuten. Wir müssen uns darum 
versagen, die Spiegelung des Konjunkturenwechsels in der monatlichen Bewegung 
unserer Zahlenreihen und damit die Wirkung des Arbeitseinsatzes im Dritten Reich 
auf die einzelnen Berufe darzustellen und begnügen uns mit der allgemeinen Fest­
stellung, daß zwischen der Bewegung der Wandererzahl und der der Seßhaften 
— wiederum abgesehen von den Einwirkungen der Antibettelaktion ab Sommer 
1933 — eine auffällige Übereinstimmung besteht und zugleich mit den Zahlenreihen 
der seßhaften Arbeitsuchenden auch diejenigen der wandernden Erwerbslosen — als 
Ganzes gesehen — ein getreues Barometer der allgemeinen Wirtschaftslage sind. 
Der jährlich im Spätherbst verstärkte Anstieg der Wandererbewegung wird erklärbar 
durch die über die Landstraße rückwandernden Saisonarbeiter (Ostgänger) und 
dadurch, daß die eigentlichen Landstreicher beim Einbruch der kälteren Witterung 
in den Wanderarbeitsstätten zu überwintern pflegen.

In deutlichem Gegensatz zu den sich fast um die Hälfte vermindernden Zahlen 
der seßhaften Arbeitsuchenden ist der absolute Jahresumfang der Belegung der 
27 westfälischen Wanderarbeitsstätten für alle drei Jahre sozusagen konstant; er 
pendelt in geringen Ausschlägen um 150 000 jährlich herum. Zweifellos hat auch die 
Landstraßenwanderung durch die Förderungsmaßnahmen des Dritten Reiches in 
Verfolg der Wirtschaftsneubelebung und durch die Scßhaftmachung von Wanderern 
in den absoluten Ziffern eine beträchtliche Einengung erfahren. Jedoch mußten 
mit der systematischen Unterdrückung des freien Vagierens und des Abdrängens 
sowohl der sog. Selbstzahler der Christophorushäuscr als auch der Asylisten der 
Polizeigewahrsame in die geordnete Fürsorge der Wanderarbeitsstätten deren Beleg­
ziffern notwendig ansteigen bzw. auf der früheren Höhe stehenblciben.

Um die oben gewonnenen Erkenntnisse an einzelnen Berufsgruppen noch deut­
licher zu machen, haben wir für zwei besonders umfangreich beteiligte Berufe, für 
die Landwirtschaft und das Baugewerbe — beides typische Saisonaußenberufe — 
die statistischen Daten für 1932 und 1934 herausgenommen. Trotz der absoluten 
Größenabständc zwischen Wanderer- und Seßhaftenzahlen ergeben sich hier unseren 
obigen Feststellungen entsprechende deutliche Parallelen beider, und zwar sowohl 
im Hinblick auf den monatlichen Kurvenverlauf als auch auf die Mengenunterschiede 
in beiden Jahren. Bei beiden Gruppen korrespondieren stets die unter und über 
dem Durchschnitt liegenden Saisonschwankungen; beispielsweise liegt für die land­
wirtschaftlichen Berufe der Jahreshöhepunkt der Arbeitslosigkeit jeweils im Dezember, 
der Tiefpunkt im Sommer und Herbst zur Erntezeit. Ebenso wird der bei den seß­
haften Arbeitsuchenden der Landwirtschaft im Jahre 1934 erfolgte Rückgang in 
fast gleicher Stärke auch bei der entsprechenden Berufsgruppe der Wanderer deutlich.

Damit dürfte erwiesen sein, daß trotz des teilweisen Eindringens der bisher 
ungeordnet Wandernden in die Wanderarbeitsstätten der derzeitige Wandererstrom 
in Westfalen in einem bisher nicht dagewesenen Umfang mit wertvollen Arbeits­
kräften — denen das Ab wandern nichts anderes als eine Form der Selbsthilfe gegen 
die als unerträglich empfundene Arbeitslosigkeit ist — durchsetzt ist und damit im 
Interesse der Wirtschaft selbst die Notwendigkeit rechtzeitiger und umfassender
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Betreuung sichtbar wird. In dieser Verbindung sei zugleich verwiesen auf die Fest­
stellung unserer früheren Untersuchung über die Altersgliederung der westfalischen 
Wanderer dahingehend, daß die im besonderen Sinne arbeitsfähigen und vermittlungs­
reifen Altersgruppen bis zum 40. Lebensjahr trotz des enormen Schwundes der 
Jugendlichenwanderung und der teilweisen Überalterung des Wandererstroms auch 
im Jahre 1934 noch 55,7%, d. h. mehr als die Hälfte aller Wandernden, ausmachen.

Über die jahreszeitliche und damit saisonmäßige Beeinflussung des Wanderer­
stroms hatten wir früher bereits festgestellt, daß die Hauptwanderzeit der jüngeren 
Altersklassen regelmäßig im Frühjahr beginnt und meist — abgesehen von den 
Einflüssen durch den Witterungswechsel — im Juli/August ihre absolut höchste 
Spitze erreicht, um von Weihnachten an wieder jäh abzufallen. Umgekehrt zeigt der 
Wanderungsverlauf der alten Jahrgänge für jedes Jahr übereinstimmend eine Hoch­
flut im Dezember, während die Hauptebbe in den Sommermonaten liegt.

Zum weiteren Vergleich haben wir abschließend die Berufsstatistik der west­
fälischen Arbeiterkolonien von 1934 herangezogen — die Arbeiterkolonien legen 
die offizielle Berufsstatistik zugrunde —, um nachzuprüfen, inwieweit in der Berufs­
gruppierung der Kolonisten und der Wanderer sich Unterschiede ergeben. Bei der 
Gegenüberstellung der Jahresresultate fallt auf, daß sowohl die Anteilziffer der 
Kolonisten in der Landwirtschaft als auch der als Arbeiter ohne nähere Berufsangabe 
beschäftigten Kolonisten größer ist als jene der Wanderer. Ebenso ist bei der Berufs­
gruppe „Alle übrigen Berufe“ das Verhältnis 1,9%: 0,2% zugunsten der Kolonisten, 
ähnlich bei den Erd-, Metall- und Bergarbeitern sowie bei den Dienstboten. Umgekehrt 
sind sämtliche mehr qualifizierten Berufsgruppen bei den Kolonisten weniger stark 
vertreten. Auch die Monatskurven, auf d:e wir hier leider nicht näher eingehen können, 
weisen auffällige Gegensätze zu denen der Wanderer auf.

Diese Tatsachen darf man dahin auslegen, daß durch die Polizeikontrollen der 
Landstraßen in die Kolonien vorwiegend unterste Schichten, gescheiterte Existenzen 
und damit jene Elemente abgedrängt sind, die auf dem freien Arbeitsmarkt mehr 
oder weniger konkurrenzunfähig geworden sind, während der freie, geordnete Wanderer 
der Wanderarbeitsstätten in der Regel dem Wirtschaftsleben doch noch viel näher steht.

Der stetige starke Wechsel der westfälischen Kolonisten wird belegt dadurch, 
daß nach den monatlichen Berichtsbögen des Jahres 1934 von der Gesamtbelegschaft 
20% bis zu einem Monat und nur 18% über ein Jahr sich in den Kolonien befanden. 
Im gleichen Jahr betrug der Abgang 24%, der Zugang 25% der Belegung.

Ein Vergleich unserer Zählergebnisse mit früheren Erhebungen, die die von den 
Wohlfahrtsämtern unterstützten Wanderer erfassen, sowie mit den übrigen Schichten 
des Wandererstroms, d. h. den Selbstzahlern und Obdachlosen, die statistisch schwerer 
zu erfassen sind, wäre interessant, kann hier jedoch aus Raumgründen nicht näher 
durchgeführt werden.

Der Keichsbernfswettkampf der Volkspflegerinnen.
Von Annemarie Pißel, Fachschafts walterin in der Reichsbetriebsgemeinschaft 13.

An dem Reichsberufswettkampf, den die Reichsjugendführung und das Jugendamt 
der Deutschen Arbeitsfront alljährlich veranstalten, haben in diesem Jahr zum ersten­
mal auch die Volkspflegerinnen teilgenommen. Der Beteiligung standen zwar, das 
soll nicht verschwiegen werden, anfänglich folgende Bedenken sachlicher Art entgegen:

1. Der Beruf der Volkspflegerin verlangt ein großes Maß an psychologischem 
und pädagogischem Geschick im Umgang mit Menschen und eine persönliche und 
innere Veranlagung, die sich nicht darstellen läßt. Das, was das Beste und Wertvollste 
in der Arbeit der Volkspflegerin ist, nämlich die Erziehungsarbeit, die Menschen­
führung in Gruppen und am einzelnen, die Fähigkeit, das Vertrauen der Hilfesuchenden 
zu gewinnen und dadurch erst die notwendige Beziehung von Mensch zu Mensch 
herzustellen, ist nicht in eifern Leistungskampf von einigen Stunden zu erfassen, 
sondern bedarf stiller und gründlicher Arbeit.

2. Die praktische fachberufliche Arbeit, die bei anderen Gruppen das Ent­
scheidende war, fällt bei den Volkspflegerinnen weg, da auch sie wieder schwer zum 
Gegenstand einer Bewertung mit „Wettkampfleitung“, also mit „Zuschauern“ zu
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machen ist. Wie will man die Beratungsstunden in der Säuglings- und Tuberkulose­
fürsorge, eine Vernehmung im Jugendamt, einen Hausbesuch wegen FE.-Unterbringung 
praktisch vorfuhren ?

3. Die Teilnehmer am Reichsberufswettkampf durften nur bis 24 Jahre alt sein. 
Da die Volkspflegerinnen aber erst mit dem 24. Lebensjahr die staatliche Anerkennung 
erhalten, kamen nur Schülerinnen bzw. Berufspraktikantinnen in Frage; also mußten 
die Themen so gestellt werden, daß sie nicht allzuviel Erfahrungen voraussetzten.

Trotzdem haben wir es gewagt und können mit dem Verlauf, der uns viele inter­
essante Einblicke nicht nur in Wissen und Können, sondern auch in Haltung und 
Einstellung unseres Berufsnachwuchses gab, durchaus zufrieden sein.

Wegen der verschiedenen Grade der Vorbildung war es notwendig, die Gruppe 
in zwei Leistungsklassen zu gliedern, und zwar umfaßte Leistungsklasse I alle Berufs­
kameradinnen im 1. Ausbildungsjahr (Unterstufe) und Leistungsklasse II das 2. Aus­
bildungsjahr und die Berufspraktikantinnen. Natürlich konnten in der Leistungs­
klasse II die Themen schon mehr auf praktische Kenntnisse eingestellt sein, da alle 
Schülerinnen der Oberstufe schon in einer praktischen Arbeit gestanden haben.

Gegliedert war der RBWK. in allen Gruppen in Orts-, Gau- und Reichskampf. 
Am Ortskampf beteiligten sich 600 Volkspflegcrinnen. Von diesen wurden in allen 
Gauen die beiden Besten für den Gaukampf vorgeschlagen und aus diesen wieder 
die drei für den Reichskampf in Königsberg in Frage kommenden Kämpferinnen.

Die Wettkampfleitungen, die die Bewertung und Vorbereitung des fach- 
beruflichen Teils hatten, setzten sich zusammen aus der Gaufachschaftswalterin, 
der Leitung der örtlichen Volkspflegeschule und verschiedenen Volkspflegerinnen aus 
der Praxis.

Fachberuflich umschloß der Wettkampf: Aufsatz, Berufskunde, Rechnen 
und Situationsaufgaben. Dazu kam im allgemeinen Teil mit allen anderen Berufs­
gruppen zusammen: Weltanschauung, Sport und Hauswirtschaft.

Von den fachberuflichen Themen seien zur Illustrierung der Leistungen einige 
Proben gegeben, wobei zu beachten ist, daß auch wieder innerhalb von Orts-, Gau- 
und Reichskampf eine Steigerung vorgesehen war:

Ortskampf: Aufsatz.

Leistungsklasse I: „Welche Maßnahmen gibt es zum Schutz und zur Förderung der 
kinderreichen Familie?“

Gaukampf:

II: „Wie kann die Familienfürsorgerin bei der Erziehung zu einer 
gesunden rationellen Ernährungsweise mitarbeiten ?“

Leistungsklasse I: „Gestaltung eines Kinderferienaufenthalts im Sinne der Gesund­
heitsführung und der Volksverbundenheit.“

„ II: „Die Zusammenarbeit von öffentlicher Fürsorge und NS.-Volks- 
wohlfahrt.“

Reichskampf:
Leistungsklasse I: „Die kulturellen und wirtschaftlichen Aufgaben der Frau in der 

ländlichen Siedlung.“
,, II: „Tatsachen und Möglichkeiten der Zusammenarbeit von öffent­

licher Fürsorge und Staatsjugend in der vorbeugenden Jugend­
hilfe.“

Situationsaufgaben.
„Du triffst in der Nacht um 23 Uhr ein lOjähriges bettelndes Kind auf der Straße. 

Wie verhältst du dich ?“
„Zwei Mädchen von II und 12 Jahren sollen von dir in eine Fürsorgeerziehungs­

anstalt gebracht werden. Am Bahnhof entwischt das 12jährige Mädchen im Gedränge. 
Was tust du?“

„Eine Mutter läßt drei Kinder im Alter von 3 bis 9 Jahren im Sprechzimmer 
de6 Jugendamtes, wo sie vorgeladen war, sitzen. Was tust du?“

Aus den angegebenen Beispielen ist ersichtlich, daß wir die Teilnehmerinnen 
anregen wollten, nicht nur Kenntnisse, sondern auch Initiative, weltanschauliche
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Haltung und gesundes soziales Empfinden in den Arbeiten zum Ausdruck zu bringen. 
Wieweit ist di'iS nun gelungen?

Ein allgemein abschließendes Urteil darüber kann nach dem einmaligen Versuch 
nicht gefällt werden. Im allgemeinen decken sich die gemachten Erfahrungen in 
ziemlich allen Wettkampforten in folgenden Punkten:

Disposition und Anordnung der Arbeiten war nicht immer gut. Die Wett­
kämpferinnen verstanden nur zu einem Teil, das, was sie zu sagen hatten, auch äußerlich 
in eine übersichtliche und klare Form zu bringen. In Betracht zu ziehen ist hierbei 
allerdings die sehr knapp zur Verfügung stehende Zeit.

Dagegen übertraf der Inhalt an tatsächlichen Kenntnissen und auch an Reife 
des Urteils häufig das, was man von so jungen Berufsanwärterinnen erwartet hatte. 
Erfreulicherweise waren nur wenige darunter, die versuchten, den Mangel an gründ­
lichem Wissen über ein Thema durch Phrasen zu ersetzen, was bestimmt bei der 
späteren schwierigen Arbeit einer Volkspflegerin auch am wenigsten Existenzberechti­
gung hat. Erstaunlich war zuweilen, besonders auch bei den Schülerinnen der Unter­
stufe, eine schon vorhandene gründliche Kenntnis der neuesten Gesetze, ein Zeichen, 
wie stark die volkspflegeschulen heute auf Vermittlung dieses Wissensstoffes und 
auf Anwendung in der Arbeit an der Volksgemeinschaft eingestellt sind. Andererseits 
merkte man auch deutlich, wie sehr die Schülerinnen selbst, entweder durch Schulungs­
maßnahmen in Organisationen oder aber durch Lesen von Zeitschriften, ihre Berufs­
kenntnisse erweitern und vertiefen.

Interessant war die Einstellung bei den Situationsaufgaben. Hier konnte 
man am besten Temperament und Veranlagung feststellen. Während die eine Volks­
pflegerin dem entflohenen Mädchen sofort nacheilte, überlegte die andere, ob das 
Terrain so wenig übersichtlich sei, daß an ein Wiederergreifen doch nicht zu denken 
wäre! Überwiegend war bei vielen der jüngsten Berufskameradinnen, die noch nicht 
in der Praxis waren, die gefühlsmäßige Einstellung gegenüber dem, was Verstand, 
Logik und — notabene — die Gesetze vorschreiben. So nahmen z. B. sehr viele 
das um 23 Uhr auf der Straße bettelnde Kind mit nach Hause zum Übernachten 
ohne jede Rücksicht auf die Rabeneltern! Unbegrenzt war zum Teil das Vertrauen 
zur Hilfe der Polizei!

Außerordentlich verschieden waren die Ergebnisse im Rechnen, und zwar 
fast getrennt nach einzelnen Gauen. In manchen Wettkampforten sollen sich 
übrigens auch die Mitglieder der Wettkampfleitungen und sogar auch Vorgesetzte 
der Volkspflegerinnen lange und eifrig um die Lösungen bemüht haben, nicht immer 
mit dem richtigen Erfolg!

Sehr gut haben im großen und ganzen die Volkspflegerinnen in den allgemeinen 
Aufgaben der Weltanschauung und der Hauswirtschaft abgeschlossen. Auf 
diesen Gebieten wurde ein hoher Prozentsatz mit der Höchstpunktzahl, also mit I 
bewertet.

Dagegen waren sehr viel weniger gute Ergebnisse leider im Sport zu verzeichnen, 
wo nur einige Teilnehmerinnen mit Note I abgeschnitten haben. Die Auswertung 
gerade dieses Punktes wird allerlei Wünsche der Fachschaft an die Schulen für die 
Ausbildung des Berufsnachwuchscs ergeben.

Beim Rückblick auf den Berufswettkampf sind wir uns klar, daß in kommenden 
Jahren sicher noch dies und jenes in den Methoden zu ändern bzw. zu bessern ist. 
So müßte z. B. überlegt werden, ob nicht doch irgendwie eine fürsorgerische Handlung, 
etwa .in Aktenauszug oder ein Fürsorgeerziehungsantrag, auf Grund einer Akten­
bearbeitung einbezogen werden könnte. Allerdings müßte dann ein Teil des Wett­
kampfes an eine praktische Kampfstätte, also z. B. an ein Jugendamt, Gesundheitsamt 
oder Geschäftsstelle der NSV. verlegt werden. Weiter ist zu überlegen, ob nicht 
doch, ähnlich wie bei dem Leistungskampf der Hochschulen und Fachschulschaften, 
eine Gemeinschaftsaufgabe der Schülerschaft der einzelnen Schulen in Frage 
käme, die die Möglichkeit zu gründlicherer Vorbereitung und Bearbeitung bietet, 
als es im Rahmen von 1 bis 2 Wettk^mpftagen möglich ist. Da für die gesamten 
fachberuflicheu Aufgaben nur etwa 4 Stunden zur Verfügung standen, haben viele 
Teilnehmerinnen selbst darüber geklagt, daß die doch recht umfassenden Themen
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nicht genügend vertieft bearbeitet werden konnten, und diese Überstürzung merkte 
man auch manchen der Arbeiten, die in der Anlage sehr gut waren, an.

Absolut positiv zu werten war die durch den RBWK. veranlaßte Zusammen­
arbeit der Ausbildungsstätten und der Praxis. Gemeinsam wurde um die Erstellung 
der geeigneten Aufgaben und die gerechte Bewertung der Arbeiten gerungen. Und 
durch die nach Beendigung des RBWK. beabsichtigte Auswertung der Bogen, eine 
Arbeit, die beinahe den für den Berufsstand wertvollsten Teil des Kampfes darstellt, 
werden sich noch viele Anregungen zur Zusammenarbeit ergeben.

Wenn wir nun noch etwas zu der Auswahl der Gau- und Ortsbesten sagen wollen, 
so müssen wir feststellen, daß im großen und ganzen das Urteil der Wettkampfleitungen 
weitaus mit dem Urteil der Schulen über die Schülerinnen übereinstimmte. Dies 
ist deshalb interessant, weil man häufig hört, daß Tüchtigkeit in der Schule selten mit 
Tüchtigkeit im Leben zusammenfällt oder daß theoretische Begabung oft im Leben 
versagt. Der RBWK. bei den Volkspflegerinnen zeigt andere Ergebnisse, da die 
Besten im fachberuflich-theoretischen Teil zumeist auch (Ausnahmen bestätigen die 
Regel) in den praktischen Rechenaufgaben, den Situationsaufgaben, die gesunden 
Menschenvcrtand forderten, und in der Hauswirtschaft Höchstleistungen erzielt haben. 
Da keiner Mitarbeiterin im Wettkampfausschuß die Namen der Teilnehmerinnen 
bekannt waren (auf den Arbeiten standen nur die Nummern) und im übrigen Welt­
anschauung, Hauswirtschaft und Sport von anderen bewertet wurde, war jede ein­
seitige Stellungnahme von vornherein ausgeschlossen. Daß auch unter den nicht 
als „Beste“ herausgcstellten Teilnehmerinnen „ganze Kerle“ waren, ist dabei selbst­
verständlich.

In den Reichskampf nach Königsberg kamen nach reiflicher Überprüfung 
aller Arbeiten drei Berufskameradinnen aus Berlin, Mannheim und Nürnberg. Daß 
schließlich die Nürnbergerin, Schülerin der dortigen Sozialen Frauenschule (erst 
seit Oktober in der Ausbildung!), Reichssiegerin wurde, hat sicher jeder, der ihre 
Arbeiten aus dem Gau- und Rcichskampf, die ein ganz außerordentliches Maß an 
Wissen und Reife zeigten, kannte, ihr von Herzen gegönnt, auch ihre beiden Mit­
kämpferinnen.

Die im RBWK. der Volkspflegerinnen gemachten Erfahrungen berechtigen 
jedenfalls zu der Hoffnung, daß wir mit unserm Berufsnachwuchs auf dem richtigen 
Wege sind und daß wir in ihm dem deutschen Staat, den Fürsorgebehörden und den 
Organisationen der Freien Wohlfahrtspflege Mitarbeiterinnen vorbereiten, die brauch­
bare Kräfte im Kampfe um die Gesundheitsführung und Ertüchtigung der deutschen 
Jugend und des deutschen Volkes zu werden versprechen. Auch bei der Durchführung 
des Reichsberufswettkampfes in den kommenden Jahren daran mitzuarbeiten, soll 
für uns größte Verpflichtung und höchste Aufgabe bedeuten.

Bewegung und Volk in der Wohlfalirtsarbeit

Vereinbarung über die Errichtung des 
„ReichsZusammenschlusses für öffentliche 
und freie Wohlfahrtspflege und Jugend­

hilfe“.
Das Hauptamt für Volks Wohlfahrt und 

der Deutsche Gemeindetag haben eine 
Vereinbarung getroffen, durch die der 
Reichszusammenschluß für öffentliche und 
freie Wohlfahrtspflege und Jugendhilfe er­
richtet wird. Dieser soll der Vertiefung 
der Zusammenarbeit zwischen öffentlicher 
und freier Wohlfahrtspflege und Jugend­
hilfe und damit dem Interesse der deut­
schen Volks Wohlfahrt dienen.

Die einzelnen Punkte der Abmachung 
lauten:

I.

„Der Reichszusammenschluß für öffent­
liche und freie Wohlfahrtspflege und Ju­
gendhilfe“ ist die Arbeitsgemeinschaft 
zwischen öffentlicher und freier Wohl­
fahrtspflege und Jugendhilfe. Zweck des 
Reichszusammenschlusses ist die Behand­
lung aller die öffentliche und freie Wohl­
fahrtspflege gemeinsam angehenden Auf­
gaben der deutschen Volkswohlfahrt unter 
Einbeziehung der gemischten Fachver­
bände.
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II.
Aufgabe des Reichszusammenschlusses 

ist die Ausrichtung der oben näher be­
zeichnet en Zweige der Wohlfahrtspflege 
und Jugendhilfe nach den Grundsätzen 
des Nationalsozialismus durch Behand­
lung aller gemeinsamen und grundsätz­
lichen Fragen in regelmäßigen Beratungen 
bei engster gegenseitiger Fühlungnahme.

Der Reichszusammenschluß bezweckt 
ein planvolles Zusammenarbeiten aller 
Fach verbände für öffentliche und freie 
Wohlfahrtspflege und Jugendhilfe zur 
Sicherstellung einer nach einheitlichen 
Grundsätzen ausgerichteten Arbeit der ge­
samten Fürsorge.

Die gesetzlichen Aufgaben der Arbeits- 
gemcinschaftsmitglieder werden hierdurch 
nicht berührt. jjj

Organe des Reichszusammenschlusses 
sind der Vorsitzende, dessen Stellvertreter 
und der Beirat.

Der Vorsitzende führt die Angelegen­
heiten des Reichszusammenschlusses; er 
unterbreitet alle wichtigen Fachfragen 
dem Beirat.

Der Vorsitzende entscheidet über die 
Zulassung von gemischten Fachverbänden 
für Wohlfahrtspflege und Jugendhilfe zum 
Reichszusammenschluß. Er ist berechtigt, 
das Arbeitsgebiet eines Fachverbandes ab­
zugrenzen.

Jedem Fachverband können vom Vor­
sitzenden bestimmte Fachfragen zur Be­
arbeitung zugewiesen werden. Für beson­
dere Fachfragen kann der Vorsitzende 
Fachausschüsse einsetzen.

IV.
Der Reichs- und Preußische Minister 

des Innern beruft den Leiter des Haupt­
amtes für Volks Wohlfahrt in der Reichs- 
leitung der NSDAP, zum Vorsitzenden 
und auf dessen Vorschlag seine beiden 
Stellvertreter; von diesen ist je einer aus 
der Arbeit der öffentlichen und der freien 
Fürsorge zu nehmen.

V.
Die Geschäftsführung des Reichszusam­

menschlusses erfolgt im Amt für Wohl­
fahrtspflege und Jugendhilfe des Haupt­
amtes für Volkswohlfahrt der NSDAP. 
Reichsleitung. Die Geschäftsführung glie­
dert sich in die 3 Abteilungen:

1. Allgemeine Fragen,
2. Familien- und Jugendhilfe,
3. Sonderfragen.

Die Geschäftsführung ist ehrenamtlich.

VI.
Dem Beirat des Reichszusammenschlus­

ses gehören an:
Der Vorsitzende des Reichszusammen­

schlusses;
die beiden Stellvertreter des Vorsitzen­

den;
4 Vertreter des Deutschen Gemeinde­

tages;
4 Vertreter der Reichsarbeitsgemein­

schaft der freien Wohlfahrtspflege 
Deutschlands (je 1 Vertreter der Spit­
zenverbände NS.-Volkswohlfahrt, In­
nere Mission, Caritas und Rotes 
Kreuz);

2 Vertreter (Vorsitzender und Stellver­
treter) jedes unmittelbar angeschlos­
senen gemischten Reichsverbandes 
für öffentliche und freie Wohlfahrts­
pflege oder Jugendhilfe.

Der Vorsitzende ist berechtigt, den Bei­
rat durch Berufung geeigneter Persönlich­
keiten zu erweitern; jedoch darf die Zahl 
der berufenen Mitglieder nicht größer sein 
als die Hälfte der kraft Amtes bestellten 
Mitglieder.

Die zuständigen Reichsstellen des Staa­
tes und der Partei werden zu allen Bera­
tungen des Beirates eingeladen.

VII.
Träger des Reichszusammenschlusses 

sind:
1. NSDAP. Reichsleitung, Hauptamt 

für Volkswohlfahrt (zugleich für die 
Reichsarbeitsgemeinschaft der freien 
Wohlfahrtspflege Deutschlands).

2. Deutscher Gemeindetag.
Mitglieder des Reichszusammenschlus­

ses sind:
1. Die in Absatz 1 zu Ziffer 1 und 2 

genannten Organisationen.
2. Reichsfachverbände und Reichsfach­

stellen für Wohlfahrtspflege oder Ju­
gendhilfe, die sowohl Aufgaben der 
öffentlichen als auch der freien Wohl­
fahrtspflege vertreten.

VHL
Die angeschlossenen gemischten Reichs- 

fachverbän-Je behalten ihre Rechtspersön­
lichkeit. Die Vertreter des Mitgliedfach­
verbandes (VII, Abs. 2, Ziff. 2) werden 
vom Vorsitzenden des Reichszusammen­
schlusses in der Weise berufen, daß je 
einer der öffentlichen und der Breien Für­
sorge angchört.
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Eingaben, Veröffentlichungen und Vor­
schläge grundsätzlicher Art erfolgen nicht 
durch die Fach verbände, sondern durch 
den Reichszusammenschluß.

IX.
Den Vorsitz in den Beratungen des Bei­

rats führt der Vorsitzende des Reichs­
zusammenschlusses oder einer seiner Stell­
vertreter.

Der Beirat soll mindestens jährlich ein­
mal zusammentreten.

X.
Die vom Reichszusammenschluß zu be­

handelnden Fachgebiete der Wohlfahrts­
pflege und Jugendhilfe bestimmt der Vor­
sitzende nach Anhörung des Beirats. Die 
Bearbeitung der Fachfragen soll dem zu­
ständigen Fachverband überwiesen wer­
den, sofern es sich nicht um allgemeine 
Aufgaben handelt.

XI.
Die Aufnahme in den Reichszusammen­

schluß erfolgt durch den Vorsitzenden auf 
schriftlichen Antrag.

Das Ausscheiden aus dem Reichszusam­
menschluß erfolgt zum Jahresende durch 
schriftliche Anzeige an den Vorsitzenden, 
spätestens jedoch 6 Monate vorher. Der 
Vorsitzende entscheidet über den Aus­
schluß eines Mitgliedes.

XII.
Über die Aufhebung des Reichszusam­

menschlusses befindet der Vorsitzende 
nach Anhörung des Beirates und mit Zu­
stimmung des Reichs- und Preußischen 
Ministers des Innern.

Aus der NSV.
Aus Anlaß der dreijährigen Wiederkehr 

der parteiamtlichen Anerkennung derNS.- 
VolksWohlfahrt durch den Führer wurde 
am 3. Mai 1936 die neue Nationalsozia­
listische Reichsjugendheimstätte mit der 
Nationalsozialistischen Ausbildungsstätte 
für Sozialcrzieher „Reichsseminar der 
NS.-Volks Wohlfahrt“ im Jugendhof Ho- 
henelse bei Rheinsberg eingeweiht.

An der Feier nahmen die Hauptamts­
leiter Hilgenfeldt und Janowsky, 
Gauleiter Maierhofer vom Hauptamt 
für Volkswohlfahrt sowie sämtliche Leiter 
der Ämter für Volkswohlfahrt der 32 
Gaue der NSDAP, teil. Vertreter der 
Partei und ihrer Gliederungen, der Wehr­
macht und der örtlichen Körperschaften

waren anwesend. Amtsleiter Alt haus, 
der Leiter des Reichsverbandes Deutscher 
Jugendheimstätten, betonte in seiner Be­
grüßungsansprache, daß das zwölfte Heim 
des Verbandes bewußt den Namen Na­
tionalsozialistische Reichsj ugendheimstät - 
te trage. Er gab seiner Freude Ausdruck, 
daß junge Deutsche aus dem fernen Aus­
land die erste Belegschaft bildeten.

Hauptamtsleiter Hilgenfeldt wies dar­
auf hin, daß die beiden nationalsozialisti­
schen Erziehungsstätten auf historischem 
Boden gegründet seien. Hier habe Fried­
rich der Große sich auf seine Aufgaben 
vorbereitet. Die Lagerinsassen ermahnte 
der Redner, auch an dieser Stätte nichts 
höher zu stellen als die Pflicht des Ringens 
um die Volksgemeinschaft. Darauf nahm 
er die Weihe vor und übergab die Stätten 
an Pg. Althaus.

Für den Reichs- und Preußischen Mi­
nister des Innern, Dr. Frick, sprach Mi­
nisterialrat Ruppert. Er gab der Hoff­
nung Ausdruck, daß hier eine Quelle neuer 
Kraft und ein Fundament festens Willens 
der NS.-Volkswohlfahrt zum Besten des 
ganzen Volkes entstehen möge. Ober­
gebietsführer Axmann in Vertretung des 
Reichsjugendführers unterstrich die Ver­
bundenheit der Hitler-Jugend mit der 
NationalsozialistischenRcichsjugendhcim- 
stätte.

*

Die neue Nationalsozialistische Ausbil­
dungsstätte für Sozialerzieher in Rheins­
berg (Mark) ist in die ebenfalls neu er­
richtete Nationalsozialistische Reichsju­
gendheimstätte eingegliedert. Diese enge 
Verbindung von Jugendheimstätte und 
Fachschule bildet eine äußerst günstige 
Voraussetzung für die beabsichtigte Neu­
ausrichtung des sozialen Ausbildungswe­
sens. Im übrigen hat jede der beiden Ein­
richtungen ihre besondere Bedeutung.

Die Nationalsozialistische Reichsju­
gendheimstätte ist der neue Typ eines 
nach nationalsozialistischen Grundsätzen 
aufgebauten Sozialerziehungsheimes mit 
Kindergarten, Kinderheim, Lchrlingsal»- 
teilung und Jugendkameradschaftsheim 
sowie landwirtschaftlichen Lehrbetrieben. 
In dieser Jugendheimstätte werden bevor­
zugt deutsche Jungen und Mädel aus dem 
Ausland aufgenommen, deren Einweisung 
durch die Auslands-Organisation der 
NSDAP, geschieht. Die Betreuung der 
Heimjugend erfolgt in "Verbindung mit der 
Hitler-Jugend.
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Das Reichsseminar der NS.-Volks Wohl­
fahrt ist die soziale Fachschule des Haupt­
amtes und bezweckt die einheitliche theo­
retische und praktische Berufsausbildung 
für den Nachwuchs in der sozialen Arbeit 
nach nationalsozialistischen Gesichtspunk­
ten. Diese neue soziale Ausbildungsstätte 
untersteht der staatlichen bzw. parteiamt­
lichen Aufsicht des Reichserziehungsmini- 
steriums und des Reichsschulungsamtes. 
Im NSV.-Reichsseminar läuft zurzeit ein 
Nachschulungslehrgang für bewährte Mit­
arbeiter aus den NSV.-Dienststellen, die 
in einem viermonatlichen Kursus auf die 
staatliche Prüfung als Volkspfleger vor­
bereitet werden. Ebenfalls hat der ordent­
liche zweijährige Lehrgang für Volks­
pflegeschüler, an dem insbesondere jün­
gere Parteigenossen und HJ.-Führer teil­
nehmen, mit seinem 1. Semester einge­
setzt.

Für die Hitler-Freiplatzspende ist die 
ausreichende Bereitstellung von Kurfrei­
plätzen von großer Wichtigkeit. Deshalb 
hat der Reichsfremdenverkehrsverband, 
der nach dem Gesetz vom 26. 3. 1936 eine 
Körperschaft des öffentlichen Rechts ist, 
den Heilbädern, Kurorten und Seebädern 
verboten, Freiplätze, Freikuren, Freikur­
karten oder freie Kurmittel für Vereine, 
caritative Verbände, Wohlfahrtsorganisa­
tionen oder als Tombolageschenke zu stif­
ten. Er hat angeordnet, daß jeder Ver­
such von Organisationen und Vereinen, 
direkte Sammlungen durchzuführen, so­
fort dem Verband zu melden ist unter 
genauer Angabe derjenigen Stelle, welche 
die Sammlung veranstaltet. Schriftliche 
Sammlungsaufforderungen sollen dem Be­
richt im Original beigefügt werden.

Durch diese Maßnahmen wird eine Zu­
rücksetzung der Männer, die in Deutsch­
land hundertfach als der „unbekannte 
SA.-Mann“ ihre Pflicht getan haben, ver­
hindert. Für die sonstigen betreuungs­
bedürftigen Volksgenossen aller Kreise 
tritt keine Schädigung ein, da sie über die 
sozialen Versicherungs- und Wohlfahrts­
einrichtungen erfaßt werden. Da die Hit- 
ler-Freiplatzspende auch in Zukunft nur 
den Männern zugute kommt, die auf 
Grund ihrer Leistungen für die Bewegung 
im Namen des Führers eine Belohnung 
verdienen, erscheint die bevorzugte Be­
handlung gerechtfertigt und geboten.

Für die Durchführung der Werbung ist 
zwischen dem Hauptamt für Volks Wohl­

fahrt und dem Reichsfremdenverkehrsver­
band für das Jahr 1936 eine Abmachung 
getroä'cn. Danach erfolgt die Sammlung 
und Verteilung sämtlicher Freiplätze der 
Hitler-Freiplatzspende des deutschen 
Fremdenverkehrs getrennt von allen übri­
gen Sammlungen. Das Vorgehen bei der 
Beschaffung der Freiplätze ist festgelegt. 
Es gestaltet sich verschieden, je nachdem 
es sich um freie Unterkunfts- und Ver­
pflegungsstellen oder um Kurfreiplätzc 
handelt.

Freie Unterkunfts- und Verpflegungs­
stellen werden in den Bädern und Kur­
orten — dazu gehören alle Orte, die in der 
Bäderbroschüre von 1936 aufgeführt sind 
— durch die örtlichen NSV.-Dienststellen 
beschafft und gesammelt. Die NSV. kann 
sich der Mitglieder des Reichsfremdenver­
kehrsverbandes bedienen. Diese erhalten 
dadurch nicht das Recht zur selbständigen 
Sammlung.

Kurfreiplätze dagegen erfaßt ausschließ­
lich der Reichsfremdenverkehrsverband. 
Er allein fordert die Kurverwaltungen zur 
Hergabe von Freikurkarten und kosten­
loser Kurbchandlung im Rahmen der Lei­
stungsfähigkeit des einzelnen Kurbetrie­
bes auf. Die Bereitstellung erfolgt ledig­
lich als Sachspende in Form von Frei­
kurkarten und kostenloser Überlassung 
von Kurmittel, auf keinen Fall als Bar­
spende. Gemäß den Vergünstigungsbestim­
mungen geschieht die Gewährung von 
Kurplätzen nur in den Fällen, in denen im 
Rahmen der Hitler-Freiplatzspende ver­
diente Männer der SA., SS. und des 
NSKK. eingewiesen werden, welche be­
reits vor dem 30. Januar 1933 Mitglieder 
der Gliederungen der Partei waren. Die 
Kurverwaltungen bemühen sich für die 
zur Verfügung gestellten Kurbehandlun­
gen bei der örtlichen Badeärzteschaft um 
freie ärztliche Betreuung des Spenden- 
empfangers während der Kur.

Der Reichsfremdenverkehrsverband hat 
bereits seine Mitglieder zum Einsatz für 
die Hitler-Freiplatzspende aufgerufen.

Die NSV.-Dienststellen unterstützen 
grundsätzlich keine Wanderer. Sie ver­
weisen solche Antragsteller, sofern sie ein 
Wanderbuch oder sonstige geeignete Aus­
weispapiere besitzen, an die hierfür zu­
ständige Stelle der öffentlichen Fürsorge 
bzw. an die Wanderfürsorgeverbände. 
Landstreicher, Bettler und sonstige um­
herziehende Asoziale, kurzum alle unge-
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ordneten Wanderer, werden der Polizei 
übergeben.

Arbeitslose Volksgenossen, die ohne Ar­
beitsanweisung reisen, erhalten von der 
NSV. ebenfalls keine Unterstützung. Sie 
werden vielmehr dem örtlich zuständigen 
Arbeitsamt zugeführt. Angehörige der 
Partei und ihrer Gliederungen werden 
ihrer örtlich zuständigen Dienststelle so­
fort gemeldet und unverzüglich überwie­
sen. Jugendliche erfahren in allen Punk­
ten die gleiche Betreuung. Jedoch werden 
Maßnahmen der Jugendhilfe eingeleitet 
(z. B. Unterbringung in Fürsorgeerziehung 
usw.), falls sich ihre Notwendigkeit er­
weist.

Die Ausbildung der Sozialarbciterinncn 
in den von der NSV. eingerichteten und 
unterhaltenen Schulen erfolgt in Verbin­
dung mit der NS.-Frauenschaft bzw. dem 
Deutschen Frauenwerk. Denn es handelt 
sich hier nicht nur um die fachliche Schu­
lung, sondern auch um die weltanschau­
liche Erziehungsarbeit an der deutschen 
Frau. Diese Arbeit soll mit den Grund­
linien der gesamten Frauenschaftsarbeit 
übereinstimmen. Deshalb ist zwischen 
dem Hauptamt für Volks Wohlfahrt und 
der Reichsfrauenführerin eine Vereinba­
rung getroffen, die außer einer Abgrenzung 
der Zuständigkeit die Form der Zusam­
menarbeit festlegt.

Grundsätzlich wird daran festgehalten, 
daß die NSV. die Aufgabe hat, die fach­
liche Ausbildung in der Volkswohlfahrts- 
pßege durchzuführen. Sie ist deshalb aus­
schließlich der Träger sozialer Wohlfahrts­
schulen.

Demgegenüber gehört die Einrichtung 
und Unterhaltung von Müttcrschulen in 
die ausschließliche Zuständigkeit des 
Deutschen Frauenwerkes — Reichsmüt­
terdienst. Das gilt auch dann, wenn eine 
solche Schule in Verbindung mit einer von 
der NSV. unterhaltenen oder neu einzu­
richtenden Wohlfahrtsschule eingerichtet 
wird. Die NSV. erhält keine Einwirkungs­
befugnis.

Bei den von der NSV. eingerichteten 
und unterhaltenen Wohlfahrtsschulen, die 
vornehmlich der Ausbildung von Sozial­
arbeiterinnen dienen, erfolgt die Berufung 
der Schulleiterin sowie die Aufstellung der 
Lehrpläne im Einvernehmen mit der 
Reichsfrauenführerin. Außerdem ist in 
dem Kuratorium dieser Schulen die NS.-

Frauenschaft durch die örtlich zuständige 
Gaufrauenschaftsleiterin bzw. durch deren 
Beauftragte vertreten.

Die Bedeutung der Nationalsozialistischen
Ausbildungsstätte Reichsseminar der 

NSV. in Rheinsberg/Mark.
Das Reichsseminar der NS.-Volks­

wohlfahrt entstand aus der ganzheitlichen 
Schau des Nationalsozialismus auf allen 
Gebieten der Wohlfahrtspflege. Wie die 
NS.-Volkswohlfahrt die artgemäßc Form 
der nationalsozialistischen Wohlfahrts­
pflege darstellt, so ist die neue Gestalt 
der staatlich anerkannten Schule für 
Volkspflege die Nationalsozialistische Aus- 
bildungsstättc für Sozialerzieher. Der 
Nationalsozialismus als einzige Weltan­
schauung auf biologischer Grundlage 
führt zur Einheit sowohl hinsichtlich 
der theoretischen Kenntnisse als auch 
der Entwicklung der praktischen Fähig­
keiten, wie sie bei keiner anderen weit-1 
anschaulich verschieden ausgerichteten 
Schule möglich ist. Wenn die entschei­
denden Ansätze zur Umgestaltung der 
Volkspflegerausbildung einzig und allein 
der weltanschaulichen Grundlage des 
Nationalsozialismus entspringen, so kann 
die Weiterentwicklung nur in dieser Be­
trachtungsebene liegen. Eine solche le­
bensgesetzlich verankerte und gebundene 
Fachausbildung kann nicht zur Entartung 
führen, wie sie in manchen Wohlfahrts­
schulen früher zu finden war, da diese 
sich dem Primat der Politik, d. h. 
der Sicherung der Lebensinteressen des 
deutschen Volkes, nicht unterwarfen. Die 
Gedanken von Blut und Boden müssen 
die Maßstäbe für die Beurteilung einer 
jeglichen Fachausbildung sein. Dann 
wird klar und deutlich, ob diese Fachaus­
bildung entweder wertlos, ja schädlich 
ist> weil ihr aufspaltende Tendenzen inne­
wohnen, oder ob sie der Einheit, dem 
Aufbau und Bestand unseres Volkes 
dient. Diese Feststellung hindert nicht, 
der sozialen Fachausbildung die Auf­
gabe zuzuteilen, mit gläubigem Herzen 
und wachem Gewissen die klaren Er­
kenntnisse zu gewinnen und eine Be­
trachtungsebene herzustellen, die zur 
Vertiefung und Weiterentwicklung der 
fruchtbaren Ansätze in der Volkswohl- 
fahrtspflege führen. Die Größe der ge­
stellten Aufgaben bedingt eine erhöhte 
Zahl von Mitarbeitern und schließt damit 
die Verpflichtung ein, mit dem Vorstoß
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in die Breite gleichzeitig auch in die Tiefe 
des Soziallebens zu graben. So ist diese 
Sozialfachausbildung nach den Gesetzen 
des volklichen Lebens ausgerichtet und 
wird somit zu ihrem kleinen Teil aufbau­
end mitwirken können für das Ziel: Das 
ewige Deutschland.

Der Beruf des Sozialerziehers setzt zur 
Lösung dieser Aufgaben eine besondere, 
innere volksgebundene Bereitschaft vor­
aus. Wahre Nächstenliebe kann nur auf 
dem Boden des Nationalsozialismus ent­
stehen, der aus der göttlichen Schöpfung 
„Volk“ jene lebendigen Kräfte wirksam 
werden läßt, die zur totalen Lösung der 
sozialen Frage notwendig sind. Das Wir­
ken des Sozialerziehers von Mensch zu 
Mensch setzt bestimmte Anlagen voraus, 
die zu besonderen Fähigkeiten entwickelt 
werden müssen. Sein Beruf verpflichtet 
ihn, durch Tat und durch Anleitung den 
Betreuten zur Selbsthilfe zu bringen und 
durch Vermittlung von Gemeinschafts­
hilfe die große Schicksalsgemeinschaft des 
deutschen Volkes zum unvergänglichen 
Erlebnis zu bringen. Damit wird der 
Sinn nationalsozialistischer Volkswohl- 
fahrtsarbeit erfüllt. Diese erzieherische 
Aufgabe des Volkspflegcrs wird durch die 
Einführung eines neuen Hauptfaches über 
Lehrfähigkeit besonders betont. Die Ge­
eignetheit beruht letztlich auf kämpfe­
rischer Einsatzbereitschaft und wahrhaf­
tiger nationalsozialistischer Haltung. Die 
fachliche Eignung soll sich insbesondere 
während des sozialen Vorpraktikums, das 
möglichst schon unter Leitung des Semi­
nars stehen soll, erweisen. Für die Be­
urteilung der nationalsozialistischen Hal­
tung ist die Aktivität in der national­
sozialistischen Bewegung maßgebend.

Die Ausbildung erhält durch die enge 
Verbindung der Nationalsozialistischen 
Ausbildungsstätte für Sozialcrzieher mit 
der Nationalsozialistischen Reichsjugend­
heimstätte ihren besonderen Wert. Diese 
ist ein Sozialerziehungsheim mit Kinder­
garten, Kinderheim, Lchrlingsabteilung 
und Jugendkameradschaftsheim sowie 
landwirtschaftlichen, gärtnerischen und 
hauswirtschaftlichen Lehrbetrieben. Das 
Reichsseminar selbst verfügt über ein 
besonderes Schulgebäude mit einer um­
fangreichen Seminarbücherei. Die Schü­
ler sind in einem am schönen Rheins­
berger See gelegenen Kameradschafts­
heim inmitten eines ausgedehnten Parkes 
mit Sportplatz untergebracht.

Das Ziel der Berufsertüchtigung wird 
darin gesehen, den Teilnehmern die theo­
retischen Kenntnisse und praktischen Fä­
higkeiten zu vermitteln, die zur ganz­
heitlichen Lösung der Volkspflegeauf­
gaben notwendig sind. Die Ausbfldung 
während des zweijährigen Lehrganges 
teilt sich in Unter- und Oberstufe zu je 
zwei Semestern. Die Semesterferien die­
nen zur Ableistung des sozialen Zwischen­
praktikums, das in die praktische Arbeit 
der öffentlichen und freien Wohlfahrts­
pflege einführen und vor allem die Fähig­
keit des selbständigen Arbeitens entfalten 
soll. Wie der Lehrplan zeigt, soll die 
Durchführung eines vollständigen vier- 
semestrigen Unterrichtes die möglichste 
Vertiefung des Ausbildungszieles errei­
chen. Der theoretische Unterricht teilt 
sich auf in Vorlesungen sowie Übungen 
und Arbeitsgemeinschaften. Neben den 
Vorlesungen und Arbeitsgemeinschaften 
sind für beide Lehrstufen Vortragsreihen 
von führenden Persönlichkeiten des So­
ziallebens sowie Besichtigungen von 
Wohlfahrts- und Jugendhilfseinrichtun­
gen und Betrieben vorgesehen. Der Un­
terricht selbst erstreckt sich hauptsäch­
lich auf folgende Sachgebiete:

Die „Nationalsozialistische Weltan­
schauung“ wird als Fach auf die Vermitt­
lung der Geschichte und Organisation der 
Bewegung, auf das Parteiprogramm sowie 
auf das Leben des Führers beschränkt, da 
der Nationalsozialismus durch den Le­
bensstil in dem Seminar und in der Ju- 
gendheimstätte täglich den Schülern zum 
Erlebnis wird.

Die Volkskunde wird als Grundfach an­
gesehen und steht in lebendiger Wechsel­
beziehung zur Staatskunde.

Die Wirlschaftslehre und Sozialpolitik 
werden nicht so sehr von Theorien aus­
gehen, sondern es wird vielmehr die 
deutsche Volkswirtschaft der völkischen 
Staatspolitik untergeordnet und ihre Be­
deutung als Dienerin der Volksgemein­
schaft aufgezeigt.

Bei der Gesundheitsführung werden die 
neuen volkspflegerischen Aufgaben der 
Rassenkunde, Erbpflege und Bevölke­
rungspolitik als Forderungen des sozialen 
Gesundheitsdienstes vorangestellt.

Die Volkswohlfahrtspflege, als deren 
gebundenes Teilgebiet auch die Jugend­
hilfe zu gelten hat, wird als wichtiges 
Hauptfach die Wohlfahrtskunde vermit­
teln und die neue Schau als familienpoli-
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tische Erziehungsmaßnahme deutlich hcr- 
ausstellcn.

Die Erziehungslehre soll sich nicht auf 
die Behandlung der pädagogischen Sy­
steme beschränken, sondern wird die ge­
samte lebensnahe Jugend- und Volks- 
erziehung einschließlich der scelcnkund- 
lichcn Voraussetzungen und sozialerzie­
herischen Forderungen umfassen.

In der Rechtskunde und im Verwal­
tungswesen wird die Kenntnis der fami- 
lien-, jugend- und fürsorgerechtlichen Be­
stimmungen und die Fähigkeit ihrer 
selbständigen Anwendung vermittelt und 
geübt und ein klarer Aufbau der ver­
schiedenen Verwaltungszweige in orga­
nisatorischer und technischer Beziehung 
gegeben.

Den Abschluß der Ausbildung bildet 
am Ende des vierten Semesters die Staats­
prüfung. Sie stellt nach der besonderen 
Eignung und Leistungsfähigkeit des Schü­
lers ein Stoffgebiet in den Mittelpunkt der 
Prüfung. Als Hauptfächer sind Jugcnd- 
wohlfahrtspilcge, Wirtschafts- und Be­
rufsfürsorge oder Allgemeine Wohlfahrts­
pflege vorgeschrieben. Die Abschlußprü­
fung gliedert sich in einen schriftlichen 
und einen mündlichen Teil. Die schrift­
liche Prüfung erstreckt sich auf eine 
selbständige fachwissenschaftlichc Arbeit 
und eine Klausur. Ferner wird eine Prü­
fung der Lehrfähigkeit des Schülers durch­
geführt. In diesem Fach ist insbesondere 
die Fähigkeit zur Gestaltung von Jugend­
heimabenden, von Erwachsenenfreizeiten 
und Abenden zur seelischen Betreuung 
der Hilfsbedürftigen des WinterhilfsWer­
kes sowie der Fachschulung ehrenamt­
licher Kräfte nachzuweisen. Dabei ist 
die Gestaltungs- und Führungsfähigkeit 
in Musikpflege, Handfertigkeit, Leibes­
übungen und Wehrsport zu berücksich­
tigen.

Arbeitstagung des Reichsfrauenbundes des 
Deutschen Roten Kreuzes.

Die Vorsitzenden der Provinzial-, Lan­
des- und Landesfrauenvereine, ebenso wie 
die Provinzial- und Landcsleiterinncn 
vom Bereitschaftsdienst des Deutschen 
Roten Kreuzes waren zu einer Arbeits­
tagung vom 2. bis 4. April ds. Js. in der 
Reichsarbeitsrichtschule der NS.-Frauen- 
schaft zusammengerufen worden. Die 
Tagung galt der Schulung und Belehrung 
der führenden Rotkreuzfrauen in ernster 
Arbeitsgemeinschaft.

Am ersten Tage standen wichtige Wohl- 
fahrts-, Versicherungs- und Steuerfragen, 
Grundsätzliches über die Geschäftsfüh­
rung von Provinzial- und Landesfrauen- 
vereineu, Haushalts-, Kassen-, Rccli- 
nungs- und Prüfungswesen auf dem Pro­
gramm. Der zweite Tag war bis auf einen 
Vortrag von Herrn Regierungsrat Dr. 
Spranger vom Reichsgesundheitsamt 
über „Nationalsozialistische Gesundheits­
politik“ ausschließlich den wichtigen Fra­
gen des Bereitschaftsdienstes gewidmet. 
Die Referate behandelten die theoretische 
und praktische Ausbildung der Samari- 
terinnen und Helferinnen. Jedem Refe­
rat folgte eine längere und eingehende 
Aussprache, in der den Vorsitzenden Ge­
legenheit gegeben war, einmal die theo­
retischen Ausführungen durch Mitteilung 
aus der Praxis zu ergänzen, außerdem 
aber auch etwa im eigenen Arbeitskreis 
vorhandene Schwierigkeiten durch Be­
sprechung in einem größeren Kreise zu 
klären.

Herr Regierungsrat Dr. Spranger gab 
in seinen Ausführungen einen Einblick 
in das große Werk der Gesundheitsfüh­
rung der nationalsozialistischen Regie­
rung und ging im wesentlichen auf das 
Gesetz zur Verhütung erbkranken Nach­
wuchses ein, zu dessen Durchführung 
auch die Mitarbeit der Frauenvereine vom 
Roten Kreuz dringend gefordert wird.

Der letzte Arbeitstag gewann besondere 
Bedeutung dadurch, daß Frau Scholtz- 
Klink zum ersten Mal die Gaufrauen­
schaftsleiterinnen mit den Vorsitzenden 
der Rotkreuz-Frauenvereine zu gemein­
samer Aussprache zusammenführte. Sie 
leitete selbst die Verhandlungen und be­
tonte in ihren eigenen Ausführungen im­
mer wieder mit allem Nachdruck und 
Ernst die Verpflichtung aller deutschen 
Frauen zur Zusammenarbeit im Blick auf 
ein gemeinsames Ziel. Der Verlauf der 
Aussprache gab deutlich zu erkennen, wie 
notwendig und fruchtbringend sie war.

Über den Aufbau der „Wohlfahrts­
pflege im Dritten Reich“ sprach Haupt­
amtsleiter Hilgenfeldt. Sein Vortrag 
war für alle Teilnehmer von besonderem 
Wert, weil er die großen Linien national­
sozialistischer Wohlfahrtspflege und die 
große Wichtigkeit kameradschaftlicher 
Zusammenarbeit aller Verbände klar­
legte. Von grundsätzlicher Bedeutung 
waren seine Ausführungen über Aufgaben 
und Ziele der NS.-Schwester und die Auf-
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gabengebiete der Rotkreuz-Schwestcr in 
der Zukunft.

Der Abschlußvortrag der Tagung von 
Regierungsrätin Rebcr-Gruber über 
„Die nationalpolitische Erziehung der 
Frau“ ergänzte die vorangegangenen 
Worte der Reicbsfrauenfübrcrin. Hau.

Fortbildungslehrgänge Sommer 1936 
des Evangelischen Gesundheitsdienstes 

in Berlin.
Lehrgang über Körpererziehung, Atem­

gymnastik und Turnen der Schwestern.
Von Dienstag, 4. August, bis Sonnabend, 

29. August.
Wiederholungslehrgang für Turnschwe- 

stern.
Von Montag, 17. August, bis Sonnabend, 

29. August. (Für solche Schwestern, die 
bereits an unseren früheren Lehrgängen 
teilgenommcn haben.)

Die Leitung der Lehrgänge liegt wieder 
in den Händen von Frau Dr. ined. E. v.

Ilochschulin- 
in Berlin.

Die Teilnehmergebühr beträgt cinschl. 
der Fahrgelder zu den Übungsstätten für 
den ganzen Lehrgang mit Wohnung und 
Verpllegung RM 140.—, ohne Wohnung 
und Verpflegung RM 60.—. für den Wie­
derholungslehrgang mit Wohnung und 
Verpflegung RM 65.—, ohne Wohnung 
und Verpflegung RM 30.—.

In Sonderfallen können auf Antrag Er­
mäßigungen und Zuschüsse zu den Lehr­
gängen durch das Referat Gesundheits­
fürsorge beim Centralausschuß für die 
Innere Mission der Deutschen Evangeli­
schen Kirche gewährt werden.

Über die Beteiligung an den Lehrgän­
gen wird eine Bescheinigung ausgestellt.

Nach der Anmeldung erhalten die Teil­
nehmer einen ausführlichen Stundenplan 
des Lehrganges.

Anfragen und Anmeldungen sind zu 
richten an den Centralausschuß für die 
Innere Mission der Deutschen Evange­
lischen Kirche, Berlin-Dahlem, Reichen­
steiner Weg 24.

Lölhöffel, 
stitut

Fel, Sportärztin am 
für Leibesübungen :

Wolilfalirtsarbeit der deutschen (xcmeinden

Gutachten des Deutschen Gemeindetages 
auf Grund des § 7 der Wiesbadener Ver- 
X” einharung1).

Ein Landesfürsorgever- 
hand kann sich auf die 
Wiesbadener Vereinbarung 
im Hinblick auf § 4 nur 
dann nicht berufen, wenn 
er sich selbst einer Ab­
schiebung schuldig ge­
macht hat.

Der im Bezirk des LFV. A. gelegene 
BFV. A. hat einem Landeshilfsbedürf­
tigen durch Gewährung von Reisegeld 
den Fortzug nach dem BFV. B. ermög­
licht. Der von dem BFV. B. in Anspruch 
genommene LFV. A. verlangt von dem 
LFV. B„ dem der BFV. B. angehört, die 
Übernahme der Kosten auf Grund des 
§ 3 der Wiesbadener Vereinbarung. Die­
ser lehnt die Kostenübernahme mit der 
Begründung ab, daß Abschiebung vor­
liege und daher die Wiesbadener Ver­
einbarung gemäß § 4 keine Anwendung 
finden könne. Dagegen macht der LFV.

*) Vgl. DZW. X S. 546.

A. geltend, daß nicht er, sondern — wenn 
überhaupt — der BFV. A. abgeschoben 
habe, und daß jedenfalls der Erstattungs­
anspruch gegen den LFV. nicht auf § 17, 
sondern nur auf § 15 gestützt werden 
könne.

Nach Anhörung zweier weiterer Lan- 
desfürsorgeverbände nimmt der Deutsche 
Gemeindetag wie folgt Stellung:

Eine Entscheidung der Frage, ob Ab­
schiebung vorlicgt, kann durch das Gut­
achten nicht erfolgen, da sich dieses nur 
auf die Auslegung der Vereinbarung 
selbst erstrecken kann. Es kann dies aber 
auch dahingestellt bleiben, da nicht be­
hauptet wird, daß sich der LFV. A. einer 
Abschiebung schuldig gemacht hat.

Im § 4 der Vereinbarung wird lediglich 
gesagt, daß die Bestimmungen des § 17 
FV. durch die Vereinbarung nicht be­
rührt werden. In den anerkannten Er­
läuterungen heißt es jedoch dazu: 
vermieden werden mußte, daß die 
cinbarung der Abschiebung Hilfsbedürf­
tiger Vorschub leistet, mußten die auf 
§ 17 FV. gegründeten Erstattungsan- 
sprüchc von dem Abkommen ausge-

„Da
Ver-
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nommen werden.“ Dies kann nur die Be­
deutung haben, daß von dem LFV. ent­
gegen der Vereinbarung nur dann Ersatz 
verlangt werden darf, wenn der Anspruch 
gegen ihn seihst unmittelbar auf § 17 
FV. gestützt wird. Es würde dem Wesen 
des § 17 FV. und dem Grundgedanken 
der Vereinbarung widersprechen, wenn 
ein Landesfürsorgeverband sich auf die 
Vereinbarung dann nicht berufen könnte, 
wenn nicht er, sondern ein Bezirksfür- 
8orgeverbaud sich einer Abschiebung 
schuldig gemacht hat. Der Landesfür­
sorgeverband ist für die Maßnahmen der 
i im angehörigen Bezirksfürsorgeverbände 
nicht verantwortlich. Die Verhältnisse 
liegen anders als wie die zwischen einem 
Bezirksfürsorgeverband und den Dele­
gationsgemeinden.

Im vorliegenden Fall kann der An­
spruch des BFV. B. gegen den LFV. Ä. 
nicht auf Grund des § 17 FV. erhoben 
werden. Da es sich um einen Landcs- 
bilfsbedürftigen handelt, hat der BFV. 
B. zwar die Wahl, ob er den der Abschie­
bung beschuldigten BFV. A. oder den 
LFV. A. in Anspruch nehmen will. Tut 
er das letztere, so kann der Anspruch 
nicht auf § 17 FV., sondern nur auf § 15 
FV. gestützt werden. Etwas anderes ist 
auch aus der Entscheidung des Bundes­
amts Bd. 75 S. 24 nicht zu entnehmen. 
Dies geht schon daraus hervor, daß das 
Bundesamt in eine Prüfung der Frage, ob 
eine Abschiebung vorlag, nicht einge­
treten ist.

Der LFV. A. kann daher auf Grund des 
§ 3 der Wiesbadener Vereinbarung die 
Erstattung der Kosten ablehncn und ver­
langen, daß der LFV. B. die Kosten 
übernimmt.

Die LinterStützungspraxis
in den Stadtkreisen Gesamtschlesiens 

und in den oberschlesischen Landkreisen.
(Vierteljahr Oktober/Dezember 1935.)
Die Grundlage der nachfolgenden zwi­

schenörtlichen und zwischcnzeitlichenVer- 
gleiche bilden die Durchsetzungsziffern 
(Unterstützungsempfänger je 1000 Ein­
wohner) und die Durchschnittsunterstüt­
zungen (monatlicher Baraufwand je lau­
fend unterstützte Partei und Person). Bei 
Wertung der JJ Durchsetzungsziffern sind 
die zwischenörtlichen Verschiedenheiten 
in der Sozial- und Wirtschaftsstruktur, 
vor allem im Kinderreichtum und im Er­
werbstätigkeitsgrad, zu berücksichtigen.

Die Höhe der Durchschnittsunterstützun­
gen wird außer durch die Unterstützungs­
praxis durch den Kinderreichtum und 
durch die örtlichen Lebenshaltungskosten 
bestimmt. Ihre Berechnung wird häufig 
durch Ungenauigkeiten in der Verbuchung 
gestört. Um Fehlschlüsse zu verhüten, 
ist daher jedesmal die Entwicklung gegen­
über dem Vorbericht mit angegeben. 
Starke Veränderungen, die nicht beson­
ders begründet sind, zeigen an, daß die 
errechnete Ziffer wahrscheinlich fehlerhaft 
und deshalb für sich allein unverwertbar 
ist. — Dadurch, daß die Zahlen regel­
mäßig in jedem Vierteljahr vorgelegt wer­
den, können die Fehler jedoch ausgeschie­
den und kann ein zutreffendes Bild von 
der Unterstützungspraxis der einzelnen 
Bezirksfürsorgeverbände gewonnen wer­
den. — Außerdem treten trotz etwaiger 
Fehler im einzelnen die Entwicklungsten­
denzen im ganzen meist einwandfrei zu­
tage.

Das 4. Quartal des Jahres 1935 führte 
in sämtlichen zum Vergleich herangezo­
genen schlesischen Bezirksfürsorgeverbän­
den zu einer Zunahme der Unterstüt­
zungsempfänger der offenen Fürsorge. Da 
die Wintermonate mit dem Eintritt der 
Kälte naturgemäß zu einer Einschränkung 
der Arbeitsmöglichkeiten führen müssen, 
ist diese Zunahme der Unterstützungs­
empfänger als durchaus normal anzu­
sprechen. Sie geht übrigens nur in 4 von 
den 9 niederschlesischen (nämlich in 
Schweidnitz, Liegnitz, Glogau und Wal­
denburg) sowie in 3 von den 6 oberschle­
sischen Stadtkreisen (nämk :h in Neiße, 
Oppeln und Ratibor) über 5 hinaus. In 
den Landkreisen mit ihrer großenteils 
Ackerbau treibenden Bevölkerung macht 
sich der Einfluß der Witterungsverhält- 
nisse auf die Beschäftigungslage natur­
gemäß stärker fühlbar. Sie weisen daher 
— mit Ausnahme von Neiße Land, Tost- 
Gleiwitz und Grottkau — sämtlich eine 
Zunahme der Unterstützungsempfänger 
um mehr als 5% auf. In Rosenberg, 
Kreuzburg, Falkcnbcrg und Guttentag 
beträgt die Erhöhung sogar mehr als 
25%. — Die größere Witterungsabhän­
gigkeit des Wohlfahrts wesens in den 
Landkreisen kommt auch in den Gesamt­
zahlen für die Stadt- bzw. Landkreise 
deutlich zum Ausdruck. Nach den Ge­
samtzahlen ergibt sich für die niederschle­
sischen Stadtkreise eine Erhöhung der 
Unterstützungsempfänger um 5,0 und für 
die oberschlesischen Stadtkreise eine Er-
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höhung um 6,2%, für die oberschlesischen 
Landkreise aber eine Zunahme um 12,1%. 
Die Steigerungsziffern sämtlicher Grup­
pen liegen — und zwar zum Teil wesent­
lich — über dem Reichsdurchschnitt
(4,0%).

Die jahreszeitliche Zunahme der Unter­
stützungsempfänger während des Viertel­
jahrs Oktober—Dezember 1935 vermag 
jedoch in keiner Weise die großen Erfolge 
zu überdecken, die auf dem Gebiete des 
Wohlfahrtswescns während der letzten 
Jahre im ganzen erzielt sind. Gegenüber 
dem 31. 12. 1932 (also dem Dezember vor 
der Machtübernahme durch den National­
sozialismus) ist trotz der winterlichen Er­
höhung in den nieder- und oberschlesi­
schen Stadtkreisen eine Abnahme der 
Unterstützungsempfänger um 33—34 und 
in den oberschlesischen Landkreisen sogar 
um 38% eingetreten! Merklich weniger 
als 15% beträgt der gegenüber diesem 
Stichtage erzielte Rückgang nur in Ra- 
tibor. — In einer Reihe von Bezirksfür­
sorgeverbänden geht er aber sogar über 
50% hinaus, so in den Stadtkreisen Gör­
litz, Hirschberg, Grünberg und Neiße so­
wie in den Landkreisen Oppeln und Cosel.

Der Aufwand an laufenden Barunter­
stützungen je Einwohner hat 6ich im 
Quartal Oktober—Dezember gegenüber 
dem Vorvierteljahr meist nur wenig ver­
ändert. Trotz der erhöhten Zahl der Un­
terstützungsempfänger ist der Aufwand 
im ganzen etwas gesunken. Er betrug in 
den niederschlesischen Stadtkreisen 7,11 
RM je Einwohner (gegenüber 7,43 RM 
im Vorvierteljahr) und in den obcrschlc- 
sischen Stadtkreisen 5,02 RM (5,28) bei 
einer Reichsziffer von 3,61 RM. Es tritt 
also deutlich zutage, daß die schlesischen 
Stadtkreise in einem wesentlich größeren 
Umfange als der Reichsdurchschnitt durch 
Fürsorgelasten in Anspruch genommen 
sind. — In den obcrschlesischen Land­
kreisen war die Belastung naturgemäß 
wesentlich niedriger (1,61 RM). Daß der 
Aufwand je Einwohner sich entgegenge­
setzt entwickelt hat wie die Zahl der 
Unterstützungsempfänger, ist in der 
Hauptsache darauf zurückzuführen, daß 
die Zunahme der Unterstützungsempfän­
ger tatsächlich zum überwiegenden Teil 
erst im Dezember eingetreten ist, so daß 
die Monate Oktober und November noch 
eine Entlastung aufwiesen. Zur Erläute­
rung des Entwicklungsverlaufes sind nach­
stehend für die 3 obcrschlesischen Indu­
striestädte die Monatszahlen mitgeteilt:

Stichtag 
bzw. Zeitraum

Die Gesamtzahl d. Unter­
stützungsempfänger der 
offenenFürsorge betrug in

Beuthen Gleiwitz Hinden-
burg

30. September 1935 .. 6 543 4 419 5 845
31. Oktober 1935 .. 6 701 4 393 5 732
30. November 1935 .. 6 954 4 366 5 618
31. Dezember 1935 .. 7 218 4 541 5 994
Viertelj. Juli—Sept. 

1935 ....................... 20 154 13 610 17 986
Viertelj. Okt.—Dez. 

1935 ....................... 20 873 13 300 17 344

Mit mehr als 5 RM je Einwohner sind 
von den 9 niederschlesischen Stadtkreisen 
Breslau, Schweidnitz, Brieg und Walden­
burg belastet, vonVden 6 oberschlesischen 
Stadtkreisen Ratibor, Beuthen und Hin- 
denburg. Die Belastungsziffer der Land­
kreise bewegt sich allgemein zwischen 1 
und 2. Darüber hinaus geht sie nur in 
Beuthen-Tarnowitz, Tost-GIeiwitz und in 
Neustadt.

Die einmaligen Barunterstützungen sind 
um so bedeutungsvoller, je geringer die 
Bedeutung der laufenden Barunterstüt­
zungen ist, einmal deshalb, weil bei einer 
geringeren Summe laufender Unterstüt­
zungen ein gleicher Betrag an einmaligen 
Barunterstützungen ein größeres relati­
ves Gewicht besitzt als bei einer größeren 
Summe laufender Unterstützungen, so­
dann aber auch weil die Niedrighaltung 
der laufenden Unterstützungen aus für­
sorgerischen Gründen notwendig zu einer 
verhältnismäßigen Erhöhung der einmali­
gen Barunterstützungen führen muß.

In vorstehendem ist schon dargelegt, 
daß die Zunahme der Unterstützungsemp­
fänger überhaupt auf die jahreszeitliche 
Verminderung der Erwerbsmöglichkeiten 
zurückzuführen ist. Dieser Einfluß muß 
naturgemäß in der Entwicklung der Wohl- 
fahrtserwerbslosen-Zahlen noch deutlicher 
zum Ausdruck kommen. Sie sind daher 
auch in sämtlichen Bezirksfürsorgever- 
bänden erhöht. Durchschnittlich beträgt 
ihre Zunahme sowohl in den nieder- wie 
in den obcrschlesischen Stadtkreisen und 
auch in den oberschlesischen Landkreisen 
2,8—2,9%. Sehr bedeutend war ihre Zu­
nahme insbesondere in Ratibor (7,7), Beu­
then (6,3) und Schweidnitz (5,9%) sowie 
in den Landkreisen Rosenberg, Guttentag 
(6,2—6,3%) und Falkenberg (5,5%).

Erhöht hat sich im Quartal Oktober— 
Dezember 1935 vor allen Dingen die Zahl 
der nichtanerkannten WE. Die Zahl der 
anerkannten WE. ist im Durchschnitt der
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mederschlesischen Stadtkreise um 1,8, im 
Durchschnitt der oberschlesischen Stadt­
kreise um 2,5 und im Durchschnitt der 
oberschlesischen Landkreise um 2,2% — 
also überall in geringerem Umfange ge­
stiegen als die Gesamtzahl der WE. Das 
ist darauf zurückzuführen, daß eine be­
trächtliche Zahl der anerkennbaren WE. 
durch Alu und Kru aufgefangen wird. 
Es beweist aber auch, daß die Zahl der 
nichtanerkannten WE. tatsächlich stark 
durch die Entwicklung der Erwerbsver­
hältnisse beeinflußt wird, daß es sich mit­
hin um Personen handelt, die als durchaus 
erwerbsfähig und erwerbswillig anzusehen 
sind.

Über der Zunahme der Erwerbslosigkeit 
im Winterquartal Oktober—Dezember 
darf aber nicht vergessen werden, daß die 
Zahl der WE. heute in den niederschle­
sischen Stadtkreisen um 39,4, in den ober­
schlesischen Stadtkreisen sogar um 45,4 
und auch in den obcrschlesischen Land­
kreisen immerhin um 29,0% niedriger 
liegt als am 31. 12. 1932. Das Gesamt­
gewicht der Erwerbslosigkeit ist also ge­
genüber dem Vorjahre wesentlich ver­
mindert. — Im einzelnen zeigt die Ent­
wicklung der Wohlfahrtserwerbslosigkeit 
zwischenörtlich starke Verschiedenheiten.

Der monatliche Durchschnittsaufwand 
für WE. wies in den niederschlesischen 
Stadtkreisen im Berichtsvierteljahr einen 
Rückgang um 2,30 RM auf, dagegen in 
den oberschlesischen Stadtkreisen eine 
Erhöhung um 4,34 RM und in den ober­
schlesischen Landkreisen desgleichen eine 
Erhöhung um 3,33 RM. Er lag mit 
46,22 RM in den oberschle6i6chen Stadt­
kreisen im letzten Quartal höher als in 
den niederschlesischen (40,33). In den 
Stadtkreisen beider Provinzen und erst 
recht in den oberschlesischen Landkreisen 
(26,90) lag er aber niedriger als im Reichs­
durchschnitt (47,84). — In einzelnen Be­
zirksfürsorgeverbänden, so in den Städten 
Waldenburg und Glogau sowie in den 
Landkreisen Tost-Gleiwitz, Kreuzburg, 
Guttentag, Rosenberg, Cosel, Bcuthen- 
Tarnowitz und Oppeln, weisen die Unter­
stützungsbeträge starke Veränderungen 
gegenüber dem Vorvierteljahr auf; und 
zwar handelt es sich in* fast allen diesen 
Fällen um eine Verminderung des Unter­
stützungsbetrages. Hierfür sind nicht nur 
buchungstechnische Gründe maßgebend; 
es spielt vielmehr als Ursache auch die 
Tatsache eine Rolle, daß zur Errechnung 
der Durchschnittsunterstützungen der Un­

terstützungsaufwand der Monate Oktober 
—Dezember und die Mittelzahl der am 
30. 9. bzw. 31. 12. 1935 betreuten Unter­
stützungsempfänger herangezogen wurde. 
Durch diese Berechnungsmethode wird 
der durchschnittliche Unterstützungsbe­
trag in allen Fällen, in denen Oktober und 
November hohe Erwerbslosenzahlen auf­
wiesen, über seine tatsächliche Höhe hin­
aus erhöht und umgekehrt in allen den 
Fällen, in denen Oktober und November 
verhältnismäßig geringe Erwerbslosenzah­
len aufwiesen, unter seine tatsächliche 
Höhe gesenkt.

Die höchsten Durchschnittsunterstüt­
zungen zahlten im Berichtsvierteljahr von 
den schlesisehen Stadtkreisen Oppeln 
(70,22) und Ilindenburg (53,55); nur in 
diesen beiden Städten lag der Unterstüt­
zungsbetrag über dem Reichsdurchschnitt 
(47,84). Die niedrigsten Durchschnitts­
unterstützungen wurden für Gleiwitz 
(27,75) und für Görlitz (31,32) festgestellt.

Die Zahl der sonstigen Unterstützungs­
empfänger (der Ortsarmen) hat während 
des Vierteljahres Oktober—Dezember 1935 
ebenso wie im Reiche (+0,2%); so auch 
in den niederschlesischen (—0,8) und in 
den oberschlesischen Stadtkreisen (+0,6) 
nur eine geringe Veränderung erfahren. 
Für die oberschlesischen Landkreise 
(+0,1%) waren desgleichen keine nen­
nenswerten Schwankungen festzustellen.

Die Ort6armcn spielen im Verhältnis 
zur Einwohnerzahl in Schlesien eine^ grö­
ßere Rolle als im Reich. Die Durchset­
zungsziffer stellt sich in den| oberschle­
sischen Stadtkreisen auf 17,0 und in den 
niederschlesischen Stadtkreisen auf 15,9. 
Sie liegt auch in den oberschlesischen 
Landkreisen mit 12,9 über dem Reichs­
durchschnitt von 8,9. Allerdings bestehen 
zwischen den einzelnen Bezirksfürsorge­
verbänden sehr starke Unterschiede.

Auch der Personenkreis der Pflegekin­
der hat 6ich im Berichtsvierteljahr nur 
wenig verändert. Die Pflegekinder sind mit 
4,0 je 1000 Einwohner in den niederschle- 
sischcn Stadtkreisen sehr zahlreich ver­
treten. Ihre Häufigkeit in den oberschle- 
sischcn Stadtkreisen (2,4) entspricht dem 
Reichsdurchschnitt, während die Durch­
setzungsziffer der oberschlesischen Land­
kreise (1,2) den Reichsdurchschnitt nur 
zur Hälfte erreicht. Allerdings verstecken 
sich auch hinter diesen Durchschnittszif­
fern für Stadtkreis- oder Landkreisgrup­
pen stark ausgeprägte zwischenörtlicLe 
Verschiedenheiten. Beispielsweise steht
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bei den niederschlesischen Stadtkreisen 
einer Ziffer von rund 8 in Waldenburg und 
Hirschberg eine solche von 0,5 in Grün­
berg gegenüber.

Der durchschnittliche Unterstützungs­
aufwand für die Ortsarmen ist ebenso wie 
der Personenkreis in den Stadtkreisen 
durchweg nur wenig verändert. Er liegt 
in den niederschlesischen Stadtkreisen mit 
33,57 EM um die Hälfte höher als in den 
oberschlesischen Stadtkreisen (22,12) und 
auch über dem Reichsdurchschnitt (27,62), 
und zwar ist der durchschnittliche Unter- 
stülzungsbctrag für Ortsarme in jeder 
einzelnen niedcrschlesischen Stadt (26 bis 
35) höher als in irgendeiner oberschlesi­
schen (20—25). — In den oberschlesischen 
Landkreisen sind zum Teil erhebliche 
Schwankungen der Durchschnittsunter­
stützungen für Ortsarme zu beobachten, 
die den Wert der Berechnungen herab­
mindern. Im allgemeinen schwanken die 
Durckschnittsunterstützungen zwischen 
15 und 20 RM. Darüber liegen sie nur 
in dem vorwiegend industriellen Land­
kreis Bcuthen-Tarnowitz, darunter in 
Grottkau und Falkenberg.

Die Durchschnittsunterstützungen für 
Pflegekinder betragen in den Stadtkreisen 
16—17, in den Landkreisen 11 RM. Als 
auffällig sind wiederum die hohen Durch­
schnittssätze in Glogau, Hindcnburg und 
Gleiwitz sowie in den Landkreisen Tost- 
Gleiwitz und Leob schütz hervorzuheben, 
ln diesen Kreisen liegt die Durchschnitts- 
Unterstützung für ein Pflegekind höher 
als die Durchschnittsunterstützung für 
einen Ortsarmen. Andererseits ist die 
Durchschnittsuni erstützung in der Stadt 
Oppeln sowie in den Landkreisen Beuthen- 
Tarnowitz und Cosel auffallend niedrig.

Die Sozialrentner haben in den nieder- 
schlesischen Stadt- und in den oberschle­
sischen Landkreisen eine geringe Erhö­
hung erfahren. Eine bedeutende Zu­
nahme ergab sich nur für den Landkreis 
Cosel. Im Verhältnis zur Einwohnerzahl 
6ind die Sozialrentner in den niederschle­
sischen Stadtkreisen (17,2) mit doppelt 
so großer Zahl vertreten wie im Reichs­
durchschnitt (8,7). Auch die Durchset­
zungsziffer der oberschlesischen Stadt­
kreise (10,7) liegt über dem Reichsdurch- 
schnkt, während die Ziffer der oberschle- 
sischen Landkreise (7,0) diesen nicht er­
reicht. — Unter Berücksichtigung ihrer 
Sozialstruktur müssen die Ziffern der 
oberschlesischen Industriestädte im Ver­
gleich zu den Ziffern der Städte Schweid­

nitz, Brieg und Glogau als sehr niedrig 
bezeichnet werden.

Der monatliche Durchschnittsaufwand 
je Partei hat im Laufe des Berichtsviertel­
jahres in allen Stadtkreisen nur Schwan­
kungen geringen Ausmaßes erfahren; auch 
von den Landkreisen weisen nur wenige 
erheblichere Schwankungen auf (nämlich 
Rosenberg, Tost-Gleiwitz und Cosel). Die 
Durchschnittsunterstützung entspricht in 
den niederschlesischen Stadtkreisen (16,23) 
fast genau dem Reichsdurchschnitt (16,31), 
während sie in den oberschlesischen Stadt­
kreisen (13,48) sowie in den oberschle­
sischen Landkreisen (10,50) niedriger liegt.

Die Zahl der Kleinrentner (einschl. 
Gleichgestellte und Empfänger von Klein­
rentnerhilfe) hat keinerlei wesentliche 
Veränderungen erfahren. Sie liegt in den 
oberschlesischen Stadtkreisen (4,1) nur 
wenig über dem Reichsdurchschnitt (3,9) 
und in den oberschlesischen Landkreisen 
mit 3,1 merklich darunter. In den nieder- 
schlesischen Stadtkreisen sind die Klein­
rentner von wesentlich größerer Bedeu­
tung (6,1). Vor allem sind die Empfänger 
von Kleinrentnerhilfe, aber auch die 
Gleichgestellten, in den nicderschlcsischcn 
Stadtkreisen relativ stark vertreten. In 
den oberschlesischen Stadtkreisen erreicht 
ihr Anteil an der Gesamtzahl der Klein­
rentner den Reichsdurchschnitt nicht, ge­
schweige denn in den oberschlesischen 
Landkreisen.

Die Durchschnittsunterstützungen für 
Kleinrentner und Gleichgestellte zeigen in 
einer Reihe von Bezirksfürsorgeverbänden 
starke Schwankungen, ebenso auch jene 
für Empfänger von Kleinrentnerhilfe. Die 
für Kleinrentner und Gleichgestellte cr- 
rcchncten Durchschnittssätze überschrei­
ten in den niederschlesischen Stadtkreisen 
(33,86) den Reichsdurchschnitt (32,77), 
während sie ihn in den oberschlesischen 
Stadtkreisen etwas unterschreiten (31,72). 
In den oberschlesischen Landkreisen liegt 
der durchschnittliche Unterstützungssatz 
niedriger (20,32). Bei den Empfängern 
von Kleinrentnerhilfe sind die Unter­
schiede ausgeprägter. Die nicdcrschle- 
sischen Stadtkreise (39,03) überragen den 
Reichsdurchschnitt (36,03) fühlbar, wäh­
rend die oberschlesischen Stadtkreise 
(32,55) ihn beträchtlich unterschreiten. 
Die Durchschnittsziffer der oberschlesi- 
schen Landkreise erreicht die Reichsziffer 
nur zu %. — Als auffällig müssen die An­
gaben all der Bezirksfürsorgeverbände be­
zeichnet werden, in denen die Unterstüt-
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zung der Empfänger von Kleinrentner­
hilfe hinter jener der Kleinrentner und 
Gleichgestellten zurückbleibt. Das gilt 
insbesondere für Oppeln, Ratibor, Grün­
berg und Cosel; andererseits ist die sehr 
hohe Ziffer des Landkreises Tost-Gleiwitz 
ebenfalls sicher durch Zufälligkeiten be­
einflußt.

Im Personenkreis der Kriegsopfer sind 
wiederum keine Veränderungen eingetre­
ten. Die Durchsetzungsziffern sind mit 
0,7 je 1000 Einwohner in den niederschlc- 
eischen und mit 0,3 in den oberschle­
sischen Stadtkreisen bzw. mit 0,1 in den 
oberschlesischen Landkreisen überall nur 
von geringer Bedeutung für die Entwick­
lung und Beurteilung des gesamten ge­
meindlichen Wohlfahrtswcsens.

Zusammenfassend ist also eine Zunahme 
der Unterstützungsempfänger im Berichts­
zeitraum festzustellen, die aber lediglich 
auf eine Erhöhung der WE. infolge der 
jahreszeitlichen Verschlechterung der Be­
schäftigungsmöglichkeiten zurückzufüh­
ren ist. Im Personenkreis der sonstigen 
Unterstützungsempfänger der offenen Für­
sorge (ohne WE.) sind weder erhebliche 
Erhöhungen noch fühlbare Rückgänge 
festzustellen. — Die Durchschnittsunter­
stützungen haben sich im ganzen kaum 
verändert. Allerdings zeigen sich wieder­
um manche merkliche Schwankungen 
und zahlreiche zwischenörtliche Verschie­
denheiten, die nicht aus Unterschieden in 
den natürlichen Voraussetzungen des Für­
sorgewesens zu erklären sind, sondern auf 
Verschiedenheiten der Unterstützungs­
praxis zurückgeführt werden müssen.

Die Zahl der Fürsorgearbeiter war aus 
jahreszeitlichen Gründen am 31. 12. 1935 
ganz allgemein geringer als an» 30. 9. In 
beträchtlichem Umfange wurden nur in 
flen 4 Städten Breslau und Görlitz, Hin- 
denburg und Gleiwitz Fürsorgearbeiten 
durchgeführt. Daneben ist auch Oppeln 
zu erwähnen.

Die Zahl der Fürsorgearbeiter betrug: 
Städt/'BFV. Am Am
Gesamtschlesiens 31.12.1935 30. 9.1935
1. Breslau....
2. Görlitz . —
3. Schweidnitz
4. Hirschberg.
5. Grünberg ..
6. Hindenburg
7. Gleiwitz ...
8. Beuthen . ..

342 685
231 342

11 20
— 4

9 30
342 345
308 543
— 28

Am Am
31. 12.1935 30. 9. 1935

9. Oppeln......... 72 126
10. Neiße............ 15 19
Landl. BFV.
Oberschlesiens

1. Falkenberg.. — 41
Reichswohlfahrtshilfe erhielten im April 

von den insgesamt 974 deutschen Bezirks­
fürsorgeverbänden nur noch 104. In Nie­
derschlesien sind zurzeit nur die Städte 
Waldenburg, Breslau, Schweidnitz und 
Brieg sowie die Landkreise Bunzlau, Glatz, 
Ohlau und Reichenbach an der Reichs­
wohlfahrtshilfe beteiligt. In Oberschlesien 
erhalten die 4 Stadtkreise Hindenburg, 
Beuthen, Ratibor und Neiße sowie der 
Landkreis Rosenberg noch Reichswohl­
fahrtshilfe. Unter dem Einfluß der win­
terlichen Witterung hat sich also die Zahl 
der an der Reichswohlfahrtshilfe beteilig­
ten Bezirksfürsorgeverbände gegenüber 
dem Vorbericht (Novemberrate) etwas er­
höht, denn heute — im April — erhalten 
in Niederschlesien 8 von 42 BFV. Reichs­
wohlfahrtshilfe gegenüber 5 im November 
und in Oberschlesien 5 von 20 BFV. gegen­
über 3 im November 1935.

Arbeitsfürsorge der Stadt Essen.
Die Arbeitsfürsorge des Wohlfahrts­

amtes der Stadt Essen, eine Einrichtung, 
die später für zahlreiche Großstädte 
Vorbild wurde, kaim in diesem Frühjahr 
auf ihr zehnjähriges Bestehen zurück­
blicken.

105 000 Wohlfahrtscrwerbslose haben 
in den zehn Jahren im Rahmen dieser 
Maßnahmen insgesamt über neun Mil­
lionen Tagewerke geleistet. Außerdem 
haben 20 000 Erwerbslose mit 2,6 Mil­
lionen Tagewerken ihre Pfiichtarbeit ab­
geleistet, darunter 4700 weibliche Er­
werbslose. Eine Fülle kleiner und großer 
Werte und Werke ist daraus entstanden, 
die ausnahmslos den Charakter der 
Gemeinnützigkeit und der Zusätzlich- 
keit tragen.

Was diese Zahlen allerdings nicht 
wiedergeben, das ist der Nutzen, der 
den Erwerbslosen selbst aus dieser Form 
der Fürsorge zuwuchs. Die seelische 
Belastung der Arbeitslosigkeit, der 
Zwang, die arbeitskräftigen Hände jahr­
aus jahrein in den Schoß legen zu müssen, 
das war oft schwerer zu ertragen als
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die materielle Not. Und besonders se­
gensreichen Dienst leistete die Arbeits­
fürsorge an der erwerbslosen Jugend, 
die sie den tausend Gefahren des Müßig­
ganges wirkungsvoll entzog.

Die wirtschaftlichen Wirkungen der 
Arbeitsfürsorge hat zu einem gewissen 
Teil auch der gewerbliche Mittelstand 
verspüren können. Wenn in den Zeiten 
größter Arbeitslosigkeit — 60 im Jahre 
1932 — die Stadt Essen laufend rund 
7000 Wohlfahrtserwerbslose beschäftigte, 
so bedeutete das eine Erweiterung des 
Kreises immerhin kaufkräftigerer Kon­
sumenten in einem Umfange, der schon 
ins Gewicht fiel. In beträchtlichem 
Umfange entstanden aus diesen Maß­
nahmen für die Gemeindefinanz Ent­
lastungen, denn der größte Teil der 
Fürsorgearbeiter wurde nach Beendigung 
der Maßnahmen dem Arbeitsamt über­
wiesen und kehrte nicht mehr zum 
Wohlfahrtsamt zurück.

Die „Gruga“ ist von Wohlfahrts- 
arbeitcrn in 687 Arbeitstagen und 382 000 
Tagewerken im Rohbau erstellt worden. 
85 000 cbm Boden mußten bewegt wer­
den. Auch der Turnierplatz der Essener 
Ausstellungshallen ist von Essener Wohl­
fahrtsarbeitern erbaut.

Das „Gaufeld“ in Bergeborbeck, ein 
Aufmarschgelände mit einem Fassungs­
vermögen von über 200 000 Personen, 
ist von Wohlfabrtsarbeitern in 36 000 
Tagewerken hergerichtet worden. Hier­
für haben die Wohlfahrtsarbeiter 62 000 
Quadratmeter Fläche reguliert und 
44 800 cbm Boden bewegt.

50 000 qm Brachgelände haben Wohl- 
fahrts- und Pflichtarbeiter zur Anlage von 
Kleingärten hergerichtet.

Wohlfahrts- und Pflichtarbeiter haben 
120 000 cbm Straßenbaumatcrial aus 
einer Schlackcnhalde und 21 000 cbm 
aus einem Steinbruch gewonnen. Mit 
dem so gewonnenen Material sind um­
fangreiche Verbesserungen des Straßen­
netzes im Stadtgebiet durchgeführt 
worden.

Im Stadtgebiet sind durch Wohl­
fahrts- und Pflichtarbeiter umfangreiche 
Grünanlagen für die erholungssuchendc 
Bevölkerung geschaffen worden. In den 
städtischen Waldungen sind 58 000 qm 
Wege (Fuß-, Radfahr- und Reitwege) 
zur Benutzung durch die Bevölkerung 
ausgebaut worden.

Für die Kleinsten haben Wohlfahrts­
und Pflichtarbeiter 123 Spielplätze im

dichtbesiedelten Stadtgebiet schaffen hel­
fen. Allein 16 000 qm Fläche wurden 
als Spielplätze im Essener Stadtwald 
hergerichtet. Sportplätze für die sport­
liche Ertüchtigung unserer Jugend wur­
den neu gebaut und verbessert.

In der Stadtmitte ist stadteigenes 
Gelände, insbesondere der Waldtliauscn- 
park, zu Erholungszwecken für die Be­
völkerung erschlossen worden.

400 000 RM aus Fürsorgemitteln sind 
darlehnsweise Bauherren durch Gestel­
lung wohlfahrtserwerbsloser Bauhand­
werker bereitgestellt worden. Die Dar­
lehen wurden hypothekarisch sicherge­
stellt und werden verzinst und getilgt. 
1000 Wohlfahrtserwerbslose haben auf 
diesem Wege Arbeit gegen Zahlung von 
Tariflöhnen erhalten. Diese Wohlfahrts­
erwerbslosen haben 650 Wohnungen mit 
1300 Räumen erstellt. 4,8 Millionen 
Privatkapital hat diese produktive ar­
beitsfürsorgerische Maßnahme des Wohl­
fahrtsamtes Essen bewegt, die dem 
heimischen Handwerk und gewerblichen 
Mittelstand durch Auftragserteilung zu­
gute gekommen sind.

Bisher sind 5000 unterstützte Per­
sonen durch Verweigerung der Pflicht­
arbeit vorzeitig aus der Betreuung des 
Wohlfahrtsamtes ausgeschieden. Durch 
das Ausscheiden dieser asozialen Ele­
mente und Volksschädlinge wurden natür­
lich ganz erhebliche Mittel an Unter­
stützung erspart und besseren Zwecken 
zugeführt.

Die Pflichtarbeiterinnen werden zum 
Teil mit der Herstellung von Brennholz 
und in der Volksküche beschäftigt. Aus 
hygienischen Gründen ist eine General­
reinigung sämtlicher Schulen, Turnhallen 
usw. durch Pflichtarbeiterinnen in 
93 500 Tagewerken durchgeführt worden. 
Die Zahl der vom Arbeitsamt in freie 
Arbeitsplätze vermittelten weiblichen 
Wohlfahrtserwerbslosen ist seit der ver­
stärkten Durchführung von Pflichtarbeit 
gestiegen. Jüngere unterstützte weib­
liche Personen werden als Hausgehil­
finnen minderbemittelten kinderreichen 
Müttern zur Hilfeleistung im Haushalt 
gestellt. Auf diese Art sind zur Zeit 
521 unterstützte weibliche Personen in 
kinderreichen Familien beschäftigt. An­
dere weibliche Wohlfahrtserwerbslose ha­
ben 4000 Kilogr. Wolle zu 20 400 Paar 
Strümpfen verarbeitet.

1931 wurde Pflichtarbeit für jugend­
liche Erwerbslose eingeführt. Diese ju-
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gendlichen Pflichtarbeiter mußten an 
fünf Wochentagen je vier Stirn den Arbeit 
leisten. Hieran schlossen sich zwei Stun­
den sportlicher Betätigung an. Am 
sechsten Tage machten die Jugendlichen 
eine Pflichtwanderung. Die Arbeit dieser 
jugendlichen Wohlfahrtserwerbslosen be­
stand in der behelfsmäßigen Herrichtung 
und Ausbesserung von städtischen Sport­
plätzen.
Zusätzliche Finanzierung von Not­

standsmaßnahmen.
2200 Essener Wohlfahrtserwcrbslose 

sind bisher in auswärtiger Notstands- 
arbeit gewesen. Aus Fürsorgemitteln 
hat das Wohlfahrtsamt bisher 325 000 
RM für diesen Zweck verausgabt. Unsere 
Erwerbslosen haben hochbedeutsamc 
Forst-, Kulturarbeiten, Meliorationen und 
ähnliche Arbeiten im landschaftlich schö­
nen Westerwald ausgeführt.

Auch den damals freiwilligen Arbeits­
dienst hat das Wohlfahrtsamt Essen 
in richtiger Erkenntnis der hohen ar- 
beits-pädagogischen irnd moralischen Ziele 
dieser Einrichtung weitgehend gefördert. 
Durch geeignete und geschickte Maß­
nahmen sind von 25 000 damals in Essen 
befindlichen Jugendlichen 6000 Wohl- 
fahrtserwerhslose in den I AD vermittelt 
worden.

Wegen struktureller Änderungen in 
der örtlichen Wirtschaft sind berufs­
fremde Erwerbslose zu Metallarbeitern 
umgeschult worden. Diese vom Arbeits­
amt durchgeführte Schulungsmaßnahme 
hat das Wohlfahrtsamt finanziell unter­
stützt. Mit den Mitteln sind Anlern­
maschinen und dergleichen beschafft 
worden.

Geschäftsanweisung für den 
Bezirksfürsorge verband München-S*« dt. 

Vom 1. Oktober 1935.
Auf Grund der Deutschen Gemeinde­

ordnung vom 30. Januar 1935, der hierzu 
ergangenen Durchführungsverordnungen 
und Ausführungsvorschriften sowie des 
Art. 13 Abs. I des Bayer. Fürsorge- 
pesetzes vom 1. April 1935 erlasse ich 
nachfolgende

Geschäftsanweisung 
für den Bezirksfürsorgeverband 

München-Stadt.
Die öffentliche Fürsorge bildet ein 

besonderes und umfangreiches Gebiet 
der städtischen Verwaltung. Von jehei 
haben bei ihrer Durchführung Gemeinde­

bürger in besonderem Maße über das 
engere Gebiet der Stadtverwaltung hinaus 
mitgewirkt. Die jetzige Gemeindeord­
nung sieht die Mitwirkung von Gemeinde­
bürgern in der gemeindlichen Verwaltung 
ganz besonders vor (s. § 22 der DGO., 
I. Anweisung des Reichs- und Preuß. 
Ministers des Innern zur Ausführung der 
DGO. vom 2. März 1935 zu § 22). Es 
ist deshalb nur natürlich, daß für die 
Durchführung der Aufgaben des in das 
Leben der Gemeindebürger so tief ein­
greifenden Gebietes der Ffirsorge Ge­
meindebürger in weiterem Umfange her­
angezogen werden, als dies bei der Ge­
meindeverwaltung im übrigen der Fall 
ist. Dazu kommt, daß Art. 13 II und 
Art. 141 des Bayer. FürsGes. unter 
bestimmten Voraussetzungen die Anhö­
rung bestimmter Gemeindebürger zwin­
gend vorschreibt. Die ehrenamtlichen 
Pfleger sollen das Wohlfahrtsamt und 
seine hauptberuflichen Organe bei der 
Durchführung der Dauerfürsorge tat­
kräftig unterstützen. Sie sollen ebenso 
mit wirken bei der Erhebung der Verhält­
nisse wie bei der erforderlichen Betreuung 
der Hilfsbedürftigen und sollen die Or­
gane der Fürsorge vor der Entscheidung 
von Dauerfürsorgeanträgen beraten. Es 
können und sollen demgemäß Gemeinde­
bürger nur dann zu diesem Ehrenamte 
berufen werden, wenn sie das notwendige 
Verantwortungsgefühl für die Belange 
der Hilfsbedürftigen wie für die Inter­
essen der Stadt, die notwendige soziale 
Einfühlung und die sonstige Eignung für 
die umrissene Tätigkeit haben. Mit 
Rücksicht darauf soll auch von der bis­
herigen Übung abgegangen werden, den 
Organisationen der freien Fürsorge und 
der Hilfsbedürftigen ein Vorschlagsrecht 
auf eine bestimmte Anzahl von Pflegern 
einzuräumen. § j

Führung der Verwaltung des 
Fürsorgewesens.

Für die Verwaltung der Aufgaben des 
Bezirksfürsorgeverbandes München-Stadt 
gilt die Geschäftsanweisung für die Ver­
waltung der Stadt München vom 1. Ok­
tober 1935, soweit sich nicht aus folgendem 
anderes ergibt.

In Fürsorgeangelegenheiten wird der 
Oberbürgermeister vom Referenten für 
Wohlfahrts- und Stiftungsangelegcnheiten 
(Fürcorgereferent) vertreten, in Angele­
genheiten der Minderjährigenfürsorge vom 
Schulreferenten.
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Gegenstände für die Beratung mit 
den Ratsherren und gemeindlichen 

Beiräten.

§ 2.

I. Es gelten zunächst die §§ 2 und 3 
der genannten Geschäftsanweisung.

Danach sind mit den Ratsherren auf 
dem Gebiete der Fürsorge zu beraten alle 
Fürsorgeangelegenheiten, die von be­
sonderer Bedeutung oder Tragweite 
sind, so:

a) Aufstellung und Änderung allgemei­
ner Fürsorgegrundsätze, Richtlinien, 
Richtsätze,

b) Erlaß wichtiger Vollzugsvorschriften,
c) Abschlüsse von Verträgen, so mit 

der Är-zteorganisation (KVD.), mit 
gewerblichen Organisationen, staat­
lichen Kliniken, Betriebsverwaltun­
gen der städtischen Heime,

d) Erlaß von allgemeinen Dienstan­
weisungen (z. B. Vertrauensärzte),

e) Errichtung oder Schließung von 
Fürsorgeanstalten oder Fürsorge­
betrieben.

Soweit Vorlagen solcher Angelegenheiten 
von besonderer finanzieller Tragweite 
sind oder größere Bauvorhaben betreffen, 
müssen sie mit den Beiräten für Ver- 
waltungs-, Finanz- und Baufragen be­
raten werden.

II. Mit diesen Beiräten sind ferner zu 
beraten:

1. Erlaß von Beschlüssen nach Art. 40 
und 41 des Fürsorgegesetzes,

2. Erlaß von Entscheidungen, in wel­
chen der Oberbürgermeister als Be­
zirksverwaltungsbehörde Entschei­
dung trifft,

3. Antrag auf Reichs Verweisung an die 
Polizeidirektion.

§ 3.
Berufung besonderer Beiräte für 
die Fürsorge und Aufstellung von 

Pflegern.
Für die Fürsorge berufe ich folgende 

Beiräte:
ir-a) die Beiräte für die allgemeinen Füi 

Sorgeangelegenheiten (bisher Wohl­
fahrtsausschuß),

b) die Beiräte für Einzelfürsorgeangcle- 
(bishergenheiten „Spruchbeiräte“ 

Spruchausschuß), 
c) die Beiräte für das städtische Kre­

dithilfewesen (bisher Kredithilfe­
ausschuß),

d) die Beiräte für das Anstaltsfürsorge­
wesen (bisher Ausschuß für An­
staltsfürsorge).

Im Bereiche der Wohlfahrtsbezirks­
ämter und ihrer Unterbezirke haben 
bei der Durchführung der Fürsorge 
mitzuwirken:

a) die Verwaltungsräte der Wohlfahrts­
bezirksämter,

b) Bezirkspfleger und Pfleger.

§ 4.
Für die Berufung der Beiräte für das 

Fürsorgewesen gelten folgende Bestim­
mungen :
A. Zu Beiräten für die allgemeinen Für­

sorgeangelegenheiten werden berufen:
1. die Verwaltungsräte der 12 Wohl- 

fahrtsbezirksämter und die Ver­
waltungsräte der Fürsorgeanstalten 
des Bezirksfürsorgeverbandes,

2. je 1 Vertreter
a) der Kath. Kirche,
b) der Evang.-Luth. Kirche,
c) der reformierten Kirche in Bay­

ern r. d. Rh.,
3. 4 Vertreter der in München tätigen 

Verbände der freien Wohlfahrts­
pflege,

4. 1 Vertreter der NS.-Frauenschaft,
5. je 1 Vertreter der nachfolgenden 

Hilfsbedürftigen-Organisationen :
a) der NS.-Kriegsopferversorgung,
b) der Deutschen Ärbeitsopferver- 

sorgung,
c) des Rcichsbundes der deutschen 

Kapital- und Kleinrentner,
d) des Reichsbundes der Kinder­

reichen Deutschlands zum Schut­
ze der Familie e. V.

Stellvertreter werden nicht aufgestellt. 
Den Vorsitz führt der Oberbürger­

meister oder sein allgemeiner Stellver­
treter. Berichterstatter ist der Fürsorge­
referent, in Sachen der Minderjährigen­
fürsorge der Schulreferent. Zu den Be­
ratungen wird der Leiter des Städt. Ge­
sundheitsamtes abgeordnet.

B. Für die Beiräte für Einzelfürsorge­
angelegenheiten „Spruchbeiräte“.

Zu Spruchbeiräten werden Beiräte für 
die allgemeinen Fürsorgeangelegenheiten 
berufen, und zwar:

a) 2 Ratsherren, darunter der Ver­
waltungsrat des Wohlfahrtsamtes,
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b) 2 Vertreter der Verbände der freien 
Wohlfahrtspflege und 2 Stellver­
treter,

c) je 1 Vertreter der nachfolgenden 
Hilfsbedürftigen-Organisationen:
a) der NS.-Kriegsopferversorgung,
b) der Deutschen Arbeitsopferver­

sorgung,
c) des Reichsbundes der deutschen 

Kapital- und Kleinrentner.

C. Für die Beiräte für das städtische 
Kredithilfewesen.

Zu Beiräten für die Kredithilfe werden 
berufen: 3 Ratsherren, darunter der 
Verwaltungsrat für Kredithilfe.

D. Für die Beiräte für das Anstaltsfür­
sorgewesen.

Zu Beiräten werden berufen die sämt­
lichen Verwaltungsräte der Alters- und 
Obdachlosenheime und der Suppenan­
stalten.

Zu B mit D: Den Vorsitz bei den 
Beratungen führt der Fürsorgereferent 
oder sein Stellvertreter. Bei ihm liegt 
die Entscheidung. Gegen seine Ent­
scheidung steht dem Verwaltungsrat des 
Referates, bei den Beratungen mit den 
Beiräten der Kredithilfe dem Verwal­
tungsrat der Kredithilfe, das Recht des 
Einspruches zu. Zu den Beratungen der 
Beiräte unter B und D wird der Leiter 
des Städt. Gesundheitsamtes oder sein 
Stellvertreter abgeordnet.
Ehrenamtliche Pfleger.

Für jeden Unterbezirk der Wohlfahrts­
bezirksämter werden im allgemeinen 
10 Pfleger berufen. Diese Zahl kann aber 
nach Bedarf unter- und überschritten 
werden. Die Aufstellung der Pfleger 
erfolgt durch den Oberbürgermeister nach 
Anhörung des Krcisamtsleiters des Amtes 
für Volkswohlfahrt. Aus der Mitte der 
Pfleger bestimmt der Oberbürgermeister 
seinen besonderen Vertrauensmann für 
die einzelnen Ünterbezirke, der die Be­
zeichnung „Bezirkspfleger“ führt.

§ 5.
Gegenstände für die Beratung mit 
den Beiräten für allgemeine Für- 

sorgcangelegenheiten.
Mit diesen Fürsorgebeiräten sind im 

allgemeinen die in § 2 I aufgeführten 
Gegenstände vorzuberaten. Ferner sind 
mit diesen Beiräten endgültig zu be­
raten die Fürsorgeangelegenheiten all­

gemeiner Natur aber von geringerer Be­
deutung, wenn sie sich im Rahmen des 
genehmigten Haushalts bewegen. Hier­
her gehören:

1. Gewährung von Weihnachtsunter­
stützungen,

2. Gewährung von Zulagen an Hilfs­
bedürftige aus besonderen Anlässen 
(z. B. Geburtstag des Führers),

3. Fragen der Verwaltung von Für­
sorgeanstalten — Hausordnungen—,

4. Durchführung von Arbeitsmaßnah­
men — Pflicht- und Fürsorge­
arbeit —,

5. Abgabe von Kostkarten für die 
Suppenanstalten,

6. Gewährung von Winterbrand (Holz- 
und Koklenmarkcn),

7. Gewährung von Mietsteuernachlaß,
8. Abgabe von Straßenbahnfreifahrt­

scheinen,
9. Taschengeidbezug von Anstaltsin­

sassen,
10. Anrechnung der Arbeits- und Ne- 

b cn Verdienste,
11. Fortgewährung von Unterstützun­

gen bei besonderen Kursen und ähn­
lichen Anlässen,

12. Feststellung der Arbeitskontroll- 
pflicht — Wahrnehmung der Stem­
pelzeiten —,

13. Bettel- und Trinkerbekämpfung,
14. Zwangsmaßnahmen gegen Asoziale,
15. Leistung von Kinderzuschlägen an 

Arbeiter der Reichsautobahn,
16. Wandererfürsorge,
17. Erholungs- und Heilfürsorge,
18. Gewährung von Kommunion- und 

Konfirmandenbeihilfen.

§ 6-
Gegenstände für die Beratung mit 

den Spruchbeiräten.
Mit den Spruchbeiräten sind vor allem 

zu beraten:
1. alle Einzelfürsorgeangelegenhciten, 

in denen mehr als 500 RM (fünf­
hundert Reichsmark) einmalige Un­
terstützung gewährt werden soll,

2. alle Einsprüche der Hilfsbedürftigen 
vor ihrer endgültigen Entscheidung 
durch den Oberbürgermeister oder 
seinen Stellvertreter,

3. alle Einsprüche der Verwaltungs­
räte der Wohlfahrtsbezirksämter 
gegen Entscheide der Vorsitzenden 
der Bezirkspfiegeschaften,
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4. folgende weitere Gegenstände:
a) Antragstellung auf armenpolizei­

liche Orts Verweisung bei der 
Polizeidirektion München,

b) Antragstellung auf Unterbrin­
gung in einer Arbeitsanstalt ge­
mäß § 20 RFV.,

c) Rechts- und Prozeßangelegen­
heiten vor den Zivilgerichten von 
grundsätzlicher Bedeutung und 
mit einem Gegenstandswert von 
mehr als 1 000 RM (eintausend 
Reichsmark),

d) Ersatzverhandlungen mit dem 
Unterstützten oder dessen Erben, 
wenn der nachzulassende Betrag 
300 RM (dreihundert Reichs­
mark) übersteigt,

e) Strafanzeigen von besonderer Be­
deutung,

f) Löschungsbewilligungen und 
Pfandfreigabeerklärungen ohne 
Heimzahlung des Kapitals oder 
unter Verschlechterung des 
Pfandrechtes,

g) Nachlässe, Abschreibungen und 
Niederschlagungen, für welche 
nach den Vollzugsvorschriften 
zum Haushaltsplan wegen der 
Höhe des Betrages büromäßige 
Erledigung nicht in Frage kommt.

§ i■
Gegenstände für die Beratungen 
mit den Beiräten für Kredithilfe.

Zur Beratung mit den Beiräten für 
Kredithilfe haben zu kommen:

1. Genehmigung aller neu beantragten 
Darlehenshingaben von 300 RM 
(dreihundert Reichsmark) aufwärts,

2. Stundung der festgesetzten monat­
lichen Rückzahlungsbeträge auf die 
Dauer eines Jahres und darüber,

3. Einleitungen von Zwangsmaßnah­
men aller Art (Erlaß von Zahlungs­
befehlen, Durchführung von Ver­
steigern gen usw.); hierunter fällt 
auch die Einleitung und Erledigung 
von Rechtsstreitigkeiten über 1 000 
RM (eintausend Reichsmark).

§ 8-

Gegenstände für die Beratung mit 
den Beiräten für Anstaltsfürsorgc.

Zur Vorberatung haben mit den 
Beiräten für Anstaltsfürsorgc zu kommen:

1. Errichtung, Schließung und bau­
liche Veränderung von Altersheimen,

2. Vertragsabschlüsse mit den Or­
ganisationen, denen die Betreuung 
der Anstalten übertragen ist, und 
Festsetzung der Höhe des zu zah­
lenden Verpflegungssatzes,

3. allgemeine Festsetzung der Höhe 
des aus Renten- oder sonstigen 
Einkommen oder aus Fürsorge­
mitteln zu gewährenden Taschen­
geldes,

4. Festsetzung der den Ärzten und 
Seelsorgern von Altersheimen zu 
gewährenden Vergütungen.

Zur endgültigen Beratung mit den 
Beiräten für Anstaltsfürsorge haben zu 
kommen:

1.

2.

3.

4.

5.

6.

Behandlung von Neuaufnahmen in 
die städtischen Altersheime, 
Aufnahmen in die privaten und 
sonstigen Altersversorgungsanstal­
ten, sofern die Verpflegskosten von 
der öffentlichen Fürsorge ganz oder 
teilweise übernommen werden müs­
sen,
Gewährung von Zuschüssen bei 
Aufnahme in das Städt. Pensionat 
an der Mathildenstraße und in das
Münchener Bürgerheim,
Belassung oder Einziehung der Zin­
sen aus den abgetretenen Ver­
mögensresten, Hypotheken usw., 
Gewährung von besonderen Sach- 
unterstützungen, die den Betrag 
von 150 RM (einhundertfünfzig 
Reichsmark) übersteigen (künstli­
cher Zahnersatz, orthopädische Ap­
parate usw.),
Behandlung von Nachlaßsachen.

§ 9.
Gegenstände für die Beratung mit 
dem Verwaltungsrat und den Be­
zirkspflegern der Wohlfahrtsbe- 
zirksämtcr (Bczirkspflegschaft).
In dem Bereich eines jeden Wohl­

fahrtsbezirksamtes werden die Bezirks­
pfleger zurBeratung folgenderGegenstän de 
in der Bezirkspflegschaft herangezogen:

1. zur Beratung von Einsprüchen der 
Bezirkspfleger gegen den Entscheid 
der Vorsitzenden der Pflegschaften,

2. zur Beratung der Einsprüche Hilfs­
bedürftiger gegen den Entscheid 
der Vorsitzenden der Pflegschaften,

3. zur Beratung von Strafanzeigen.
Den Vorsitz führt der Amtsleiter oder

sein Stellvertreter; bei ihm liegt die
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Entscheidung. Der Verwaltungsrat des 
Wohlfahrtsbezirksamtes kann gegen den 
Entscheid des Wohlfahrtsamtes Ein­
spruch einlegen.

Die Verwaltungsräte der Wohlfahrts­
bezirksämter haben das Recht, für die 
Hilfsbedürftigen ihres Bezirkes Sprech­
stunden abzuhalten. Hierbei kann der 
Beamte des Wohlfahrtsbezirksamtes bei­
gezogen werden, der von der NS-Volks- 
wohlfahrt als Vertrauensmann für den 
Bezirk bestellt ist. Einsprüche Hilfs­
bedürftiger gegen Vorentscheide des 
Wohlfahrtsbezirksamtes sind, ehe sie 
dem Hauptamt zur weiteren Behandlung 
zugeleitet werden, mit dem Verwaltungs­
rat zu besprechen.

§ io.
Gegenstände für die Beratung mit 
den Pflegern der Unterbezirke der 

Wohlfahrtsbezirksämter 
(Pflegschaft).

Zur Beratung kommen auf dem Ge­
biete der Dauerfürsorge:

a) Neuanträge,
b) Verlängerungen,
c) Änderungen.

Den Vorsitz bei der Beratung führt 
der Amtsleiter des Wohlfahrtsbezirks­
amtes oder der für ihn bestellte Vertreter. 
Bei ihm liegt die Entscheidung. Der 
Bezirkspfleger (Vertrauensmann) kann 
gegen den Entscheid des Vorsitzenden 
Einspruch einlegen.

§ n-
Verwaltungsräte.

Für den Verkehr mit den Verwaltungs­
räten gilt, soweit nicht im vorstehenden 
andere Bestimmungen getroffen sind, 
die Geschäftsanweisung für die Ver­
waltungsräte vom 1. Oktober 1935.

§ 12.
Dem Oberbürgermeister

vorbehaltene Zuständigkeiten.
Dem Oberbürgermeister oder seinem 

allgemeinen Vertreter sind zur Ent­
scheidung Vorbehalten:

1. alle Angelegenheiten, die in § 4 
Abs. II der Geschäftsanweisung für 
die Verwaltung der Stadt München 
vom 1. Oktober 1935 aufgeführt 
sind, auch auf dem Gebiete der 
Fürsorge,

2. die Fälle, in denen einmalige Unter­
stützungen zur Behebung beson­
derer Notstände von mehr als 
1 000 RM (eintausend Reichsmark) 
gewährt werden sollen,

3. alle Fürsorgeangelegenheiten, bei 
welchen bei den Beratungen mit 
den Spruchbeiräten und den Be­
ratungen mit den Beiräten für 
Anstaltsfürsorgeangelegenheiten der 
Verwaltungsrat des Referates, bei 
den Beratungen mit den Beiräten 
in Kredithilfesachen der Verwal­
tungsrat der Kredithilfe, gegen die 
Entscheidung des Vorsitzenden Ein­
spruch erhebt,

4. Berufung und Abberufung sowie 
Ehrungen der in der Fürsorge 
ehrenamtlich tätigen Personen.

§ 13.
Zuständigkeit des Fürsorgerefe­

renten und seines Referates 
(Büroweg).

Unter Beachtung der Vorschriften über 
die Zuständigkeiten, die der Oberbürger­
meister sich oder seinem allgemeinen 
Vertreter Vorbehalten hat, sowie der 
Vorschriften über Anhörung der Bei­
räte, Verwaltungsräte, Bezirkspfleger und 
Pfleger entscheidet der Fürsorgerefe­
rent alle Fürsorgeangelegenheiten in 
Vertretung des Oberbürgermeisters und 
führt die gesamte Fürsorgeverwaltung. 
Er hat den Vorsitz bei den Beratungen 
mit den Spruchbeiräten und mit den Bei­
räten für Kredithilfe- und Anstaltsfür­
sorgeangelegenheiten.

In Angelegenheiten der hilfsbedürftigen 
Minderjährigen tritt an die Stelle des 
Fürsorgereferenten der Stadtschulrat.

Gemäß § 1 Abs. III der Geschäfts­
anweisung für die Verwaltung der Stadt 
München wird für die Hilfsorgane des 
Fürsorgereferenten folgende Anweisung 
erlassen:

In Unterstützungsangelegenheiten ha­
ben Genchmigungs- und Anweisungs­
befugnis :

a) der Leiter der Hauptabteilung wirt­
schaftliche Fürsorge bis zum Be­
trage von 300 RM, bei Abwesenheit 
des Referenten in Fällen besonderer 
Not bis zum Betrage von 500 RM. 
Von diesen Fällen ist dem Fürsorge­
referenten nachträglich Kenntnis 
zu geben;

b) der Amtmann dieser Abteilung bis 
zum Betrage von 100 RM,
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c) die Leiter der Unterabteilungen: 
Obdachlosenfürsorge männlich und 
weiblich, der Zentralabteilung 
Kriegsfürsorge, der Abteilung Stif­
tungen und Schenkungen, bis zum 
Betrage von 50 RM.

Zu a mit c: Im Falle der Ver­
hinderung stehen die gleichen Be­
fugnisse den allgemeinen Stellver­
tretern zu.

d) die Leiter der Wohlfahrtsb ezirks - 
ämter im Rahmen des Richtsatzes 
für den Notbedarf.

Diese Befugnis steht auch selb­
ständig den Leitern der Allgemeinen 
Abteilung der Wohlfahrtsbczirks- 
ämter zu und, wenn diese geteilt 
ist, den Leitern der Unterabtei­
lungen.

Darüber hinaus kann von diesen 
Beamten innerhalb von 3 Monaten 
insgesamt Zusatzunterstützung in 
Geld oder Sachen bis zum halben 
Betrag eines Monatsrichtsatzes der 
Partei genehmigt und angewiesen 
werden.

Der Leiter des Wohlfahrtsbezirks­
amtes ist auch über die vorgenannten 
Beträge hinaus anweisungsbefugt, 
falls eine gültige schriftliche Ge­
nehmigung des Wohlfahrtshaupt­
amtes vorliegt.

Bei Unterschrift hat sich der 
Amtsleiter die Genehmigung des 
Wohlfahrtshauptamtes jeweils vor­
legen zu lassen.

Im Falle der Verhinderung des 
Amtsleiters stehen seine Befugnisse 
auch seinem Stellvertreter zu.

e) In Sachen der Hauptabteilung Ge- 
schäftsleitung und Verwaltung hat 
der Leiter, im Falle seiner Verhin­
derung der allgemeine Stellver­
treter, das Recht der selbständigen 
Bestellung bis zum Betrage von 
1000 RM, in dieser Höhe auch 
Anweisungsbefugnis nach den Vor­
schriften der HKRO., im übrigen 
hat er unumschränkte Anweisungs­
befugnis für zwangsläufige oder 
von der zuständigen Stelle geneh­
migte Personal- und Sachausgaben;

f) für die Abgabe von Erklärungen, 
durch die der Bezirksfürsorgever­
band München-Stadt verpflichtet 
werden soll, werden bestimmt .-

im Wohlfahrtshauptamt der 
jeweilige Leiter der Hauptabteilung 
in Verbindung mit dem Leiter der

Unterabteilung oder in Verbindung 
mit dem zuständigen Sachbearbei­
ter,

beim Wohlfahrtsbezirksamt 
der Amtsleiter oder dessen Stell­
vertreter, in Angelegenheiten der 
Allgemeinen Fürsorge auch der 
2. Abteilungsleiter dieser Abteilung 
in Verbindung mit dem zuständigen 
Sachbearbeiter.

Als solch verpflichtende Erklärungen 
gelten vor allem

1. Auftragserteilungen von Lieferungen 
sowie Auftragserteilungen auf Ar­
beitsleistungen an nichtstädtische 
Stellen,

2. Abgabe der Erklärung der Über­
nahme der endgültigen Fürsorge­
pflicht gegenüber anderen Fürsorge­
verbänden,

3. Abgabe von Kostenübernahmeer­
klärungen aller Art, so bei Kranken­
hausaufenthalt in privaten oder 
staatlichen Anstalten, bei Aufent­
halt in Heil- und Pflegeanstalten, 
Erholungsheimen, bei Einweisung 
Hilfsbedürftiger in Werkheime, 
Zahnersatz, Heilmittel usw.

Es müssen dabei die Fürsorgegesetze, 
die Finanzordnung, die Vollzugsvor­
schriften zum Haushaltsplan und die 
hierzu vom Oberbürgermeister und dem 
Fürsorgereferate ergangenen besonderen 
Vorschriften, insbesondere auch hinsicht­
lich der Zuständigkeit, Beachtung finden.

§ 14.
Teilnehmer an den Beratungen.
In Ergänzung des § 7 der Geschäfts­

anweisung für die Verwaltung der Stadt 
München vom 1. Oktober 1935 wird 
bestimmt, daß auch der Fürsorgereferent 
erforderlichenfalls Beamte und Angestellte 
der Gemeinde zu allen Beratungen ab­
stellen kann.

§ 15.
Verlauf der Beratungen.

Für die Beratungen gilt § 11 der Ge- 
schäftsanWeisung für die Verwaltung der 
Stadt München entsprechend mit der 
Maßgabe, daß Niederschriften über den 
wesentlichen Inhalt der Beratungen im 
allgemeinen nur zu fertigen sind über 
die Beratungen mit den Beiräten für 
die allgemeinen Fürsorgeangelegenheiten, 
den Spruchbeiräten, den Beiräten für 
Anstaltsfürsorgeangelegenheiten und den 
Beiräten für Kredithilfe.
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Der Entscheid des Vorsitzenden ist 
schriftlich niederzulegen. Durch die 
Unterzeichnung dieser Festlegung im 
Akt gilt die Entscheidung als vollziehbar.

Soweit Niederschriften über den we­
sentlichen Inhalt der Beratungen nicht 
zu führen sind, sind die Entscheidungen 
in einem Beschlußbuch zusammenzu­
fassen, welches dem zuständigen Ver­
waltungsrat auf Verlangen zur Einsicht­
nahme vorzulegen ist.

§ 16.
Einsichtnahme in die Akten.

Für die Fürsorgebeiräte gelten die 
Bestimmungen des § 12 der Geschäfts­
anweisung für die Verwaltung der Stadt 
München insbesondere auch hinsichtlich 
der Akteneinsicht. Der Bezirkspfleger 
hat das Recht zur Einsicht in die Akten 
der Hilfsbedürftigen, soweit sie in den 
Beratungen seiner Pflegschaft zur Sprache 
kommen. Dem Pfleger ist Akteneinsicht 
in jenen Fällen zu gewähren, in denen 
er als Außenfürsorgeorgan tätig ist.

§ 17-
Ausfertigung der Entscheidung.
Soweit den Vorsitz bei den Beratungen 

mit den Fürsorgebeiräten, in den Bczirks- 
pflegschaften und Pflegschaften der Für- 
Eorgereferent oder ein Beamter des Re­
ferates führt, unterzeichnet er an Stelle 
des Oberbürgermeisters, der Sachbear­
beiter an Steile des Sachrcferenten.

§ 18.
Vorstehende Geschäftsanweisung für 

den Bezirksfürsorgeverband München- 
Stadt tritt am 1. Oktober 1935 in Kraft. 
Sie gilt als Anlage zur Geschäftsanwei­
sung für die Verwaltung der Stadt 
München. Mit diesem Zeitpunkt treten 
die bisherigen Vorschriften über die 
Bildung der Fürsorgeorgane des BFV. 
München-Stadt und die Regelung ihrer 
Zuständigkeit außer Kraft.

München, den 1. Oktober 1935.
Der Oberbürgermeister.

Fiehler.

Wohnungsfürsorge.
Aus der Dienstanweisung eines Bezirks- 

fürsorgeverbandes.
A. Allgemeines.

(1) Zu dem notwendigen Lebensbedarf, 
den die öffentliche Fürsorge den Hilfsbe­
dürftigen gewähren muß, gehört auch eine

angemessene Unterkunft. Die Wohnung 
ist eine wesentliche Grundlage für ein ge­
sundes Familienleben und einen geordne­
ten Haushalt. Die Ordnung der Wohnver­
hältnisse der Hilfsbedürftigen gehört da­
her zu den wichtigsten Aufgaben der 
wirtschaftlichen Fürsorge.

(2) Abgesehen von den Fällen der ge­
schlossenen Pflege versorgt die öffentliche 
Fürsorge den Hilfsbedürftigen im allge­
meinen nicht unmittelbar mit einer Un­
terkunft, sondern gewährt nur die nötigen 
Barmittel hierfür.

(3) Laufende und einmalige Unterstüt-

a) wenn der Mieteaufwand als notwen­
dig anerkannt werden kann,

b) sofern die Unterkunft als für den 
Hilfsbedürftigen geeignet anzusehen 
ist,

c) solange der Unterstützte die Woh­
nung tatsächlich bewohnt.

(4) Dabei ist zu beachten, daß der 
Hilfsbedürftige auch während der Zeit 
seiner Unterstützung durch die öffentliche 
Fürsorge selbst für die Regelung seiner 
Miete- und Wohnungsangelegenheit ver­
antwortlich bleibt und insbesondere ver­
pflichtet ist, für geregelte Zahlung der 
Miete zu sorgen.

(5) Im übrigen müssen bei Prüfung der 
Frage, ob eine Unterkunft mit Hilfe öffent­
licher Mittel erhalten werden soll, stets 
die Umstände des Einzelfalles berücksich­
tigt werden. Dabei sind insbesondere An­
zahl und Alter der Familienangehörigen, 
die Größe und der Zustand der Wohnung 
und die Höhe der Miete zu beachten. In 
Zwcifelsfällen, insbesondere soweit es sich 
um den Zustand der Wohnung handelt, 
kann es zweckmäßig sein, eine Äußerung 
des Wohnungspflegeamtes einzuholen.

B. Höhe der Mieteunterstützung.
I. Notwendiger Wohnbcdarf.

(1) In der Regel wird der notwendige 
Wohnbcdarf im Rahmen folgender Miete­
sätze befriedigt werden können:

(2) In den Richtsätzen ist ein Fünftel 
als Anteil für die notwendige Unterkunft 
(Mietcantcil) enthalten.

(3) Bleibt der Micteaufwand unter dem 
Mieteanteil, so ist die Unterstützung ent­
sprechend niedriger zu bemessen; doch 
kann ein gewisser Spielraum gelassen wer­
den, wenn das Verlangen des Unterstütz­

zungen für die Unterkunft werden grund 
sätzlick nur gewährt.
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ten, sich in seiner Unterkunft zugunsten 
seines sonstigen Lebensbedarfs einzu­
schränken, als berechtigt erscheint.

(4) Soweit der Mietcanteil den tatsäch­
lichen Mieteaufwand nicht deckt, kann 
der für den sonstigen Lebensbedarf übrig 
bleibende Betrag um die jeweils zu zah­
lende Miete ergänzt werden; doch soll der 
Mictcaufwand höchstens betragen:

monatlich RM
a) für einen Alleinstehenden . . 20,—
b) für ein Ehepaar...........................30,—
c) für jedes mitunterstützte Kind . 3,50

(5) Diese Mietbeträge dienen als An­
halt für die Ermittlung des Wohnbedarfs.

(6) Die Sätze dürfen in der Regel nicht 
überschritten werden bei Familien,

a) die erst innerhalb der letzten drei 
Jahre neu zugezogen sind,

b) die eine geeignete Wohnung ohne 
triftigen Grund aufgegeben haben 
oder auf Grund eigenen Verschul­
dens durch Urteil gezwungen wur­
den, die Wohnung zu räumen,

c) die schon beim Bezüge der Wohnung 
nicht in der Lage waren, die Miete 
aufzubringen.

(7) Der notwendige Wohnbedarf Hilfe­
suchender, deren Lebenshaltung nicht als 
geordnet oder nicht als wirtschaftlich ein­
wandfrei anzusehen ist, insbesondere sol­
cher, bei denen die Voraussetzungen des 
§13 der Rcichsgrimdsätze über Voraus­
setzung, Art und Maß der öffentlichen 
Fm sorge vorliegen, liegt im allgemeinen 
unter den in Absatz 4 genannten Beträgen.

II. Erhöhter Wohnbedarf.
(1) Ein die unter ZifTcr B I Absatz 4 ge­

nannten Mietesätze übersteigender Wohn­
bedarf soll anerkannt werden, wenn be­
sondere Umstände dies rechtfertigen. Sol­
che Gründe, die im Einzclfall nachzuwei- 
sen sind, können insbesondere vorliegcn:

a) b'.-i kinderreichen Familien,
b) bei Familien, die mit erwachsenen 

Angehörigen zusammenwohnen, ins­
besondere wenn diese im Erwerbs­
leben stehen,

c) bei gesundheitlicher Gefährdung, ins­
besondere bei Offentuberkulösen und 
bei Schwerkriegsbeschädigten,

d) bei vorübergehender, in absehbarer 
Zeit zu beseitigender Notlage,

e) bei vorübergehender Abwesenheit 
einzelner Familienangehöriger, etwa 
bei Krankenhausaufenthalt, Dienst­

leistung im Freiwilligen Arbeits­
dienst und dergl.,

f) bei Kleinrentnern, soweit ihre frühe - 
ren Lebensverhältnisse es rechtfer­
tigen.

(2) In welcher Höhe in solchen Fällen 
eine Mietcuntcrstützung gewährt werden 
kann, richtet sich nach der Lage des Ein­
zelfalles. Dabei ist zu beachten, daß dem 
laufend Unterstützten möglichst kein 
höherer Mieteaufwand zugebilligt werden 
sollte, als er von dem in Arbeit stehenden 
Volksgenossen unter sonst gleichen Ver­
hältnissen und Umständen aufgebracht 
wird.

III. Mieteunterstützung bei zu hohem Micte- 
aufwand.

(1) Grundsätzlich können aus öffent­
lichen Mitteln den Hilfsbedürftigen solche 
Wohnungen, deren Mieten erheblich über 
die unter Ziffer B I Abs. 4 erwähnten Gren­
zen hinausgehen, nicht erhalten werden.

(2) Ausnahmsweise kann bei zu hohem 
Mieteaufwand für eine gewisse Übergangs­
zeit mit einer Mieteunterstützang einge­
treten werden, wenn der Hilfesuchende 
bereit ist, seinen Mictcaufwand durch 
einen Wohnungswechsel oder in sonst ge­
eigneter Weise baldmöglichst angemessen 
zu senken.

(3) Ist der Hilfesuchende bei länger 
währender Hilfsbedürftigkeit nicht zu be­
wegen, den Wohnbedarf seiner wirtschaft­
lichen Lage anzupassen, so muß öffent­
liche Hilfe für die Erhaltung der Unter­
kunft abgelehnt werden, zumal da erfah­
rungsgemäß bei ausreichendem Bemühen 
eine Verbilligung des Mieteaufwandes 
meistens doch möglich ist.

(4) Im allgemeinen bestehen aber keine 
Bedenken, für Wohnungen mit hohen 
Mieten, die in voller Höhe nicht aus öffent­
lichen Mitteln übernommen werden kön­
nen, im Rahmen der Ausführungen unter 
Ziffer B I und II einzutreten:

a) wenn ein Teil der laufenden Miete 
bis auf weiteres gestundet wird und 
anzunehmen ist, daß der Hilfsbe­
dürftige durch die gestundeten Be­
träge später nicht übermäßig stark 
belastet wird, z. B. wenn mit baldi­
gem Ende der Hilfsbedürftigkeit zu 
rechnen ist,

b) wenn ein Teil der zu hohen Miete 
durch nicht unterhaltspflichtige 
Dritte aufgebracht und nachgewie­
sen wird, daß für andere Zwecke
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von den Dritten eine Hilfe nicht zu 
erlangen wäre.

(5) Die Gewährung einer Mieteunter­
stützung setzt auch in diesen Fällen vor­
aus, daß die Wohnung mit den Verhält­
nissen der Familie nicht in Widerspruch 
steht.

(6) Eine Mieteunterstützung für eine 
Wohnung mit hoher Miete kann ferner be­
willigt werden, wenn damit zu rechnen 
ist, daß die Miete zu einem erheblichen 
Teil regelmäßig durch Untervermietung 
gedeckt wird, oder wenn Verwandte eine 
derartige Wohnung gemeinsam bezogen 
haben, um ihren Mieteaufwand zu senken.

IV. Anrechnung von Einnahmen aus Ab Ver­
mietung.

(1) Muß ein Hilfsbedürftiger für die 
Miete mehr aufwenden als den in der Un­
terstützung enthaltenen Mieteanteil, so 
werden Einnahmen aus Abvermietung nur 
insoweit angerechnet, als sie die Mietebe­
lastung unter den in der Unterstützung 
enthaltenen Mieteanteil senken. Von dem 
hiernach anzurechnenden Teil der Ein­
nahmen aus Ab Vermietung können Wer­
bungskosten abgesetzt werden, und zwar 
bei der Abvermietung von leeren Zim­
mern 10 v. H. und bei der Abvermietung 
von möblierten Zimmern 20 v. H. Höhere 
Werbungskosten dürfen nur dann abge­
setzt werden, wenn der eigene Wohnbe- 
darf infolge der Abvermietung übermäßig 
eingeschränkt worden ist.

(2) Bewohnt also ein Hilfsbedürftiger 
eine Wohnung mit einer Miete von 80 RM 
und beträgt der in der Unterstützung ent­
haltene Mieteanteil nur 36 RM, so werden 
die Einnahmen aus Ab Vermietung bis zur 
Höhe von 44 RM nicht angerechnet. Wür­
den in diesem Falle aus der Ab Vermietung 
54 RM erzielt werden, so wären 10 RM an­
zurechnen; hiervon wären Werbungs­
kosten abzusetzen, also, wenn es sich um 
möblierte Zimmer handelte, 20 v. H., so 
daß nur 8 RM anzurechnen wären.

I. Überwachung der Mietezahlung.
(1) Um zu verhindern, daß der Hilfe­

suchende den für die Miete bestimmten 
Teil seiner Unterstützung für andere 
Zwecke verwendet, ist bei laufender Un­
terstützung die regelmäßige Mietezahlung 
sorgfältig zu überwachen; insbesondere 
muß an der Kasse der Wohlfahrtsstelle die 
Zahlung der Unterstützung von der Vor­

lage der Quittung (mit Datum!) über die 
zuletzt fällig gewesene Miete abhängig ge­
macht werden.

(2) Die Durchführung dieser Vorschrift 
ist streng zu überwachen.

(3) Bei Unterstützten, die ihre Unter­
stützung durch die Post ausgezahlt erhal­
ten, hat der Pfleger sich von der regelmä­
ßigen Mietezahlung zu überzeugen.

n. Einbehaltung der Miete.
(1) Ist der Unterstützte in der Zahlung 

seiner Miete säumig und erscheint es ande­
rerseits als erwünscht, ihm die Unterkunft 
zu erhalten, so ist der in der Unterstüt­
zung enthaltene Mieteanteil einzubehalten 
und unmittelbar an den Vermieter abzu­
führen.

(2) Die Fälle, in denen das Fürsorgewe­
sen die Miete unmittelbar an den Vermie­
ter abführt, müssen aber auf den Kreis 
solcher Unterstützten beschränkt bleiben, 
bei denen auf andere Weise eine regelmä­
ßige Mietezahlung nicht zu erreichen ist. 
— Eine Lockerung dieses Grundsatzes 
würde, abgesehen von einem vermehrten 
Verwaltungsaufwand, dahin führen, daß 
sich zahlreiche Unterstützte um die Er­
haltung ihrer Unterkunft überhaupt nicht 
mehr kümmern.

(3) Der Unterstützte ist über die Grün­
de seiner Säumnis zu befragen. Das Er­
gebnis ist aktenkundig zu machen.

(4) Von jeder angeordneten unmittel­
baren Mieteabführung ist der Vermie­
ter mit Vordruck zu benachrichti­
gen. Die Mitteilung bedarf der Unter­
schrift des Wohlfahrtsstellenleiters. Ein 
Durchschlag der Erklärung ist zur Akte zu 
nehmen.

(5) Die beteiligten Dienststellen haben 
dafür zu sorgen, daß die einbehaltene Mie­
te jeweils bis zum 27. des laufenden Mo­
nats dem Vermieter zugeht. Die Mietean­
weisungskarten sind daher regelmäßig bis 
zum 15. jedes Monats der Maschinenab­
teilung zu übersenden.

(6) Der Vermieter ist unverzüglich zu 
verständigen, wenn die Voraussetzungen 
für die Einbehaltung der Miete, etwa 
durch Einstellung der Unterstützung usw., 
weggefallen sind. Befindet die Akte sich 
zu jener Zeit in einer anderen Dienststelle, 
so ist die Mitteilung auf Grund der Zahl­
karte und der Personalnotiz zu fertigen.

(7) Schreiben des Vermieters über un­
regelmäßige Mietezahlungcn sind stets als 
Sofortsachen zu behandeln.
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D. Hilfe zur Erhaltung dir Unterkunft.

I. Allgemeines.

(1) Miete Verhältnisse können, soweit 
nicht das Mieterschutzgesetz noch an­
wendbar ist, durch Kündigung ohne An­
gabe von Gründen gelöst werden, wie es 
der Mietevertrag oder, in Ermangelung 
eines solchen, das BGB. vorsieht.

(2) Das Mieterschutzgesetz ist nur noch 
anwendbar auf Altwohnungen, d. h. auf 
solche Räumlichkeiten, die vor dem 1. Juli 
1918 bezugsfertig geworden sind, und zwar 
stets, wenn es sich um Wohnungen mit 
weniger als 400 Mk Friedensmiete han­
delt, bei Wohnungen mit weniger als 600 
Mk Friedensmiete nur, wenn der Miete­
vertrag vor dem 1. Juli 1932 geschlossen 
wurde, und schließlich bei Wohnungen 
und Ladenwohnungen, deren Friedens­
miete weniger als 800 Mk betrug, wenn 
der Mietevertrag vor dem 1. Oktober 1931 
geschlossen wurde.

(3) Bei Wohnungen, die dem Mieter­
schutz noch unterliegen, kann der Ver­
mieter nach freier Wahl durch gerichtli­
ches Kündigungsschreiben oder Klage auf 
Aufhebung des Mieteverhältnisses die 
Räumung verlangen, wenn mehr als eine 
Monatsmiete rückständig ist und der ge­
samte rückständige Betrag nicht späte­
stens am 14. Tage nach Zustellung der 
Klage oder des gerichtlichen Kündigungs­
schreibens beglichen ist. Wenn das Für­
sorgewesen innerhalb dieser Frist dem Ge­
richt mitteilt, daß es zur Befriedigung des 
Vermieters bereit ist, verlängert sich die 
Zahlungsfrist um weitere 14 Tage, d. h. 
die Aufhebung des Mietverhältnisses ist in 
einem solchen Falle nicht mehr zulässig, 
wenn innerhalb einer Frist von 4 Wochen 
seit Zustellung des Kündigungsschreibens 
bzw. der Klageschrift der Vermieter voll 
befriedigt wird.

(4) Das Gericht benachrichtigt das Für­
sorgewesen, wenn Räumungsklage wegen 
Zahlungsverzugs erhoben ist. Handelt es 
sich um eine laufend unterstützte, um eine 
kinderreiche oder nach Kenntnis der 
Wohlfahrtsstelle um eine aus anderen 
Gründen besonders schutzbedürftige Fa­
milie, so sind aus Anlaß einer solchen Mit­
teilung die Verhältnisse des Beklagten 
auch ohne besonderen Antrag zu prüfen. 
Hat ausnahmsweise eine Entscheidung 
über den Mieteantrag bis zum Termin 
nicht getroffen werden können, so ist dies 
dem Gericht schriftlich mitzuteilcn. Ist

ein Urteil rechtskräftig geworden, so kann 
nur noch auf dem Wege gütlicher Ver­
handlung versucht werden, von dem Ver­
mieter einen Räumungsverzicht zu er­
reichen.

(5) Durch Vermittlung der Abteilung 
II b können in geeigneten Fällen ange­
messene Räumungsfiristen — im allge­
meinen bis zu 3 Monaten — auf Grund des 
Gesetzes vom 29. März 1933 beim Gericht 
erwirkt werden. Voraussetzung ist aber, 
daß die Zahlung der laufenden Miete wäh­
rend der Räumungsfrist gewährleistet ist.

(6) Fürsorgerisch von großer Bedeutung 
ist das Gesetz zur Verhütung mißbräuch­
licher Ausnutzung von Vollstreckungs- • 
möglichkeiten vom 13. Dezember 1934. 
Danach kann, wenn das Prozeßgericht 
einen Vollstreckungstitel, insbesondere 
einen solchen auf Räumung einer Woh­
nung, erlassen hat, auf Antrag des Mieters 
das Vollstreckungsgericht die Zwangsvoll­
streckung ganz oder teilweise aufheben, 
untersagen oder zeitweilig aussetzen, wenn 
das Vorgehen des Vermieters gegen den 
Mieter sich als eine gesundem Volksemp­
finden gröblich widersprechende Härte 
darstellt. Konnte der zur Räumung ver­
pflichtete Mieter nicht rechtzeitig das 
Vollstreckungsgericht anrufen, so darf bei 
genügender Glaubhaftmachung sogar der 
Gerichtsvollzieher die Vollstreckung vor­
läufig-bis zur Entscheidung des Vollstrek- 
kungsgerichts aufschieben. Erforderlichen­
falls ist daher zu prüfen, ob die Voraus­
setzungen dieses Schutzgesetzes vorliegen.

II. Laufende Mieteunterstiitzung.
Die Verpflichtung, Hilfsbedürftigen Mit­

tel für den notwendigen Wohnbedarf zu 
gewähren, ist nicht ohne weiteres besei­
tigt, wenn der Vermieter die Aufhebung 
des Mietvertrages durch Räumungsklage 
oder Kündigung fordert. Der Mieter hat 
die Pflicht zur Zahlung der Miete bis zur 
Aufhebung des Mietvertrages. Daher 
sind, soweit nicht besondere Umstände da­
gegen sprechen, in der Regel auch weiter­
hin Mittel für die Zahlung der Miete aus 
öffentlichen Mitteln zu gewähren. In die­
sen Fällen wird es zweckmäßig sein, für 
die Dauer des Prozesses die Miete unmit­
telbar dem Vermieter zu überweisen. Falls 
nur ein Teil der Miete aus öffentlichen 
Mitteln gezahlt wird, ist ein Mietezuschuß 
auch während des Prozesses nur zu leisten, 
wenn der Mieter seinen eigenen Mietean­
teil zahlt.
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m. Übernahme von Mieterückständen.

(1) Mieterückstände können in der Re­
gel nicht übernommen werden, insbeson­
dere dann nicht,

a) wenn der Mieter trotz ausreichender 
Einkünfte durch eigenes Verschul­
den nicht gezahlt hat,

b) wenn die Erhaltung des Obdachs 
nicht dringend erforderlich ist,

c) wenn der Vermieter Bedingungen, 
die an die Übernahme des Rückstan­
des geknüpft werden, nicht erfüllen 
will,

d) wenn der Mieterückstand unverhält­
nismäßig hoch ist.

(2) Ausnahmsweise kann Mieterück­
stand z. B. dann übernommen werden, 
wenn der Rückstand infolge einer beson­
deren Notlage entstanden ist oder wenn 
bei Aufgabe der Wohnung erhebliche sozi­
ale Schäden oder zwangsläufig Ausgaben 
entstehen würden, die die Aufwendungen 
für die Erhaltung der Wohnung wesent­
lich übersteigen.

(3) Die Übernahme von Mieterückstän­
den für eine Zeit, in der laufende Unter­
stützung aus Fürsorgemitteln gewährt 
wurde, ist in der Regel abzulehnen. Sollte 
in einzelnen Fällen ausnahmsweise die 
Zahlung eines derartigen Mieterückstan­
des notwendig werden, so ist zu prüfen, 
warum die vorschriftsmäßige Überwa­
chung der Mietezahlung unterblieben ist, 
damit gegebenenfalls der Beamte oder An­
gestellte, der die vorschriftsmäßige Über­
wachung versäumt hat, zur Verantwor­
tung gezogen werden kann.

(4) Übernahme eines Mieterückstandes 
ist von einem schriftlichen Räumungsver­
zicht des Vermieters an Hand des Vor­
druckes abhängig zu machen, sofern der 
Hauswirt einen Räumungsanspruch gel­
tend macht.

(5) Selbst wenn die Zahlung des Miete­
rückstandes abgelehnt wird, läßt sich 
vielfach durch Vereinbarung mit dem 
Hauswirt erreichen, daß er von seinem 
Räumungsrecht keinen Gebrauch macht, 
wenn er nur die laufende Miete erhält.

E. Hilfe bei der Beschaffung einer Unterkunft. 
I. Allgemeines.

(1) Hilfsbedürftige, die mit dem Ver­
lust ihrer Wohnung rechnen oder aus son­
stigen triftigen Gründen einen Wohnungs­
wechsel vornehmen müssen, haben sich 
grundsätzlich selbst um eine neue Unter­

kunft zu bemühen.DasFürsorge wesen kann 
nur, wenn es aus besonderen fürsorgeri­
schen Gründen notwendig ist, insbeson­
dere bei Schwerkranken, Offentuberkulö- 
sen, Schwerkriegsbeschädigten sowie Fa­
milien mit mindestens 3 Kindern, bei Be­
schaffung einer Unterkunft helfend ein- 
greifen, vorausgesetzt, daß die Hilfsbe­
dürftigen sich selbst ernsthaft bemüht ha­
ben, sich eine Unterkunft zu verschaffen.

(2) In diesen Fällen hat die zuständige 
Wohlfahrtsstelle zunächst zu versuchen, 
ob sie aus den in ihrem Bereich ihr be­
kanntgewordenen freien Wohnungen eine 
Wohnung nachweisen kann. Sie hat sich 
zu diesem Zweck eine Übersicht über die 
in ihrem Bereich frei werdenden Wohnun­
gen zu verschaffen und namentlich die im 
Außendienst tätigen Fürsorgekräfte zur 
Mitarbeit heranzuziehen. Kann die Wohl­
fahrtsstelle keine Wohnung beschaffen, so 
ist die Akte der Abtlg. II b zur Prüfung 
vorzulegen.

(3) Um einem Hilfsbedürftigen unter 
den in Abs. 1 genannten Voraussetzungen 
die Erlangung einer Wohnung zu erleich­
tern, kann die Wohlfahrtsstelle an Hand 
des Vordrucks bescheinigen, daß das 
Fürsorgewesen bereit ist, ihm bei Auf­
bringung einer Miete bis zu einem be­
stimmten Höchstbetrage behilflich zu 
sein.

(4) Die Bescheinigung darf nur der Ab­
schnittsleiter unterschreiben. Ein Durch­
schlag ist zur Akte zu nehmen.

(5) Nach Möglichkeit ist darauf hinzu­
wirken, daß der Unterstützte, soweit an­
gängig, die vertraglich vereinbarte oder 
gesetzliche Kündigungsfrist für seine bis­
herige Unterkunft innchält.

(6) Bei Obdachlosigkeit kann in be­
gründeten Ausnahmefällen kinderreichen 
Familien durch die Abteilung für Woh­
nungslose und Wanderer eine Notwohnung 
zur vorübergehenden Unterbringung Zu­
ge wiesen werden.

U. Mietebewilligung für anzumietende Woh­
nungen.

(1) Besondere Mittel für die Neuanmie­
tung von Wohnungen, wie Umzugskosten 
und erste Miete, können nur bereitgestellt 
werden, wenn der Wohnungswechsel als 
notwendig anzuerkennen und die neue 
Wohnung nach Lage und Beschaffenheit 
geeignet ist. Sonstige Kosten, die bei An­
mietung einer Wohnung gefordert werden, 
insbesondere Maklergebühren, können
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grundsätzlich nicht übernommen werden. 
Weiter ist zu beachten, daß der Mieteauf­
wand nicht ohne stichhaltigen Grund sich 
erhöht oder den notwendigen Bedarf über­
steigt.

(2) Der Anmietung von Wohnungen, 
deren Mieten über die in Ziffer B I und II 
aufgezeigten Grenzen hinausgehen, kann 
grundsätzlich nicht zugestimmt werden.

(3) Wird die erste Miete bewilligt, so 
wird für diesen Monat im allgemeinen nur 
noch der Betrag zum Lebensunterhalt ge­
zahlt werden und erst mit Beginn des 
nächsten Monats die Unterstützung um 
den Mieteanteil zu erhöhen sein. Von 
dieser Regel kann abgewichen werden, 
wenn die Erlangung der Wohnung von der 
laufenden Vorauszahlung der Miete ab­
hängig ist und es fürsorgerisch als geboten 
erscheint, es dem Hilfsbedürftigen zu er­
möglichen, diese Wohnung anzumieten 
oder zu erhalten.

(4) In geeigneten Fällen ist anzuregen, 
daß Mieter und Vermieter 14 tägliche 
Mietezahlung (entsprechend den Unter­
stützungszahlungen des Fürsorgewesens) 
vereinbaren.

(5) Vor Bewilligung der ersten Miete ist 
stets klarzustellen, ob die Miete für die 
frühere Unterkunft des Hilfsbedürftigen 
im voraus gezahlt wurde und dieser die 
erste Miete für die neue Wohnung aus den 
Unterstützungsbeträgen des Vormonats 
zurückgelegt haben muß. In dem Be­
schluß über die Bewilligung der ersten 
Miete ist anzugeben, in welcher Weise die 
Miete bisher gezahlt worden ist. Soll die 
Miete künftig im voraus gezahlt werden, 
so ist dies auf der Zahlkarte zu vermerken.

III. Erklärungen gegenüber dem Vermieter.

(1) Die Wohlfahrtsstellen können, um 
die Anmietung von Wohnungen zu er­
leichtern, unter Beachtung der in Ziffer 
C II dargelegtcn Grundsätze eine Beschei­
nigung nach Vordruck ausstellen. Die 
Erklärung bedarf auch in diesem Falle 
der Unterschrift des Wohlfahrtsstcllenlei- 
ters. Eine Durchschrift ist zur Akte zu 
nehmen.

(2) Irgendwelche über den Vordruck 
hinausgehenden Erklärungen dürfen die 
Wohlfahrtsstellen einem Vermieter gegen­
über nicht abgeben. Sollte eine als dring­
lich erscheinende Wohnungsbeschaffung 
nicht ohne weitergehende Zusage zu er­
reichen sein, so ist die Akte der Abtlg. II b 
vorzulcgen.

Richtlinien
für die Gewährung von Wohnbeihilfen 

an kinderreiche Familien.
Aus der Dienstanweisung eines Bezirks­

fürsorgeverb andes.
I. Allgemeines.

Dem Fürsorgewesen steht ein Sonder­
fonds zur Verfügung, aus dem Wohnbei­
hilfen gewährt werden können, um erbge­
sunden, kinderreichen Familien bei Be­
schaffung und Erhaltung einer angemesse­
nen, insbesondere der Zahl der Familien- 
nr-glieder entsprechenden Wohnung zu 
helfen. Die Wohnbeihilfen gelten nicht 
als Unterstützung auf Grund der Verord­
nung über die Fürsorgepflicht; sie sind da­
her nur erstattungspflichtig, wenn sie auf 
Grund unrichtiger Darstellung der Ver­
hältnisse zu Unrecht gewährt wurden.

II. Voraussetzung für die Gewährung der 
Wohnbeihilfen.

a) Persönliche Voraussetzungen.
(1) Kinderreich im Sinne der Bestim­

mungen über die Wohnbeihilfen sind Fa­
milien, wenn der gemeinsame Haushalt 
mindestens 4 Kinder unter 18 Jahren um­
faßt. Als Kinder gelten auch Stief- und 
Adoptivkinder, dagegen nicht Pflege­
kinder.

(2) Das Familienhaupt muß die deut­
sche Reichsangehörigkeit besitzen; die Fa­
milie muß sich seit mindestens 3 Jahren 
ununterbrochen in der Stadt aufgehalten 
haben.

(3) Die Familie muß arischer Abstam­
mung sein. Als Nachweis hierfür genügt 
in der Regel die Vorlage der Geburtsur­
kunde des Familienhauptes und seiner 
Ehefrau. In Zwcifelsfällcn ist auch der 
Nachweis der arischen Abkunft der Eltern 
und Großeltern durch Vorlage entspre­
chender Urkunden zu führen.

(4) Der Antragsteller und seine Ehefrau 
dürfen nicht an vererblichen geistigen 
oder körperlichen Gebrechen oder an son­
stigen Krankheiten leiden, die es mit 
Rücksicht auf die Volksgemeinschaft nicht 
als erwünscht erscheinen lassen, die Fami­
lie durch eine besondere Beihilfe zu för­
dern.
b) Sachliche Voraussetzungen.

(1) Die Familie muß den notwendigen 
Lebensbedarf aus eigenem Einkommen be­
streiten und eine geordnete Lebenshaltung 
zeigen. Familien, die laufend oder wieder­
holt vom Fürsorgewesen unterstützt wer­
den, können Wohnbeihilfen nicht erhal-

171



ten. Die Bewilligung einer Wohnbeihilfe 
ist dagegen nicht ausgeschlossen, wenn nur 
einzelne Familienmitglieder eine laufende 
Unterstützung beziehen, insbesondere 
wenn diese als Beihilfe zur Berufsausbil­
dung oder als Pflegezuschuß dient.

(2) Die Wohnung soll der Zahl der Fa­
milienmitglieder und dem Einkommen der 
Familie angemessen sein. Die Wohnungs­
miete darf in der Regel den Betrag von 
60 RM monatlich (ausschließlich Heizung) 
nicht übersteigen.

III. Höhe der Wohnbeihilfen.
Die Wohnbeihilfe soll grundsätzlich nur 

einen Zuschuß zu der vertraglich zu zah­
lenden Miete darstellen.

(1) Die Familie hat selbst ein Fünftel 
ihres monatlichen Gesamteinkommens als 
Mieteanteil zu zahlen, vermindert um 5 
RM für jedes im Haushalt lebende, zu ver­
sorgende und noch nicht erwerbstätige 
Kind. Falls das Gesamteinkommen der 
Familie den Betrag von 200 RM monatlich 
übersteigt, oder nur ein Elternteil von den 
Einnahmen zu unterhalten ist, ermäßigt 
sich der Abzug für die ersten 4 zu versor­
genden Kinder auf 3 RM monatlich.

(2) Zum Gesamteinkommen gehören 
sämtliche Bezüge der im Haushalt leben­
den Familienmitglieder, wie Nettoarbeits­
verdienst, Arbeitslosenunterstützung, 
Krankengeld, Renten, Unterhaltsbeiträge 
usw.

Einnahmen von Minderjährigen, die 
sich in der Berufsausbildung befinden, ins­
besondere Lehrlingsvergütungen, Erzie­
hungsbeihilfen, bleiben bis zum Betrage 
von 10 RM monatlich außer Ansatz.

(3) Die Familie muß selbst einen Miete­
anteil von mindestens 10 RM monatlich 
aufbringen.

(4) Eine Wohnbeihilfe wird nicht gege­
ben, wenn der nach der unter 1 vorgesehe­
nen Berechnung zu gewährende Betrag 
monatlich unter 10 RM bleibt.

IV.GründezurVersagungdcrWohnbeihilfen.
Eine Wohnbeihilfe wird in der Regel 

nicht gewährt, wenn Einnahmen aus Ab­
vermietung oder durch Haltung von Pfle­
gekindern erzielt werden. Die Empfänger 
von Wohnbeihilfen dürfen ohne Zustim­
mung des Fürsorgewesens keine Untermie­
ter oder andere, nicht zum engsten Ange­
hörigenkreis gehörende Personen in die 
Wohnung aufnehmen.

V. Widerruf.
Eine einmal bewilligte Wohnbeihilfe 

kann jederzeit widerrufen werden. Dies 
muß besonders dann geschehen, wenn be­
rechtigten Anordnungen der beauftragten 
Organe des Fürsorgewesens zuwiderge­
handelt wird oder wenn die Familie der 
öffentlichen Fürsorge anheimfällt.

VI. Ausnahmen.
(1) Auch nicht kinderreiche Familien 

können ausnahmsweise in sinngemäßer 
Anwendung dieser Richtlinien Wohnbei­
hilfen erhalten, wenn bei ihnen infolge von 
Krankheit (nicht Erbkrankheit) oder aus 
sonstigen besonderen Gründen ein erhöh­
ter Wohnbedarf besteht.

(2) Bei besonderer Sachlage kann auch 
von den übrigen unter II—IV genannten 
Voraussetzungen abgewichen oder die 
Wohnbeihilfe in der Höhe abweichend von 
diesen Richtlinien festgesetzt werden.

VII. Verfahren.
a) Die Bearbeitung der Anträge.

(1) Anträge auf Gewährung von Wohn­
beihilfen an kinderreiche Familien sind 
durch die Wohlfahrtsstellen entgegenzu­
nehmen. Annahme und Bearbeitung wird 
dem Kriegsopferblock übertragen (V. v. 
17. Oktober 1934).

(2) Die Anträge sind in der Regel durch 
die Familienfürsorgerin zu prüfen, die 
über die Einkommens- und Wohnungsver­
hältnisse, ferner über die Wirtschafts- und 
Lebensführung und den Gesundheitszu­
stand der Familien zu berichten hat. Un­
zulänglich untergebrachten kinderreichen 
Familien ist zunächst nach Möglichkeit 
bei der Beschaffung geeigneter Altwoh­
nungen zu helfen.

(3) In allen neu an die Wohlfahrtsstellen 
herantretenden Fällen ist außerdem ein 
Melderegisterblatt- und Strafregisteraus­
zug einzuziehen.

(4) Die erste Festsetzung der Wohnbei­
hilfe und die Entscheidung über die Fälle, 
in denen eine Ausnahme gemäß Ziffer VI 
gemacht werden soll, erfolgt durch Abtei­
lung II nach Stellungnahme durch die 
Wohlfahrtsstellenleitcr. Die weitere lau­
fende Bewilligung der Wohnbeihilfe wird, 
mit Ausnahme der Fälle unter VI der 
Richtlinien, dem Leiter der Wohlfahrts­
stelle übertragen.

(5) Pfennigbeträge sind bis zu 0,50 nach 
unten, über 0,50 RM nach oben abzu­
runden.
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(6) Es ist mindestens halbjährlich nach­
zuprüfen, ob die Voraussetzungen für die 
Gewährung der Wohnbeihilfe noch gege­
ben sind.

b) Anweisung und Zahlung der Wohnbeihilfe.
(1) Die Bewilligung einer Wohnbeihilfe 

ist mit Vordruck dem Familienvorstand 
mitzuteilen.

(2) Die Wohnbeihilfe ist monatlich im 
voraus durch Postscheck an den Familien­
vorstand zu zahlen.

(3) Die Wohnbeihilfe wird auf Miete­
überweisungskarte angewiesen. Die Miete­
überweisungskarten sind spätestens 5 
Werktage vor Monatsbeginn bei der 
Hauptkasse, Maschinenabteilung, einzu­
reichen.

(4) An der Kasse der Wohlfahltsstelle 
darf nur ausnahmsweise ein einmaliger 
Wohnbeihilfebetrag gezahlt werden, und 
zwar aus dem Konto „Durchlaufende 
Gelder“.

(5) Auf Mieteüberweisungskarte darf 
Wohnbeihilfe — in der üblichen Weise — 
erst angewiesen werden, nachdem die 
Oberfürsorgerin bescheinigt hat, daß die 
Mietequittung des Vormonats vorgelegt 
worden ist. Um ihr die erforderlichen 
Feststellungen zu ermöglichen, hat der 
Prüfer der Oberfürsorgerin die Mieteüber- 
weisungskarteu für Wohnbeihilfe zum 20. 
jedes Monats vorzulegen.

(6) Der Block hat bei Neubewilligung 
einer Wohnbeihilfe eine Personalnotiz und 
eine Kontrollkarte für die Familienfür­
sorgerin anzulegen. Auf der Kontroll­
karte hat die Oberfürsorgerin oder die Fa­
milienfürsorgerin für jeden einzelnen Mo­
nat zu vermerken, wann die Quittung über 
die Zahlung der gesamten Miete (also ein­
schließlich der vom Unterstützten zu tra­

genden Restmiete) für den Vormonat 
vorgelegt worden ist und wann sie dies auf 
der Mieteüberweisungskarte bescheinigt 
hat.

(7) Wenn die Mietequittung des Vor­
monats bis zum 20. des Monats nicht vor­
gelegt worden ist, hat die Oberfürsorgerin 
unter Rückgabe der Kontrollkarte dem 
Block Kenntnis zu geben. Die Wohnbei­
hilfe ist einzustellen, 6ofern keine triftigen 
Gründe für die versäumte Vorlage der 
Mietequittung gegeben sind.
c) Statistik.

(1) Die Wohnbeihilfen werden in der 
14täglichcn Statistik nicht mitgezählt. Es 
ist aber zu statistischen Zwecken die An­
gabe der jeweilig in Frage kommenden 
Fürsorgegruppe erforderlich. Demnach 
sind sowohl die Personalnotiz, die Kon­
trollkarte, die Mieteüberweisungskarte als 
auch gegebenenfalls die Zahlungsanwei­
sung mit der Fürsorgegruppe zu kenn­
zeichnen. Außerdem müssen alle diese 
Vordrucke deutlich den Vermerk „Wohn­
beihilfe“ erhalten.

(2) Die Hauptkasse hat monatlich, nach 
Wohlfahrtsstellen und Fürsorgegruppen 
getrennt, den Abteilungen Ic und II auf­
zugeben

a) die Zahl der Fälle, in denen Wohn­
beihilfen gezahlt worden sind,

b) die Höhe der Gesamtausgabe.
Der Block hat die Personalnotizen für 

Wohnbeihilfe gesondert aufzubewahren. 
Allmonatlich bis zum 5. ist der Abteilung 
Ic zu melden, in wieviel Fällen und in wel­
chem Gesamtbeträge laut Personalnotizen 
am 1. des Monats Wohnbeihilfe bewilligt 
war.
d) Die Abteilung II hat darüber zu wachen, 
daß der für Wohnbeihilfen zur Verfügung ge­
stellte Betrag nicht überschritten wird.

Gesetze, Verordnungen and Erlasse des Staates 
(Reich und Länder)

Gestaltung der wertschaffenden Arbeitslosen­
fürsorge für das Haushaltsjahr 1936.

Erlaß des Präsidenten der Reichsanstalt vom 
18. Februar 1936 — III3 8710/8 — (RAB1.

S. I 59):
' bisherigen Weise in begrenztem Umfange zur

Die Gestaltung des Reichshaushalts 1936 Verfügung stellen können, über deren Umfang 
bedingt, wie bereits von mir in der Präsidenten- und Bewirtschaftung rechtzeitig nähere Wei- 
besprechung am 6. und 7. Dezember 1935 aus- sung ergeht.

geführt wurde, für das kommende Haushalts­
jahr eine Einschränkung der wertschaffenden 
Arbeitslosenfürsorgc.

1. Nur für gewisse, noch näher zu bestim­
mende Gebietsteile werde ich Beträge in der

173



2. Für alle Bezirke wird der Übergang in 
das nächste Haushaltsjahr dadurch erheblich 
gemildert, daß am 31. März 1936 ein bereits 
anerkannter Arbeitsvorrat als „Übergang“ 
vorhanden sein wird, der aus Ersparnissen des 
Haushaltsjahres 1935 gedeckt werden kann.

3. Damit über die vorstehend gegebenen 
Möglichkeiten hinaus die Arbeitslosigkeit durch 
Finanzierung zusätzlicher Arbeitsgelegenheit 
weiterhin vermindert und insbesondere auch 
durch Arbeitsangebot der Arbeitswille geprüft 
werden kann, wird mit Zustimmung des Herrn 
Reichs- und Preußischen Arbeitsministers und 
des Herrn Reichsministers der Finanzen mit 
Wirkung vom 1. April 1936 zugelassen, daß in 
geeigneten Fällen die tatsächliche Ersparnis 
an Unterstützung zur Finanzierung zusätz­
licher Arbeit mitverwendet wird.

a) Der Kreis der Arbeiten richtet sich nach 
den bisher für Notstandsarbeiten geltenden 
Bestimmungen, wobei ich mir die Entscheidung 
über etwaige Ausnahmebewilligungen Vorbe­
halte. Als Träger der Arbeit ist der bisherige 
Kreis zugelassen. Wie bisher ist die Zusätz- 
lichkcit der Maßnahmen besonders zu prüfen.

b) Als ersparte Unterstützung wird ein pau­
schaler Satz je Tagewerk von höchstens 2 RM 
bzw. 1,50 RM zur Verfügung gestellt. Der 
Satz von höchstens 2 RM kann insoweit ge­
währt werden, als zu einem Vorhaben Arbeits­
lose mit mindestens einem Zuschlagsempfänger 
zugewiesen und dort beschäftigt werden. Für 
alle Alleinstehenden beträgt der Satz höchstens 
1,50 RM je Tagewerk.

Die Förderung der Reichsanstalt darf nur 
für Arbeitslose gezahlt werden, die von ihr 
als Hauptunterstützungsempfänger unterstützt 
werden; Arbeitslose, für die von der Reichs­
anstalt Familienzuschläge gewährt werden, 
dürfen dann berücksichtigt werden, wenn durch 
ihre Beschäftigung eine Hauptunterstützung 
der Rcichsanstalt eingespart wird.

c) Die Förderung darf für den einzelnen 
Notstandsarbeiter nicht länger als 13 Wochen 
gezahlt werden. Eine Wiedereinweisung in 
Notstandsarbeiten ist erst dann zulässig, wenn 
zwischen dem Ablauf der Beschäftigungsdauer 
und der Wiederzuweisung mindestens 4 Monate 
verflossen sind. Die Bestimmung, wonach das 
Arbeitsamt den Notstandsarbeiter abrufen 
muß, wenn es ihm eine freie Arbeitsstelle ver­
mitteln kann, bleibt unberührt. Folgt der 
Notstandsarbeiter dem Abruf nicht, so ist die 
Zahlung einer Förderung in jedem Falle von 
dem Tage ab unzulässig, an welchem er die 
freie Arbeit hätte aufnehmen können.

d) Die einschränkenden Zuweisungsbedin­
gungen des Rundcrlasses vom 3. Oktober 1935 
— III3 8700/235 — (Abschn. A Ziffer 1), nach 
denen der zuzuweisende Arbeitslose in den 
letzten 12 Monaten nicht mehr als 6 Monate 
gearbeitet haben darf oder aber Familien­
zuschläge für 3 oder mehr Angehörige bezieht, 
gelten auch hierbei. Ich bin jedoch damit 
einverstanden, daß von Ihnen in begründeten 
Fällen Ausnahmen zugelassen werden.

e) Die Anerkennungen sind für derartige 
Bewilligungen in der bisherigen Form auszu­
stellen. Sie sind jedoch durch den Zusatz in 
der Überschrift: „aus Unterstützungsmitteln“ 
besonders kenntlich zu machen. Ihre Aus­
stellung kann bereits jetzt erfolgen; jedoch 
darf sich die Förderung erst auf die Zeit nach 
dem 31. März 1936 erstrecken.

4. Nähere Erläuterungen, ebenso Weisungen 
über die Verbuchung der Beträge und die 
statistische Erfassung der Zahl der Beschäf­
tigten und geleisteten Tagewerke lasse ich 
folgen.

Gestaltung der wertschaffenden Arbeitslosen­
fürsorge im Haushaltsjahr 1936/1937; hier:

Förderung ans Unterstütznngsmitteln. 
Erlaß des Präsidenten der Reichsanstalt v. 
14. März 1936 — IIP — 8710/20 — (RABl.

S. I 77):
Vorgang: Ziffern 3 und 4 meines Runderlasses 
vom 18. Februar 1936 — III3 8710/8 —11).

I. Verwendung von Unterstützungs­
mitteln zur Arbeitsbeschaffung.

Durch Ziffer 3 meines Runderlasses vom 
18. Februar 1936 — III3 8710/8 — ist es als 
erstrebenswertes Ziel bezeichnet worden, die 
Unterstützung nach Möglichkeit durch die Ge­
währung von Arbeit zu ersetzen. Deshalb ist 
Ihnen die Möglichkeit gegeben worden, in ge­
eigneten Fällen die tatsächliche Ersparnis an 
Unterstützung zur Finanzierung zusätzlicher 
Arbeiten zur Verfügung zu stellen. Gleich­
zeitig ist es auf diese Weise möglich, durch 
Zuweisung von Arbeit die Arbeitswilligkcit und 
Arbeitsfähigkeit von Unterstützungsempfän­
gern der Reichsanstalt, bei denen hierüber 
Zweifel bestehen, zu prüfen. Um den Willen 
der Gemeinden, zusätzliche Arbeiten zur Ver­
fügung zu stellen, zu erhöhen, bin ich, vor­
behaltlich anderweitiger Regelung, auch damit 
einverstanden, daß bei derartigen zusätzlichen 
Arbeiten neben Unterstützungsempfängern der 
Reichsanstalt auch volleinsatzfähige Empfän­
ger von Wohlfahrtsunterstützung beschäftigt 
werden. Das hat jedoch zur Voraussetzung, 
daß der Bezirksfürsorgeverband sich ebenfalls 
nach Maßgabe der ersparten Unterstützungs­
beträge an der Finanzierung der Arbeit be­
teiligt. Der Bezirksfürsorgeverband hat seine 
Beiträge mit dem Träger der Arbeit unmittel­
bar zu verrechnen; auch eine Vorlage vorschuß- 
weiser Zahlung durch die Arbeitsämter kommt 
nicht in Betracht.
II. Förderungsfähigkeit, Trägerschaft.

Hinsichtlich der Förderungsfähigkeit der
Arbeiten hatte ich in dem Runderlaß vom 
18. Februar 1936 — III3 8710/8 — bereits 
ausgeführt, daß sich der Kreis der Arbeiten 
nach den bisher für Notstandsarbeiten gel­
tenden Bestimmungen richtet. Das gleiche 
gilt für die Trägerschaft.

*) Vgl. DZW. XII S. 173.
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Sofern in besonderen Fällen m Ermangelung 
geeigneter Arbeiten die Durchführung einer an 
sich nicht fö/derungsfähigen Maßnahme unter 
den Gesichtspunkten des Abschnitts I dieses 
Runderlasses erwünscht ist, ist meine Ent­
scheidung über die Gewährung der Förderung 
einzuholen.

III. Zusätzlichkeit.
Eine strenge Prüfung der Zusätzlichkeit der 

zu fördernden Arbeiten ist erforderlich, wobei 
die Tatsache zu berücksichtigen ist, daß in­
folge der gebesserten Finanzlage der Gemeinden 
ihnen die Durchführung von Arbeiten aus 
eigener Kraft in stärkerem Umfange als bisher 
zuzumuten ist. Die Förderung ist hiernach 
nur zu gewähren, wenn bei Versagung die 
Durchführung der beabsichtigten Maßnahme 
unterbleiben müßte.

IV. Anerkennungen.
Die Anerkennungen sind in der bisherigen 

Form auszustellen und in der Überschrift durch 
den Zusatz „aus Unterstützungsmitteln“ be­
sonders kenntlich zu machen. Hierbei ist die 
Bezeichnung „Grundförderung“ zu vermeiden 
und durch „Förderung (Zuschuß aus Unter­
stützungsmitteln)“ zu ersetzen. Eine Förde­
rung von Tagewerken vor dem 1. April 1936 
ist in keinem Falle statthaft.

V. Höhe der Förderung und 
Beschäftigungsdauer.

Die für den Einsatz der „Förderung (Zu­
schuß aus Unterstützungsmitteln)“ verfügbare 
ersparte Unterstützung ist nicht nach den 
Rechnungsergebnissen des einzelnen Förde- 
rungsfallcs oder des einzelnen Landesarbeits­
amts zu berechnen. Die pauschalen Höchst­
sätze von 1,50 RM für einen Alleinstehenden 
und 2 RM für einen Arbeitslosen mit min­
destens einem Zuschlagsempfänger sind so be­
rechnet, daß sie unter Berücksichtigung der 
Nebenkosten (vgl. nachstehende Ziffer VI) für 
das ganze Reichsgebiet die erforderlich - Unter­
stützungseinsparung erbringen. Die Sätze von 
1,50 RM und 2 RM dürfen daher in keinem 
Falle überschritten werden. Ebenso ist eine 
Weitergewährung der Förderung für den ein­
zelnen Unterstützungsempfänger über 13 
Wochen hinaus auch in den Fällen des § 12 
Abs. 2 und 4 der Grundförderungsrichtlinien 
nicht mehr zulässig. Um die Prüfung der 
Arbeitswilligkeit und Arbeitsfähigkeit bei Ar­
beitslosen durchzuführen, die in den letzten 
12 Monaten mehr als 6 Monate gearbeitet 
haben, ist in gegebenen Fällen von der Ihnen 
mit Runderlaß vom 18. Februar 1936 — III3 
8710/8 — Ziffer 3d — erteilten Ermächtigung 
zur Abweichung von den einschränkenden Zu­
weisungsbedingungen des Runderlasses vom 
3. Oktober 1935 — III3 8700/235 — Gebrauch 
zu machen.
VI. Reisekosten, Familienzuschläge, 

Arbeitsausrüstung.
Soweit die Gewährung von Reisekosten, Fa­

milienzuschlägen und Kosten für Arbeitsaus­

rüstung für Unterstützungsempfänger der 
Reichsanstalt erforderlich wird, können diese 
zwar nach Maßgabe der Richtlinien zur Förde­
rung der Arbeitsaufnahme vom 17. September 
1930 und 4. September 1934 (Reiclisavbeitsbl. 
1930 S. I 199 und 1934 S. I 234) gewährt 
werden. Sie sind jedoch in ihrer Höhe be­
grenzt durch die Notwendigkeit, den Rahmen 
der tatsächlich im Rcichsdurchschnitt erspar­
ten Unterstützung cinzuhalten (vgl. vorstehende 
Ziffer V). In der Annahme, daß zu einer Maß­
nahme im allgemeinen

in einem Anteil von % der Belegschaft 
Arbeitslose mit mindestens 1 Zuschlags- 
empfanger,

in einem Anteil von y3 der Belegschaft 
alleinstehende Arbeitslose 

zugewiesen werden und der daher auf einen 
Arbeitslosen entfallende durchschnittliche Un­
terstützungskopfsatz im Reichsdurchschnitt 
durch die pauschalen Sätze nicht voll aus­
geschöpft wird, würde für Reisekosten, Fa­
milienzuschläge und Kosten der Arbeitsaus­
rüstung noch ein gewisser Betrag zur Verfügung 
stehen, der 10 v. H. der bewilligten Förderung 
aus Unterstützungsmitteln betragen dürfte. 
Ich bin deshalb einverstanden, daß von Ihnen 
— einheitlich für alle Bezirke — bis zur Höhe 
von 10 v. H. der Gesamtförderung neben der 
gewährten Förderung Reisekosten, Familien­
zuschläge und Kosten für Arbeitsausrüstung 
bewilligt werden. Die bei einer größeren Zahl 
von Maßnahmen wahrscheinlich nicht erforder­
lichen zusätzlichen Beträge dieser Art können 
im bezirklichen Ausgleich bei anderen Maß­
nahmen mitverwendet werden.

VII. Verbuchung der Beträge.
Die aus Unterstützungsmitteln der Reichs­

anstalt gezahlten Forderungsbeträge einschließ­
lich Reisekosten, Familienzuschläge und Kosten 
der Arbeitsausrüstung sind bei dem Unter­
stützungstitel zu buchen. Weitere Mitteilung 
bleibt Vorbehalten.

VIII. Statistik.
Die Zähl der bei derartigen Maßnahmen be­

schäftigten Notstandsarbeiter ist bis auf wei­
teres in der WAF. 1-Meldung in den noch 
freien Zeilen unter Einsetzung eines neuen 
Abschnitts: „C. mit Förderung aus Unter­
stützungsmitteln“ nachzuweisen. Die Zahlen 
zu C müssen in der Schlußsumme mitenthalten 
sein. Bis auf weiteres bitte ich, die noch vor­
handenen Vordrucke zu verwenden und zu 
ergänzen.

Von einer Aufnahme der Tagewerke und 
Forderungsbeträge in die WAF. 2-Meldung ist 
dagegen abzusehen. An die Stelle der WAF.- 
2-Mcldung tritt für derartige Maßnahmen das 
neue Formular WAF. 2 U, von dem ein Vor­
druck in der Anlage1) beigefügt ist. Die hierin 
aufzunehmenden Beträge haben nur die ge­
währte Förderung zu umfassen. Reisekosten, 
Familienzuschläge und Kosten der Arbeits­
ausrüstung bleiben also unberücksichtigt.

*) Nicht mitabgedruckt.
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IX. Restfinanzierung.
Ich weise darauf hin, daß die Deutsche Ren­

tenbank-Kreditanstalt voraussichtlich in der 
Lage ist, auch im kommenden Haushaltsjahr 
erhebliche Beträge für die Restfinanzierung 
landwirtschaftlicher Meliorationen, von Wege­
bauten und zum Bau von Wasserleitungen zur 
Verfügung zu stellen. Diese Mittel sind auch 
für Maßnahmen bestimmt, für die von Ihnen 
eine Förderung aus Unterstützungsmitteln in 
Aussicht genommen wird. Sofern Ihnen der­
artige Anträge auf Darlehn der Rentenhank- 
Kreditanstalt zugehen, ist das bisher geübte 
Verfahren beizubehalten (vgl. Runderlaß vom 
6. April 1935 — III3 8707/5 —).

Erlaß des Reichs- und Preußischen Arbeits- 
ministers und des Reichs- und Preußischen 
Ministers des Innern über Arbeitsbeschaffung 
für Notgebiete, insbesondere in den Grenz­
bezirken, vom 25. März 1936 — üc 2507/36 
(RuPrArbMin.)/V St. 769/35 (RuPrMindlnn.) — 
an die beteiligten Landesverwaltungsbehörden

(RABl. S. I 76):
I.

Im Haushalt der Reichsanstalt für Arbeits­
vermittlung und Arbeitslosenversicherung wer­
den für das Rechnungsjahr 1936 Sondermittel 
zur Arbeitsbeschaffung für Notgebiete, ins­
besondere in den Grenzbezirken, bereitgestellt, 
die nach den folgenden Richtlinien vergeben 
werden:
A. Auswahl der Träger, der Arbeiten 

und der Gefolgschaften.
1. Träger der Arbeiten können Körperschaf­

ten und Anstalten des öffentlichen Rechts und 
gemischtwirtschaftliche Unternehmungen sein.

2. Die Arbeiten müssen volkswirtschaftlich 
wertvoll oder — in den Grenzbezirken — von 
besonderer grenzpolitischer Bedeutung und 
sollen möglichst arbeitsintensiv sein. Arbeiten, 
die auf anderem Wege finanziert werden kön­
nen, werden nicht berücksichtigt. Hochbauten 
können nur ausnahmsweise gefördert werden.

3. Bei den Arbeiten müssen — abgesehen 
von den Stammarbeitern — Hauptunterstüt­
zungsempfänger der Arbeitslosenversicherung 
und der Krisenfürsorge sowie anerkannte Wohl­
fahrtserwerbslose aus den Notgebieten be­
schäftigt werden, die vom zuständigen Arbeits­
amt zugewiesen sind. Sonstige Arbeitslose 
dürfen nur auf Grund besonderer Genehmigung 
zugewiesen werden. Arbeitslose, die bei Ar­
beiten der freien Wirtschaft, insbesondere in 
der Landwirtschaft, untergebracht werden 
können, dürfen nicht zugewiesen werden.

B. Förderung.
Aus den Mitteln der Reichsanstalt können 

Zuschüsse und, soweit es nach der finanziellen 
Lage des Trägers oder nach der Art der Arbeit 
gerechtfertigt erscheint, Darlehen gewährt 
werden. Mittel der Reichsanstalt dürfen nur 
insoweit in Anspruch genommen werden, als 
andere Finanzierungsmöglichkeiten (z. B. eigene

Mittel des Trägers, Zuschüsse oder Darlehen 
anderer Stellen, bei Meliorationen, insbeson­
dere auch Darlehen der Deutschen Rentenbank- 
Kreditanstalt oder der Deutschen Boden- 
Kultur A. G.) nicht in ausreichendem Maße 
vorhanden sind. Ob und in welchem Umfang 
Gemeinden (Gemeindeverbände) als Träger zur 
Finanzierung der Arbeiten eigene Mittel bereit­
stellen oder Darlehen aufnehmen dürfen, rich­
tet sich grundsätzlich nach dem Runderlaß des 
Reichs- und Preußischen Ministers des Innern 
vom 11. April 1935 — V St. 266 —.

C. Verfahren.
1. Üher die Förderung der Arbeiten ent­

scheidet ein Ministerialausschuß. Soweit für 
eine Arbeit nur ein Zuschuß bis zu 4 RM für 
das Arbeitslosentagewerk beantragt wird und 
die Gesamtkosten der Arbeit 100 000 RM nicht 
übersteigen, steht die Entscheidung im Rah­
men von zunächst 10 v. H. des auf den Bezirk 
entfallenden Gesamtbetrags dem Präsidenten 
des Landesarbeitsamts im Einvernehmen mit 
der zuständigen Landesvcrwaltungsbehörde zu. 
Die Entscheidung über die Förderung von 
Hochbauten (vgl. A 2), die Beschäftigung von 
Arbeitslosen, die nicht Hauptunterstützungs­
empfänger der Arbeitslosenversicherung oder 
der Krisenfürsorge oder anerkannte Wohl­
fahrtserwerbslose sind (vgl. A 3) und über 
Abweichungen von den Richtlinien bleibt in 
jedem Falle dem Ministerialausschuß Vorbe­
halten.

2. Anträge auf Bewilligung einer Förderung 
sind unter Verwendung des anliegenden Vor­
drucks1), der vom Landesarbeitsamt bezogen 
werden kann, an den Präsidenten des Landes­
arbeitsamts zu richten. Eine Abschrift des 
Antrags ist der zuständigen Landesvcrwal­
tungsbehörde zu übersenden. Soweit der Prä­
sident des Landesarbeitsamts im Einverneh­
men mit der zuständigen Landesverwaltungs­
behörde den Antrag in eigener Zuständigkeit 
genehmigt (vgl. C 1), hat er dem Präsidenten 
der Reichsanstalt eine Abschrift seiner Ent­
scheidung vorzulegen. Kommt zwischen dem 
Präsidenten des Landesarbeitsamts und der 
zuständigen Landesverwaltungsbehörde keine 
Einigung über die Entscheidung zustande, oder 
ist der Ministerialausschuß für die Entschei­
dung zuständig, so hat der Präsident des 
Landesarbeitsamts den Antrag mit seiner Stel­
lung und der Stellung der zuständigen Landes- 
verwaltungsbchörde dem Präsidenten der 
Reichsanstalt vorzulegen.

II.
Wir bitten Sie, in enger Zusammenarbeit 

mit dem Landesarbeitsamt die Auswahl der 
Träger und der Arbeiten beschleunigt vorzu­
bereiten. Es muß versucht werden, mit den 
zur Verfügung stehenden Mitteln die Lage in 
den Notgebieten so stark und nachhaltig wie 
möglich zu bessern. Der Ministerialausschuß 
wird deshalb im allgemeinen solche Arbeiten

J) Hier nicht abgedruckt.

176



bevorzugen, die arbeitsintensiv sind und in­
folgedessen vielen Arbeitslosen aus den Not­
gebieten selbst Beschäftigung bringen. Als 
arbeitsintensiv werden in der Regel solche Ar­
beiten nicht anerkannt werden können, bei 
denen die Kosten des Arbeitslosentagewerks 
15 RM übersteigen. Andere Arbeiten werden 
nur berücksichtigt werden können, wenn von 
ihnen eine besonders günstige Dauerwirkung 
auf die Lage eines Notgebietes oder die Er­
reichung eines grenzpolitisch wichtigen Zweckes 
zu erwarten ist.

Aufgabe der Landesverwaltungsbehörden 
wird es insbesondere auch sein, durch genaue 
Prüfung der finanziellen Verhältnisse der Trä­
ger und der vorhandenen sonstigen Finanzie­
rungsmöglichkeiten mitzuwirken, daß die Son­
dermittel der Reichsanstalt aufs sparsamste 
verwendet und dadurch zugunsten der Not­
gebiete zur vollen Auswirkung gebracht wer­
den. Sondermittel dürfen daher nur in An­
spruch genommen werden, soweit keine an­
deren Mittel zur Finanzierung der Arbeiten 
herangezogen werden können, Zuschüsse nur 
insoweit, als den Trägern die Aufnahme von 
Darlehen nicht zugemutet werden kann (vgl. 
Abschnitt I B letzter Satz). Es ist davon aus­
zugehen, daß Darlehen aus den Sondermitteln 
der Reichsanstalt im allgemeinen zu den glei­
chen Bedingungen gewährt werden, wie sie 
bisher bei den auf dem Gebiete der zusätz­
lichen öffentlichen Arbeitsbeschaffung tätigen 
Kreditanstalten (Deutsche Gesellschaft für öf­
fentliche Arbeiten A. G., Deutsche Renten­
bank-Kreditanstalt, Deutsche Boden-Kultur 
A. G.) üblich waren.

Wenn sich bei '.er Vermittlung von Arbeits­
losen zu auswärtigen Arbeiten infolge der 
Kosten doppelter Haushaltsführung oder der 
Fahrkosten Lohnschwierigkeiten ergeben, kann 
durch Gewährung von Familienzuschlägen ge­
mäß A 3 des Erlasses des Präsidenten der 
Reichsanstalt vom 3. Oktober 1935 — III (3) 
8700/235 — (Reichsarbeitsbl. S. I 303) geholfen 
werden.

Zweite Verordnung zur Durchführung des Ge­
setzes über Arbeitsvermittlung, Berufsberatung 

und Lehrstellenvermittlung.
Vom 19. März 1936 

(RGBl. I S. 195, RABl. S. I 59):
Auf Grund des § 3 des Gesetzes über Arbeits­

vermittlung, Berufsberatung und Lehrstellen­
vermittlung vom 5. 11. 19351) (RGBl. I 
S. 1281) wird verordnet:

§ 1 Abs. 1 Satz 3 der Verordnung zur 
Durchführung des Gesetzes über Arbeitsver­
mittlung, Berufsberatung und Lchrstellcnver-
mittlung vom 26. 11. 19352) (RGBl. I S. 1361)
wird durch folgende Vorschrift ersetzt:

„Die nichtgewerbsmäßige Arbeitsvermitt­
lung, Berufsberatung oder Lehrstellenvcr-
») RABl. 1935 S. I 318, DZW. XI S. 724.
a) RABl. 1935 S. I 329, DZW. XI S. 724.

mittlung ist mit Ablauf des 31. Juli 1936 
einzustellen, wenn nicht der Präsident der 
Reichsanstalt bis zu diesem Zeitpunkt auf 
Antrag gemäß § 1 Abs. 2 des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung, Berufsberatung und 
Lehrstellenvermittlung einen Auftrag dazu 
erteilt hat; sie ist schon mit Ablauf des 
31. März 1936 einzustellen, wenn nicht bis 
zu diesem Zeitpunkt ein ordnungsmäßiger 
Antrag auf Erteilung des Auftrages gestellt 
ist.“

Verordnung über Kurzarbeiterunterstützung 
in Fleischereibetrieben.

Erlaß des Präsidenten der Reichsanstalt vom 
18. März 1936 (RABl. S. I 60):

Auf Grund des § 130 des Gesetzes über Ar­
beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
ordne ich mit Zustimmung des Reichsarbeits­
ministers an:

1. In Betrieben, die Rindvieh oder Schweine 
schlachten oder Rindfleisch oder Schweine­
fleisch umsetzen (Schlachter, Fleischer, Metzger, 
Großfleischer, Versandschlachtereien, Fleisch­
warenfabriken und gleichartige Betriebe), wird 
die Kurzarbeiterunterstützung nach der Ver­
ordnung vom 27. August 1931/1. Juli 1932 
(einfache Kurzarbeiterunterstützung) abwei­
chend von Art. 1 Abs. 1 dieser Verordnung 
Gefolgschaftsmitgliedern auch dann gewährt, 
wenn in dem Betriebe regelmäßig weniger als 
zehn Arbeiter oder Angestellte beschäftigt 
werden.

2. Anspruch auf einfache Kurzarbeiterunter­
stützung haben jedoch in den hiermit zu­
gelassenen Betrieben nur die männlichen Ge­
folgschaftsmitglieder,

a) die eine abgeschlossene Lehrausbildung 
als Fleischer haben,

b) denen von ihrem Betriebsführer Kost und 
Wohnung gewährt wird und

c) die überwiegend nicht im Verkauf, son­
dern im Gewerbe beschäftigt werden.

3. Im übrigen bleiben für die Gewährung der 
einfachen Kurzarbeiterunterstützung alle Vor­
schriften der Verordnung vom 27. August 1931/ 
1. Juli 1932 unberührt.

4. Diese Anordnung tritt mit Wirkung vom 
15. März 1936 in Kraft.

Der Zeitpunkt des Außerkrafttretens wird 
von mir bestimmt werden.

Sechste Verordnung
zur Durchführung und Ergänzung des Reichs­
arbeitsdienstgesetzes (Soziale Versicherung). 

Vom 24. März 1936
(RGBl. I S. 200, RABl. S. IV 109):

Auf Grund der §§ 26 und 27 Abs. 2 des 
Reichsarbeitsdienstgesetzes vom 26.Junil935l) 
(Rcichsgesetzbl I S. 769) und des Artikels 2 
§ 2 der Verordnung des Reichspräsidenten

l) RABl. 1935 S. I 226, DZW. XI S. 322.
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über Krankenversicherung vom 1. März 1933 
(Rcichsgesetzbl. I S. 97) wird verordnet:

Artikel 1.
Die Angehörigen des Reichsarbeitsdienstes 

sind während der Ausübung ihres Dienstes 
versicherungsfrei.

Krankenversicherung.
Artikel 2.

(1) Scheidet ein Versicherter aus der Kran­
kenkasse oder der Versicherung aus, um der 
Arbeitsdienstpflicht zu genügen, so darf die 
Zeit dieser Dienstleistung nicht zu seinem 
Nachteil berücksichtigt werden, soweit der Er­
werb eines Rechtes aus der Krankenversiche­
rung von der Zurücklegung einer Wartezeit 
oder davon abhängt, daß eine Versicherung 
von bestimmter Dauer innerhalb eines gleich­
falls bestimmten Zeitraums bestanden hat. Das 
gilt auch für die Zeit einer Erwerbslosigkeit 
bis zu sechs Wochen, welche sich unmittelbar 
an die Dienstleistung anschließt.

(2) Die Frist zur Stellung des Antrags auf 
Weiterversicherung (§ 313 Abs. 2 der Reichs- 
vcrsicherungsordnung) beginnt am Tage des 
Ausscheidens aus dem Reichsarbeitsdienst und 
läuft drei Wochen nach diesem Zeitpunkt ab. 
Für Arbeitsdienstpflichtige, die zwischen dem 
1. Oktober 1935 und dem Tage der Veröffent­
lichung dieser Verordnung aus dem Reichs­
arbeitsdienst ausgeschieden sind, endet die An­
zeigefrist mit Ablauf von drei Wochen nach 
Veröffentlichung dieser Verordnung.

Artikel 3.
War ein Arbeitsdienstwilliger bis zum Ein­

tritt in den Freiwilligen Arbeitsdienst auf 
Grund des § 313 der Reichsversichcrungsord- 
nung freiwilliges Mitglied einer Krankenkasse 
oder zur Fortsetzung der Mitgliedschaft bei 
einer Krankenkasse berechtigt, so kann er nach 
dem Ausscheiden aus dem Arbeitsdienst (Frei­
williger Arbeitsdienst oder Reichsarbeitsdienst) 
seine Mitgliedschaft bei dieser Kasse fortsetzen, 
wenn er es innerhalb einer Woche der Kasse 
anzeigt. Für Mitglieder der Rcichsknappschaft 
gilt dies entsprechend. Für Arbeitsdienstwil- 
ligc, die zwischen dem 1. April 1935 und dem 
Tage der Veröffentlichung dieser Verordnung 
aus dem Freiwilligen Arbeitsdienst oder Rcichs- 
arbeitsdienst ausgeschieden sind, endet die An­
zeigefrist mit Ablauf von drei Wochen nach 
Veröffentlichung dieser Verordnung.

Arbeitslosenversicherung.
Artikel 4.

(1) Eine auf Grund des Gesetzes über Ar­
beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
verhängte Sperrfrist läuft auch während des 
Reichsarbeitsdienstes, wenn der Dienst min­
destens zwei zusammenhängende Wochen dau­
ert; dabei gelten je drei Tage der Zugehörigkeit 
zum Arbeitsdienst einen Sperrfristtag ab.

(2) Die Zeit der Zugehörigkeit zum Reichs­
arbeitsdienst wird in die Rahmenfrist, die für 
die Anwartschaft auf versicherungsmüßige Ar­
beitslosenunterstützung im § 95 des Gesetzes 
über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver­

sicherung vorgeschrieben ist, nicht eingerech­
net.

(3) Abweichend von § 110 und § 110 b des 
Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeits­
losenversicherung haben Arbeitslose, die aus 
dem Reichsarbeitsdienst entlassen sind, eine 
Wartezeit bis zur Arbeitslosenunterstützung 
nur zurückzulegen, wenn sie zwischen ihrer 
Entlassung und der Arbeitslosmeldung mehr 
als dreizehn zusammenhängende Wochen als 
Arbeiter oder Angestellte beschäftigt waren 
oder eine neue Anwartschaft auf Arbeitslosen­
unterstützung erworben haben.

Bescheinigungen.
Artikel 5.

Der Nachweis über die erfüllte Arbeitsdienst­
pflicht wird durch Bescheinigungen des Reichs- 
arbeitsdienstes erbracht.

Schlußbestimmungen.
Artikel 6.

Der Reichsminister des Innern erläßt im 
Einvernehmen mit dem Reichsarbeitsministcr 
die zur Durchführung und Ergänzung dieser 
Verordnung erforderlichen Rechts- und Ver­
waltungsvorschriften.

Artikel 7.
Artikel 4 tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 

1935 in Kraft. Im übrigen tritt die Verordnung 
mit ihrer Verkündung in Kraft.

Vierzehnte Verordnung zum Aufbau der Sozial­
versicherung (Leiter, Beirat).

Vom 25. April 1936 (RGBl. I S. 400):

Auf Grund des Abschnitts II Artikel 7 § 2 
Abs. 1 und 3, § 5 Abs. 2 und des Abschnitts V 
des Gesetzes über den Aufbau der Sozial­
versicherung vom 5. Juli 1934 (Rcichsgesetzbl. I 
S. 577) wird im Einvernehmen mit dem Reichs­
minister des Innern, dem Reichsminister der 
Finanzen und dem Reichsminister für Ernäh­
rung und Landwirtschaft verordnet:

Abschnitt I.
Führung bei den Landkrankenkassen 
und landwirtschaftlichen Berufsge­

nossenschaften.

§ 1.
Die Vorschriften des Abschnitts II Artikel 7 

des Gesetzes über den Aufbau der Sozial­
versicherung vom 5. Juli 1934 treten für die 
Landkrankenkassen und die landwirtschaft­
lichen Berufsgenossenschaften mit dem 1. Mai 
1936 in Kraft.

§2.
(1) Als Leiter bei den Landkrankenkassen 

beruft der Reichsminister für Ernährung und 
Landwirtschaft oder die von ihm bestimmte 
Stelle einen Bauern, Landwirt oder ein land­
wirtschaftliches Gcfolgschaftsmitglicd.

(2) Die Amtszeit läuft erstmalig am 31. De­
zember 1940 ab.
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(1) Leiter bei den landwirtschaftlichen Be­
rufsgenossenschaften ist in Preußen der Ober­
präsident (Verwaltung des Provinzialverban­
des) der Provinz, für deren Bezirk die Berufs­
genossenschaft errichtet ist. In den übrigen 
Ländern beruft die Landesregierung als Leiter 
einen Landesbeamten, der die Befähigung zum 
höheren Verwaltungsdienst oder zum Ricliter- 
amt hat und die erforderliche Erfahrung auf 
dem Gebiete der Reichsversicherung besitzt.

(2) Als Stellvertreter des Leiters können nur 
Landes- oder Gemeindebeamte berufen werden, 
welche die im Abs. 1 Satz 2 bezeichneten per­
sönlichen Voraussetzungen erfüllen.

(3) Für die Führung der Gartenbau- und 
Friedhof-Berufsgenossenschaft gelten die Vor­
schriften der gewerblichen Unfallversicherung; 
die Berufung des Leiters bedarf der Zustim­
mung des Reichsministers für Ernährung und 
Landwirtschaft oder der von ihm bestimmten 
Stelle; die Berufung der Versicherten und der 
Führer von Betrieben und ihrer Stellvertreter 
in den Beirat erfolgt nach Anhörung des 
Reichsbauernführers.

§ 3.

Abschnitt II.
Leiter und Beirat 

der Träger der Reichsversicherung. 
§4.

(1) Der Leiter stellt alljährlich vor Beginn 
eines neuen Geschäftsjahres einen Haushalts­
plan fest.

(2) Der Leiter bedarf alljährlich für das 
abgelaufene Geschäftsjahr der Entlastung.

§5-
(1) Der Leiter kann in allen Angelegenheiten 

den Rat des Beirats einholen.
(2) Er soll den Beirat vor der Entscheidung 

über wichtige Angelegenheiten hören; was 
wichtige Angelegenheiten sind, entscheidet der 
Leiter nach eigenem pflichtmäßigem Ermessen.

(3) Der Beirat ist zu hören
1. vor Erlaß und Änderung der Satzung,
2. vor Feststellung des Haushaltsplans. 

Will der Leiter in diesen Fällen von dem Gut­
achten des Beirats abweichcn, so entscheidet 
die Aufsichtsbehörde.

(4) Dem Beirat obliegen die Abnahme der 
Jahresrechnung und die Entlastung. Bei Ab­
lehnung entscheidet über die strittigen Punkte 
die Aufsichtsbehörde.

(5) In den Fällen der Absätze 3 und 4 ist die 
Auffassung der Bciratsmitglieder schriftlich 
festzulcgcn.; %6.

Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten 
nicht für die Ersatzkassen der Krankenver­
sicherung.

Abschnitt III.
Schlußvorschriften.

§7.
Abschnitt II der Fünften Verordnung zum 

Aufbau der Sozialversicherung vom 21. De­

zember 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 1274) findet 
mit Ausnahme des § 13 Abs. 1 zweiter Halb­
satz auf die Landkrankenkassen und die land­
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaften inso­
weit Anwendung, als sich nicht aus dem Vor­
hergehenden Abweichendes ergibt.

§8.
Bei den Landkrankenkassen und landwirt­

schaftlichen Berufsgenossenschaften führt bis 
zur Bestellung des neuen Leiters der bisherige 
Vorsitzende oder kommissarische Vorsitzende 
des Vorstandes die Geschäfte weiter.

§ 9\
Dem Beirat obliegen die Abnahme der Jah­

resrechnung und die Entlastung auch für das 
Jahr 1935 und, soweit erforderlich, für die 
früheren Jahre; solange kein Beirat gebildet 
ist, obliegen sie der Aufsichtsbehörde.

Bestimmungen über den vertraucnsärztlickcn 
Dienst in der Krankenversicherung.
Vom 30. 3. 1936 (RABl. S. IV 107):

I. Einrichtung und Durchführung des 
vertrauensärztlichen Dienstes.

1. Die Regelung des vertrauensärztlichen 
Dienstes ist eine Gemeinschaftsaufgabe der 
Krankenversicherung und steht der Landcs- 
versicherungsanstalt — Abteilung Kranken­
versicherung — zu. Der Ausschuß für Fragen 
der Krankenversicherung ist zu hören.

2. Die Abteilung Krankenversicherung be­
steht in Zukunft aus der bisherigen Abteilung 
für Krankenversicherung als Verwaltungsab­
teilung und der Abteilung für vertrauensärzt­
lichen Dienst. Leiter des vertrauensärztlichen 
Dienstes ist ein Arzt, der im vertrauensärzt­
lichen Dienst erfahren sein und die verwaltungs­
mäßige Eignung besitzen muß, den vcrtraucns- 
ärztlichen Dienst im Anstaltsbezirk einzurich­
ten und seine Durchführung sicherzustcllen. 
Dieser Arzt bearbeitet alle Fragen des ver­
trauensärztlichen Dienstes. Zu seinem Auf­
gabengebiet gehören ferner die sozialmedi- 
zinischcn Fragen, die sich bei der Durchführung 
der übrigen Gemeinschaftsaufgaben ergeben.

Die Zusammenarbeit zwischen der Verwal­
tungsabteilung und dem vertruuensärztlicken 
Dienst ist durch Geschäftsanweisung näher zu 
regeln; dabei ist festzulcgcn, daß bei allen die 
Finanzgebarung betreffenden Angelegenheiten 
die Verwaltungsabteilung zu beteiligen ist.

3. Für die Einrichtung des vertrauensärzt­
lichen Dienstes wird der Bezirk der Landes­
versicherungsanstalt in Unterbezirkc eingeteilt. 
Es soll nach Möglichkeit für jeden unteren 
Verwaltungsbezirk eine vertrauensärztliche 
Dienststelle geschaffen werden; dabei ist eine 
räumlich enge Verbindung mit den Kassen 
und den Großbetrieben, für die eine Betriebs­
krankenkasse errichtet ist, anzustreben. Die 
Verteilung der vertrauensärztlichen Dienst­
stellen muß so erfolgen, daß auch der Ver­
sicherte den Vertrauensarzt leicht erreichen 
kann.
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4. Im allgemeinen wird es genügen, wenn 
auf etwa 25 000 Versicherte ein hauptamtlicher 
Vertrauensarzt entfällt. Bei der Bestellung 
von nebenamtlichen Vertrauensärzten ist eine 
entsprechend geringere Versichertenzahl zu­
grunde zu legen. In jedem Bezirk soll, soweit 
dies nach der Zahl der Versicherten möglich 
erscheint, wenigstens ein hauptamtlicher Ver­
trauensarzt vorhanden sein.

Zu nebenamtlichen Vertrauensärzten können 
außer freiberuflich tätigen Ärzten auch be­
amtete oder bei Behörden oder öffentlich- 
rechtlichen Körperschaften angestcllte Ärzte 
sowie Fabrikärzte herangezogen werden, sofern 
sie die Voraussetzungen erfüllen, die für die 
Tätigkeit als Vertrauensarzt festgesetzt sind; 
auch diese Ärzte unterstehen, soweit es sich 
um die Durchführung des vertrauensärztlichen 
Dienstes handelt, ausschließlich den hierfür 
maßgebenden Stellen der Reichsversicherung.

In geeigneten Fällen können zur Ergänzung 
und Unterstützung des vertrauensärztlichen 
Dienstes von der Kassenärztlichen Vereinigung 
Deutschlands bezeichnetc Ärzte (Fachärzte) 
herangezogen werden.

5. Den vertrauensärztlichen Dienststellen 
sind die erforderlichen diagnostischen Einrich­
tungen, und zwar vor allem Röntgeneinrich­
tungen, ein Laboratorium für Untersuchungen 
sowie Hilfspersonal in der erforderlichen Zahl 
zur Verfügung zu stellen. Dabei ist dafür zu 
sorgen, daß vorhandene Einrichtungen nutz­
bringend verwertet und angemessen eingesetzt 
werden.

6. Sind in einer vertrauensärztlichen Dienst­
stelle mehrere Vertrauensärzte tätig, so kann 
einer von ihnen zum leitenden Vertrauensarzt 
bestellt werden.

7. Bei der Einrichtung des neuen vertrauens­
ärztlichen Dienstes sind die schon bisher im 
vertrauensärztlichen Dienst hauptamtlich tä­
tigen Personen tunlichst unter den gleichen 
Bedingungen sowie die vorhandenen Einrich­
tungen zu übernehmen, es sei denn, daß wich­
tige Gründe entgegcnstchcn. Soll ein Ver­
trauensarzt nicht übernommen werden, so ist 
meine Entscheidung cinzuholcn. Bei der Über­
nahme von Einrichtungen ist durch Verein­
barung festzulegen, ob sie angekauft oder 
mict- oder pachtweise übernommen werden.

8. Bei der vertrauensärztlichen Dienststelle 
ist über jeden einzelnen Versicherten, sobald 
er vcrtraucnsärztlich untersucht wird, eine 
Karte anzulcgcn. Diese Karte hat insbesondere 
zu enthalten das Untersuchungsergebnis sowie 
alle Angaben, die für die Beurteilung des Ge­
sundheitszustandes des Versicherten von Be­
deutung sein können. Sic muß den Hinweis 
enthalten, ob Röntgenaufnahmen vorhanden 
sind und wo dieselben aufbewahrt werden.

Verzieht der Versicherte aus dem Bereich 
einer vertrauensärztlichen Dienststelle, so hat 
die neue vertrauensärztliche Dienststelle die 
Karte von der bisher zuständigen Stelle ein­
zufordern. Die frühere Stelle hat die Karte 
mit allen sonst etwa vorhandenen Unterlagen

abzugeben. Dies gilt auch, wenn der Bezirk 
der Landesversicherungsanstalt wechselt. Es 
muß sichergestellt werden, daß die Karte wäh­
rend der ganzen Versicherungsdauer des Ver­
sicherten sorgfältig geführt und alle Eintra­
gungen gesammelt jederzeit hei der für den 
jeweiligen Wohnsitz des Versicherten zustän­
digen vertrauensärztlichen Dienststelle greifbar 
sind. Soweit andere Versicherungsträger, Ver- 
sorgungs- oder Gesundheitsbehörden für die 
Erfüllung ihrer Aufgaben Einsicht in die Unter­
lagen benötigen, ist dies zu gestatten.
II. Aufgaben des vertrauensärztlichen 

Dienstes.
1. Die im vertrauensärztlichen Dienste tä­

tigen Ärzte beraten und unterstützen die Kran­
kenkassen bei der Ermittlung und Feststellung 
der Voraussetzungen für die Leistungspflicht 
und den Leistungsumfang in den einzelnen 
Versicherungsfällen; insbesondere ist in den 
erforderlichen Fällen die Arbeitsunfähigkeit 
und die Verordnung von Vcrsicherungsleistun- 
gen nachzuprüfen. Der Vertrauensarzt begut­
achtet, soweit erforderlich, die Einweisung in 
ein Krankenhaus, eine Kuranstalt oder ein 
Genesungsheim und den Verbleib über den 
Einweisungszeitraum hinaus. Im gleichen Um­
fang ist er vor der Gewährung von Sachleistun­
gen über deren Notwendigkeit und Wirtschaft­
lichkeit zu hören.

Der Vertrauensarzt ist nicht berechtigt, in 
die Behandlung des Kassenarztes einzugreifen. 
Der behandelnde Arzt kann jedoch die Nach­
untersuchung durch den Vertrauensarzt zum 
Zwecke der Prüfung und Förderung der Dia­
gnose beantragen.

2. Der vertrauensärztlichc Dienst wirkt fer­
ner bei der fürsorgerischen Erfassung von 
Krankheitszuständen, insbesondere bei Volks- 
krankhcitcu, mit.

3. Dem vertrauensärztlichen Dienst obliegt 
schließlich die Beratung und Unterstützung 
von Krankenkassen und der Landesversiche­
rungsanstalt, Abteilung Krankenversicherung, 
bei allen Angelegenheiten, die zur Aufgabe der 
Krankenversicherung auf dem Gebiete der Ge­
sundheitsfürsorge, der Erb- und Rassenpflege 
gehören.

III. Rechte und Pflichten des 
Vertrauensarztes.

1. Der Vertrauensarzt ist Beamter oder An­
gestellter der Landcsvcrsichcrungsanstalt; er 
steht somit in keinem Vertragsverhältnis zur 
einzelnen Krankenkasse. Der Vertrauensarzt 
ist jedoch verpflichtet, die Krankenkasse bei 
der Durchführung ihrer gesetzlichen und sat­
zungsmäßigen Aufgaben in jeder Weise zu 
unterstützen und zu beraten, soweit dies bei 
der besonderen Eigenart des vertrauensärzt­
lichen Dienstes möglich, zweckmäßig und an­
gemessen ist. Die enge Zusammenarbeit zwi­
schen Vertrauensarzt und Krankenkasse ist 
durch eine Dienstanweisung zu regeln.

Die Krankenkasse hat dem Vertrauensarzt 
die notwendigen Unterlagen zugängig zu
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machen, die für ihn erforderlich sind, um die 
ihm obliegenden Aufgaben durchzuführen.

2. Der Vertrauensarzt ist berechtigt, die Ver­
sicherten zur vertrauensärztlichen Nachunter­
suchung zu laden oder durch die Krankenkasse 
laden zu lassen. Wird den Anordnungen nicht 
Folge geleistet, so hat die Krankenkasse die 
entsprechenden Maßnahmen zu treffen.

3. Der Vertrauensarzt ist, soweit dies für die 
Durchführung seiner Aufgaben erforderlich ist, 
berechtigt, die Unterlagen für sein Gutachten 
sich auch in Krankenhäusern, Kuranstalten 
und Genesungsheimen zu verschaffen. Er kann 
zu diesem Zweck schriftliche oder mündliche 
Auskünfte der behandelnden Arzte anfordern 
und eine Untersuchung des Kranken in der 
Anstalt im Beisein des behandelnden Arztes 
vornehmen. Die Untersuchung ist jedoch so 
durchzuführen, daß die Autorität des behan­
delnden Arztes darunter nicht leidet und daß 
der Dienstbetrieb der Anstalt nicht mehr be­
einträchtigt wird, als cs der Zweck der Unter­
suchung unbedingt erfordert. Insbesondere ist 
dafür Sorge zu tragen, daß die Untersuchung 
nicht in Anwesenheit anderer Insassen statt­
findet. Das Ergebnis der Untersuchungen darf 
nicht in Gegenwart des Kranken mit dem 
behandelnden Arzt erörtert werden.

4. Die Kosten des vertraucnsärztlichcn Dien­
stes trügt die Landesvcrsichcrungsanstalt, Ab­
teilung Krankenversicherung. Sie legt diese 
Kosten auf die einzelnen Krankenkassen nach 
deren Mitgliederzahl oder nach Untersuchungs­
fällen uin; eine Verbindung beider Umlage­
arten ist zulässig. Die Landesversicherungs­
anstalt ist zur Behebung von Kostenvor­
schüssen berechtigt.

5. Das Reichsversicherungsamt erläßt im 
Benehmen mit dem Reichsführcr der Kasscn- 
ürztlichcn Vereinigung Deutschlands Vor­
schriften über Anstellung, Besoldung und 
Dienstverhältnisse der Vertrauensärzte.

6. Die Auswahl aller Vertrauensärzte erfolgt 
im Benehmen mit dem Reichsführer der Kas­
senärztlichen Vereinigung Deutschlands. Vor 
der Auswahl des Leiters des vertrauensärzt­
lichen Dienstes ist die Gemeinschaftsstcllc der 
Landcsversicherungsanstalten zu hören; vor 
der Auswahl des einzelnen Vertrauensarztes 
sind die Kassen zu hören, für die der Ver­
trauensarzt tätig werden soll.

IV. Mitwirkung der Gemeinschaftsstcllc
der Landcsversicherungsanstalten.
1. Die Gcmeinschaftsstclle der Lnndcsver 

sichcrungsanstaltcn berät den Reichs- und 
Preußischen Arbeitsminister, das Reichsvcr- 
sichcnmgsamt sowie die Laudcsvcrsicherungs- 
anstaltcn in den den vertraucnsärztlichcn 
Dienst betreffenden Fragen, insbesondere bei 
der Aufstellung von Richtlinien für die Tätig­
keit der Vertrauensärzte und die Ausrüstung 
der vertraucnsärztlichcn Dienststellen.

2. Die Gemeinschaftsstcllc unterstützt die 
Landcsversicherungsanstalten durch Beratung 
und Vermittlung beim Austausch von Ver­

trauensärzten und Einrichtungsgegenständen 
für vertrauensärztliche Dienststellen.

3. Der Gemeinschaftsstelle obliegt die Schu­
lung und Fortbildung der Vertrauensärzte.

4. Die Gemeinschaftsstelle übernimmt die 
Gesamtauswertung der Ergebnisse des ver­
trauensärztlichen Dienstes. Der Reichsarbeits­
minister behält sich vor, Richtlinien hierfür 
aufzustellcn oder die Aufstellung von Richt­
linien dem Reichsversicherungsamt zu über­
tragen.

V.
Diese Bestimmungen treten am 1. April 1936 

in Kraft.

Unterstützung von Kriegerwaisen.
Erlaß des Reichs- und Preußischen Arbeits­
ministers vom 1. April 1936 — Ic 2902/36 —

(Reichsversorgungsblatt S. V 25):
Die Versicherungsämter werden ermächtigt, 

begabten und fleißigen Kriegerwaisen, die nach 
Vollendung des 21. Lebensjahres und dem 
Wegfall der Waisenrente im Sommersemestcr 
1936 eine Hochschule oder hochschulähnliche 
Fachschule besuchen oder nach Abschluß die­
ser Ausbildung sich im Examen befinden, im 
Falle des Bedürfnisses eine einmalige Unter­
stützung in Höhe von 125 RM zu gewähren. 
Auch Waisen, die am 1. April 1936 das 24. Le­
bensjahr bereits vollendet hatten, können in 
Ausnahmefällen berücksichtigt werden.

Falls diese Ausgaben aus den beim Einzel­
plan XII, 3. Tit. 8 Abschnitt A für das 
1. Vierteljahr 1936 bereitgestellten Mitteln 
nicht bestritten werden können, ist der be­
nötigte Mehrbetrag zum 15. Mai 1936 anzu­
melden.

Kosten für Unfruchtbarmachung durch 
Strahlenbehandlung.

RdErl. d. RuPrMdl. v. 24. 4. 1936 
— IV A 5293/1079 f—(RMBliV. S. 576):
(1) Auf Grund der Ermächtigung im Art. 3 

Satz 2 der 5. VO. zur Ausf. des Ges. zur Ver­
hütung erbkranken Nachwuchses v. 25. 2. 1936 
(RGBl. I S. 122) setze ich hiermit als Gebühr 
für die Unfruchtbarmachung der auf Grund 
eines Beschlusses eines Erbgesundheitgerichts 
unfruchtbar zu machenden Frauen fest:
a) Für die Unfruchtbarmachung durch

Bestrahlung mit Röntgenstrahlen 
cinsclil. des Honorars für die ärztl. 
Verrichtungen und Ausfüllung des 
Vordrucks.......................................... 50 RM

b) Für die Unfruchtbarmachung durch
Bestrahlung mit radioaktiver Sub­
stanz cinschl. der ersten Untersu­
chung, der zur Einlegung des Prä­
parats erforderlichen ärztl. Maß­
nahmen und der Ausfüllung des 
Untersuchungsvordruckes.............. 40 RM

(2) Die Begleichung der hierneben sonst noch 
entstehenden Gebühren (wie z. B. Reisekosten,
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Verpflegungskosten in der Anstalt usw.) regelt 
sich nach den hierfür erlassenen Bestimmungen 
(Art. 7 Abs. 2 der l.1), Art. 9 Abs. 1 und 2 
der 3.2) und Art. 4 der 5. VO.3) zur Ausführung 
des Ges. zur Verhütung erbkranken Nach­
wuchses.
c) Für jede Nachuntersuchung gern.

Art. 2 der 5. VO. zur Ausführung
des Ges. zur Verhütung erbkranken
Nachwuchses (RGBl. 1936 I S. 122) 3 RM.

Kosten der im Rahmen der Tuberkulose­
bekämpfung erforderlichen Desinfektionen. 

RdErl. d. RuPrMdl. v. 20. 4. 1936
— IV C 5630/36 — (RMBliV. S. 573):

(1) Die zur Verhütung der Weiterverbreitung 
der Tuberkulose erforderlichen Desinfektionen 
gehören gemäß § 61 der Dritten Durchf.-VO. 
zum Ges. über die Vereinheitlichung des Ge­
sundheitswesens (RMB1. 1935 S. 327) zu den 
Aufgaben der Gesundheitsämter im Sinne des 
§ 3 Abs. 1 Ziff. lf des Ges. v. 3. 7. 19344). Die 
Gesundheitsämter können daher gemäß § 2 
Abs. 1 Satz 1 der für sie geltenden Gebühren­
ordnung für diese Verrichtungen Gebühren 
nicht erheben.

(2) Durch die Vornahme der Desinfektionen 
entstehen bare Auslagen, und zwar sind als 
solche anzusehen:

a) in den Fällen, in denen das Gesundheits­
amt die Desinfektion durch einen bei ihm 
selbst angestcllten Gesundheitsaufseher 
vornehmen läßt, die Beschaffungs- hzw. 
eigenen Herstellungskosten des Desinfek­
tionsmittels,

b) in Fällen, in denen das Gesundheitsamt 
einen eigenen Gesundheitsaufseher nicht 
eingestellt hat, die Kosten der Heran­
ziehung eines fremden Desinfektors ein­
schließlich der Reisekosten und der 
Kosten für die Beschaffung bzw. die Her­
stellung des Desinfektionsmittels.

(3) Es erscheint billig, daß diese baren Aus­
lagen von den Personen erstattet werden, in 
deren Interesse die Desinfektion vorgenommen 
ist. Auf Antrag oder im Falle der Bedürftigkeit 
sind die baren Auslagen jedoch von den Ge­
sundheitsämtern endgültig zu tragen.

Erlaß über die Errichtung des Reichssportamts.
Vom 23. April 1936 (RGBl. I S. 397):

Zur Bearbeitung aller Sportfragen wird im 
Geschäftsbereich des Reichsministers des In­
nern ein Rcichssportamt errichtet. Der Leiter 
dieser Behörde führt die Bezeichnung Rcichs- 
sportfiihrcr.

Mit der Durchführung des Erlasses, beson­
ders der Abgrenzung der Zuständigkeit des 
Rcichssportamts, beauftrage ich den Reichs- 
ministcr des Innern.

‘) Vgl. RGBl. 1933 I S. 1021.
*) Vgl. RGBl. 1935 I S. 289.
3) Vgl. RGBl. 1936 I S. 122.
4) Vgl. RGBl. 1954 I S. 531.

Verordnung über die Anwendung von Gebühren­
befreiungsvorschriften auf die Notare.
Vom 15. April 1936X(RGB1. I S. 368):

Auf Grund des Artikels 5 des Ersten Gesetzes 
zur Überleitung der Rechtspflege auf das Reich 
vom 16. Februar 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 91) 
wird hiermit verordnet:

Artikel 1.
(1) Nimmt ein Notar, dem die Gebühren 

für seine Tätigkeit selbst zufließen, ein Ge­
schäft vor, das bei gerichtlicher Vornahme im 
Bezirk des Notars unter eine sachliche Ge­
bührenbefreiungsvorschrift fallen würde, so ist 
er berechtigt, an Stelle der ihm nach der 
Kostenordnung zustehenden Gebühr eine um 
80 vom Hundert ermäßigte Gebühr zu erheben. 
Im Falle persönlicher Gebührenfreiheit gilt 
das gleiche gegenüber dem befreiten Kosten­
schuldner; auf andere Beteiligte, die mit dem 
Befreiten als Gesamtschuldner haften, erstreckt 
sich die Ermäßigung insoweit, als sie von dem 
Befreiten auf Grund gesetzlicher Vorschrift 
Erstattung verlangen können.

(2) Die im Absatz 1 vorgesehene Ermäßigung 
tritt ohne weiteres ein, wenn das Geschäft in 
einem Bezirk vorgenommen wird, wo die No­
tare für Beurkundungen ausschließlich zu­
ständig sind.

(3) Die Bestimmungen über die Mindest­
gebühr (§ 26 Abs. 3 der Kostenordnung vom 
25. November 1935 — Reichsgesetzbl. I S. 1371) 
bleiben unberührt.

(4) Wird nur die nach Absatz 1 ermäßigte 
Gebühr erhoben, so sind bei der Beurkundung 
in Abweichung von § 138 Abs. 1 Nr. 1 der 
Kostenordnung Schrcibgcbühren für olle Aus­
fertigungen und Abschriften der Verhandlung 
zu entrichten. Im Falle persönlicher Gebühren­
freiheit gilt das nicht, wenn einer der Beteilig­
ten die vollen Gebühren zu entrichten hat.

Artikel 2.
Diese Verordnung tritt mit dem 1. Mai 1936 

in Kraft.

Stundung und Niederschlagung der Ilauszins- 
steuer zugunsten der Wohnungsinhaber im Falle 
der Gewährung von Familienunterstützung.
Erlaß des Preußischen Finnnzministers vom 
30. 1. 1936 — K V 2 gen 76/36 — (RMBliV. 

S. 633):
Nach Maßgabe des Reichsgcs. v. 30. 3.1936') 

(RGBl. I S. 327) wird den Angehörigen der 
zur Erfüllung der aktiven Dienstpflicht, zu 
kurzfristiger Ausbildung oder Übungen der 
Wehrmacht einberufenen Wehrpflichtigen und 
der einberufenen Arbeitsdienstpflichtigen zur 
Sicherung des notwendigen Lebenshcdnrfs Un­
terstützung gewährt (Familienunterstützung). 
Diese Unterstützungen sind jedoch keine Lei­
stungen der öffentlichen Fürsorge, so daß die 
Voraussetzungen des Art. I § 9 Abs. 2 der

') Vgl. DZW. XII S. 28.
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Hauszinssteuer-VO. i. d. Fass, der VO. v. 29. 8. 
1932 (GS. S. 281) für die Stundung und Nieder­
schlagung der auf die Wohnungen der unter­
stützten Familien entfallenden Hauszinssteucr 
an sich nicht gegeben sind. Ich will jedoch 
im Einvernehmen mit dem RuPrMdl. ge­
nehmigen, daß Hauszinssteuerstundungen, die 
dem Einberufenen oder dem Unterstützungs­
berechtigten (§ 2 des Familienunterstützungs­
gesetzes) nach Art. I § 9 Abs. 2 Nr. la oder b 
oder Nr. 2 der Hauszinssteuer-VO. bewilligt 
waren, bis zur Beendigung dieser Familien- 
unterstützung weitergewährt werden. In allen 
anderen Fällen der Familienunterstützung, ins­
besondere in den Fällen, in denen bei Beginn 
der Familienunterstützung Hauszinssteuer­

erleichterungen zugunsten der Wohnungsinha­
ber noch nicht bewilligt waren, ist Hauszins- 
stcuerstundung nicht zulässig. Die Regelung 
gilt für das Rechnungsjahr 1936. Sie gilt auch 
für Fälle, in denen die Familienunterstützung 
auf Grund der Familienuntcrstützungs-VO. v. 
19.12.1935l) (RGBl. I S. 1511) begonnen hat. 
Soweit im Rechnungsjahr 1935 Hauszinssteuer­
erleichterungen, die bei Beginn einer nach der 
Familienunterstützungs-VO. v. 19. 12. 1935 
gewährten Familienunterstützung bewilligt 
waren, während des Bezugs dieser Familien- 
unterstützung weitergewährt worden sind, ver­
bleibt es hierbei.

>) Vgl. DZW. XI S. 709.

Umschau

Monatslohn der zum Unterhalt der Kinder 
Verpflichteten 185 RM nicht übersteigen. 
Kranken- und Wochengeld, Invaliden-, 
Unfall- und Knappschaftsrente sowie Vor­
zugsrente, Arbeitslosen- und Krisenunter­
stützung sind zum Monatslohn zu rechnen. 
Die Eltern (Stiefeltern) müssen Reichs­
bürger sein und ein einwandfreies Vor­
leben sowie einen guten Leumund haben.

Die laufende Kinderbeihilfe beträgt für 
jedes beihilfeberechtigte Kind monatlich 
10 RM und wird jeweils zu Beginn eines 
Monats für den abgelaufenen Monat ge­
währt. Die Gewährung erfolgt erstmalig 
für den Monat Juli 1936 und künftig 
erstmalig für den Monat, in dem die Vor- 

.1 alireseinkommcn die 1800-RM- aussetzungen erstmalig gegeben sind. Bei

Die Gewährung von laufenden 
Kinderbeihilfen.

Auf der fachwissenschaftlichen Reichs­
tagung der Zollbeamten kündigte Staats­
sekretär Reinhardt bereits am 10. 2. 1936 
eine neue bevölkerungspolitische Maß­
nahme an, die am 1. 7. 1936 in Kraft 
treten wird. Von diesem Tage ab sollen 
neben den bisher an Kinderreiche gewähr­
ten einmaligen Kinderbeihilfen lau­
fend Unterstützungsbeiträge in 
Höhe von zehn Reichsmark im Mo­
nat für das fünfte und jedes wei­
tere Kind, das das 16. Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat, an Volks­
genossen gezahlt werden, deren

Grenze nicht übersteigt.
Inzwischen ist nun durch den Reichs­

minister der Finanzen die gesetzliche Re­
gelung dieser angekündigten Maßnahme 
in den Dritten Durchführungsbestimmun­
gen z. VO. über die Gewährung von Kin­
derbeihilfen vom 24.3.1936 erfolgt.2) Hier­
nach können laufend Kinderbeihilfen 
dann gewährt werden, wenn die Familie 
fünf oder mehr Kinder (Stief-, Adoptiv- 
und Pflegekinder) umfaßt, die das 16. Le­
bensjahr noch nicht vollendet haben. Fer­
ner muß sich der zum Unterhalt der Kin­
der Verpflichtete in einer invaliden- oder 
krankenversicherungspflichtigen Tätigkeit 
befinden oder im Zeitpunkt des Eintritts 
seiner Erwerbsunfähigkeit in einer solchen 
befunden haben. Diesen Personen gleich 
zu erachten sind Empfänger von Arbeits­
losenunterstützung. Außerdem darf der

7) Vgl. DZW. XII S. 36.

Geburt eines weiteren Kindes wird die 
laufende Kinderbeihilfe für dieses Kind 
erstmalig für den Monat gewährt, in dem 
die Geburt erfolgt ist. Die Beihilfen wer­
den dann letztmalig für den Monat ge­
währt, in dem eine der oben angeführten 
Voraussetzungen weggefallen ist.

Der Antrag auf Gewährung von lau­
fenden Kinderbeihilfen ist nicht wie bei 
den einmaligen Beihilfen bei der Gemein­
debehörde (Wohlfahrtsamt), sondern beim 
zuständigen Finanzamt zu stellen. Im 
übrigen gelten hier hinsichtlich der vor­
zulegenden Urkunden dieselben Bestim­
mungen wie bei der Beantragung der ein­
maligen Kinderbeihilfen. Wurde ein An­
trag auf Gewährung von einmaligen Kin­
derbeihilfen jedoch bereits gestellt, so ge­
nügt bei der Antragsstellung auf laufende 
Kinderbeihilfen der Hinweis, daß die Ur­
kunden schon bei der ersten Antragstel­
lung beigebracht wurden.
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Ausnahmsweise können die Präsidenten 
der Landesfinanzämter laufende Kinder­
beihilfen auch dann gewähren, wenn eine 
alleinstehende Frau für weniger als fünf 
Kinder unter 16 Lebensjahren zu sorgen 
hat. Ausgeschlossen von der Gewährung 
laufender Kinderbeihilfen sind dagegen 
Beamte, Soldaten der Wehrmacht und 
andere Personen, die bei öffentlichen Ver­
waltungen oder Betrieben beschäftigt sind 
und Kinderzulage oder Kinderzuschläge 
beziehen.

Die laufenden Kinderbeihilfen werden 
durch die Kasse des zuständigen Finanz­
amtes ausgezahlt. Die Auszahlung kann 
davon abhängig gemacht werden, daß der 
zum Unterhalt der Kinder Verpflichtete 
die Höhe seines Monatslohnes nachweist.

Der Beihilfeempfänger ist verpflichtet, 
dem Finanzamt jede Änderung hinsicht­
lich des Wohnsitzes, der Wohnung, des 
krankenversichcrungspflichtigen Beschäf­
tigungsverhältnisses, des Einkommens und 
der Kinderzahl sofort anzuzeigen. Zu Be­
ginn eines jeden Kalenderjahres hat dann 
der Beihilfeempfänger dem zuständigen 
Finanzamt eine polizeiliche Lcbcnsbeschci- 
nigungüber die in seinem Familienverband 
lebenden Kinder unter 16 Lebensjahren 
zu übersenden und seine Einkommensver­
hältnisse darzulegen.

Der Anspruch auf Auszahlung der lau­
fenden Kinderbeihilfen ist nicht übertrag­
bar und nicht pfändbar. Ebenso ist eine 
Anrechnung der Beihilfen auf Arbeits­
losenunterstützung, Krisen- und Wohl­
fahrtsunterstützung u. dgl. nicht zulässig.

So bildet diese Anordnung eine weitere 
Maßnahme zur Einleitung eines großen 
Ausgleichs der Familicnlasten in Deutsch­
land. - ra -

Erhebungen über das Ableben der Kriegs­
beschädigten.

Das Bedürfnis nach näheren Angaben 
über das Ableben der Kb. — insbesondere 
über die Zahl der Todesfälle im Zeit­
ablauf, die Todesursachen, das Sterbe- 
alter — tritt bei der Durchführung der 
Versorgungsgesetzgebung und insbeson­
dere auch bei ihrem weiteren Ausbau 
immer stärker hervor.

Diesem Bedürfnis soll eine entsprechen­
de laufende Erhebung der Todesfälle der 
Kb. Rechnung tragen. Die Art der Er­
hebung ist den besonderen Aufgaben der 
Reichsversorgung und den zu klärenden 
Fragen über das Schicksal der Kb. an­

gepaßt. Sie erfaßt von den im Versor­
gungswesen betreuten Renten-, Ruhe­
gehalt- usw. Empfängern nur die dienst­
beschädigten Teilnehmer am Weltkriege, 
also den nach dem RVG. im engeren 
Sinne versorgten Personenkreis sowie die 
dienstbeschädigten ehemaligen aktiven 
Offiziere aller Arten und die nach dem 
OPG. versorgten Beamten.

Die Zählung beginnt mit den am 1. Juli 
1935 Verstorbenen.

Die Erhebung "wird im Einverständnis 
mit dem Herrn Reichs- und Preußischen 
Minister des Innern unter Beteiligung des 
Reichsgesundheitsamts durchgeführt, das 
bei der Vorbereitung der Erhebung maß­
gebend beteiligt war und das auch ihre 
statistische Auswertung übernimmt.

Nachprüfung rechtskräftiger Bescheide in 
Versorgungssachen.

Eine nicht unerhebliche Zahl von ehe­
maligen Heeresangehörigen und Hinter­
bliebenen bezieht Versorgungsgebühr­
nisse, die entweder überhaupt nicht oder 
nicht in der zugesprochenen Höhe zu­
ständig sind. Bei der bestehenden Rechts­
lage war es nicht mögüch, die rechts­
kräftige Entscheidung zu ändern und das 
Reich von einer in Wahrheit nicht be­
gründeten Leistung zu befreien. Da dieser 
Zustand aus ethischen und finanziellen 
Gründen nicht aufrecht erhalten werden 
konnte, ist durch das Gesetz vom 3. 7. 34 
Artikel II bestimmt worden, daß die 
Verwaltungsbehörden solche rechtskräf­
tigen Entscheidungen, auch wenn sie von 
den Spruchbehörden erlassen sind, än­
dern können, wie dies auf dem Gebiete 
der Invalidenversicherung, wo die Ver­
hältnisse ähnlich liegen, bereits in die 
Wege geleitet ist. Laut Anordnung des 
Reichsarbeitsministers 6ind die Versor­
gungsbehörden gehalten, nunmehr in 
Ausführung der erlassenen gesetzlichen 
Bestimmungen in eine Nachprüfung der 
in Frage kommenden Fälle einzutreten. 
Es ist nun nicht Sinn und Zweck des Ge­
setzes, Renten zu entziehen oder herab­
zusetzen, wenn die medizinische Grund­
lage nach Ansicht des amtsärztlichen 
Gutachtens umstritten ist. Wohl aber 
kann die Gesetzesvorschrift Anwendung 
finden, wenn die frühere Beurteilung 
(Diagnose) mit der fortgeschrittenen ärzt­
lichen Wissenschaft im Widerspruch 
steht. Da die Herabsetzung und Ent­
ziehung der Rente in der Regel für die
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■wirtschaftlichen Verhältnisse des Emp­
fängers eine schwere Einbuße bedeutet, 
müssen die in Betracht kommenden Fälle 
besonders eingehend geprüft werden. Nur 
mit vorheriger Genehmigung des Reichs­
arbeitsministers ist daher eine solche 
Entscheidung zulässig. Für die Nach­
prüfung kommen sowohl Beschädigte, 
Offiziere, Kapitulanten als auch Hinter­
bliebene in Betracht. Auch Fälle, in 
denen gar keine Rente, aber Heilbehand­
lung oder orthopädische Versorgung ge­
währt wird, können einer Nachprüfung 
unterzogen werden. Der Artikel II kommt 
aber nur dann zur Anwendung, wenn die 
frühere Entscheidung der Sach- oder 
Rechtslage nicht entspricht, ohne daß 
eine Änderung der Verhältnisse ihre Un­
richtigkeit bewirkt hat. Ist eine solche 
Änderung eingetreten und trifft nur des­
halb die frühere Entscheidung nicht mehr 
zu, so ist eine Neufestsetzung der Rente 
auf Grund des § 57 RVG. wegen verän­
derter Verhältnisse zulässig. Die Nach­
prüfung auf Grund des Artikels II wird 
vor allem folgende Fälle umfassen:

1. Die Richtigstellung früherer, auf 
unzutreffender Bezeichnung des Versor­
gungsleidens beruhender Entscheidungen, 
z. B. bei zu allgemeiner Fassung bei Be­
nennung des Grundleidens statt einzelner 
abgrenzbarer Erscheinungen, bei Aus­
führung eines ganzen Krankheitszustan­
des, während Dienstbeschädigung tat­
sächlich nur für den einzelnen Krank­
heitszustand in Frage kommt.

2. Besondere Beachtung verdienen die 
Fälle, in denen die Anerkennung der 
Dienstbeschädigung von vornherein auf 
die abgrenzbare Verschlimmerung eines 
vor dem Dienstantritt entstandenen Lei­
dens hätte beschränkt werden müssen 
oder bei denen die auf eine Verschlimme­
rung beschränkte Anerkennung im Laufe 
der Jahre wie die Anerkennung im Sinne 
der Entstehung bewertet wurde.

3. Bei den anlagcmäßig verbreiteten 
Krankheiten (Erbkrankheiten), in erster 
Linie bei Geisteskrankheiten, wird die An­
erkennung von Dienstbeschädigung im 
Sinne der Entstehung nur als Ver­
schlimmerung aufrechterhalten werden 
können.

4. Die Stufen der Pflegezulage werden 
nach der Richtung des noch vorhandenen 
erhöhten Pflegebedürfnisses nachzuprü­
fen sein.

5. Die Rentenberechtigung der Kriegs­
neurotiker bedarf einer Nachprüfung.

Hier ist vor allem zu prüfen, ob bei den 
jetzt geltend gemachten Beschwerden 
noch eine Dienstbeschädigung fortwirkt. 
Die Erörterung der Dienstbeschädigungs- 
fragc hat jedoch alle Umstände des Ein­
zelfalles zu berücksichtigen; die Diagnose 
allein darf nicht zur Ablehnung des Ver­
sorgungsanspruches führen.

6. Auch die sogenannten Schonungs­
renten sind nach der Richtung zu prüfen, 
ob überhaupt noch eine zum Renten­
bezug berechtigte Erwerbsminderung vor­
liegt.

Gegen die Entscheidung ist, gleich­
gültig um welchen Gegenstand es sich 
handelt, mit Rücksicht auf die Bedeutung 
dieser Maßnahmen und den Umstand, 
daß es sich zum Teil um die Änderung 
gerichtlicher Entscheidungen handelt, die 
Berufung zum Rcichsversorgungsgericht 
zulässig. Es ist selbstverständlich, daß 
die Entscheidung des Reichsversorgungs­
gerichts nicht mehr von der Verwaltungs­
behörde geändert werden kann.

Es ist noch darauf hinzuweisen, daß 
die Vorschrift des Artikels II nicht als 
eine dauernd bestehende Bestimmung 
gedacht ist. Sie soll vielmehr vom 
Reichsarbeitsminister wieder außer Kraft 
gesetzt werden, wenn der Zweck der Vor­
schrift als erreicht anzuschen ist.

Wenngleich die Durchführung in man­
chen Fällen schwere Eingriffe in die Ver­
hältnisse der Empfänger bringt, so 
können Bedenken doch nicht erhoben 
werden, da es nicht vertretbar ist. un­
berechtigte Renten auszuzahlen, für wel­
che die Allgemeinheit durch Steuern die 
notwendigen Mittel aufzubringen hat. 
Insofern ist das Gesetz ein Ausfluß des 
nationalsozialistischen Gedankenguts.

Köster, RegRat, Berlin.

Krankenhilfe für Landjahrpflichtige.
Nach einem Erlaß des Reichs- und Preu­

ßischen Arbeitsministers vom 16. 4. 1936 
(RAB1. S. IV 107) können die Kranken­
kassen die Krankenpflege oder die ge­
samte Krankenhilfe für die am Landjahr 
teilnehmenden Jugendlichen (Landjahr­
pflichtigen) gemäß § 363 a RVO. durch 
Satzungshestimmung übernehmen.

Reichsarbeitsdienstversorgung.
Die Versorgung von Angehörigen des 

Reichsarbeitsdienstes und des Freiwilligen 
Arbeitsdienstes für die männliche Jugend 
und ihrer Hinterbliebenen wegen der Fol-
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gen einer Dicnstbeschädigung ist durch 
Gesetz vom 23. 4. 1936 (RGBl. I S. 385) 
vorläufig geregelt worden. Die Versorgung 
erfolgt in Anlehnung an das Reichsver­
sorgungsgesetz.

Feststellung der Abstammung.
Der Feststellung der Abstammung 

kommt im nationalsozialistischen Staat 
erhöhte Bedeutung zu. Die erb- und 
rassenkundlic.be Untersuchung der Be­
teiligten kann in vielen Fällen, die sich 
auf andere Weise nicht oder nicht aus­
reichend klären lassen, wertvolle Er­
kenntnisse vermitteln. Im Hinblick auf 
die nicht unerheblichen Kosten, die 
durch eine erb- und rasscnkundliche 
Untersuchung den Beteiligten oder dem 
Reich entstehen, hat der Reichsjustiz­
minister angeordnet, daß in der Regel eine 
solche Untersuchung nur dann erfolgen 
soll, wenn die bestehenden Zweifel durch 
andere Beweismittel, insbesondere auch 
durch Vornahme einer Blutgruppenbe­
stimmung, nicht haben behoben werden 
können.

Zur Vornahme von erb- und rasseu- 
kundlichen Untersuchungen werden das 
Kaiser-Wilhchn-Institut für Anthropolo­
gie, Berlin-Dahlem, das Anthropologische 
Institut der Universität Breslau, das 
Universitätsinstitut für Erbbiologie und 
Rassenhygiene, Frankfurt a. Main, das 
Rassenbiologische Institut der Universi­
tät Hamburg, das Institut für Rassen- 
und Völkerkunde an der Universität 
Leipzig, das Rasseubiologischc Institut 
der Universität Königsberg, das Anthro­
pologische Institut der Universität Mün­
chen, das Thüringische Landesamt für 
Rasse wesen, Weimar, und das Institut 
für Erbgesundheit und Rassenpflege, 
Giessen, als besonders geeignet erklärt.

Blinden- und Krüppclfürsorgc.
Bereits durch Erlaß vom 6. 4. 1926 

(MBliV. S. 360) hatte der Preußische Mi­
nister des Innern genehmigt, daß die ihm 
unterstellten staatlichen Polizeibehörden 
mit Rücksicht darauf, daß zahlreiche 
Bliiulc keine andere Arbeit als die An­
fertigung von Bürsten, Besen und Korb­
waren erlernen können und ohne Betäti­
gung in diesen Arbeiten der öffentlichen 
Wohlfahrtspflege zur Last fallen, die ent­
sprechenden Waren von gemeinnützigen 
Blindenanstalten, Blindenvereinigungen, 
Blindenheimen und blinden Einzelhand­

werkern bezogen unter der Bedingung, 
daß die Waren tatsächlich von Blinden 
angefertigt seien. Durch Erlaß vom 24. 4. 
1936 (RMBliV. S. 572) hat der RuPrMdl. 
diese Genehmigung auch auf die Waren 
ausgedehnt, die in den Lehrwerkstätten 
der Krüppclanstalten angefertigt worden 
sind. Der Grund, der zu den Anordnungen 
des RuPrMdl. geführt hat, dürfte auch 
für die Gemeinden und Gemeindeverbände 
Veranlassung sein, bei dem Bezug von 
Bürsten, Besen und Korbwaren die von 
Blinden und Krüppeln hergestcllten Wa­
ren zu bevorzugen. Der Deutsche Ge- 
mcindetag benutzt daher diese Gelegen­
heit, erneut auf diese Form der Fürsorge 
für die Blinden und Krüppel hinzuweisen.

Innungskrankenkassen.
Auf einer Tagung der Landesstellen 

Rheinland und Westfalen des Reichs­
verbandes der Innungskrankenkassen in 
Bad Ems nahm der Reichshandwerks­
meister das Wort. Wenn auch diese 
oder jene Einzelheit der künftigen Aus­
gestaltung der Innungskrankenkassen im 
Rahmen der gesetzlichen Neuordnung 
der Sozialversicherung noch umstritten 
sei, so erklärte er, sicher sei jedenfalls, 
daß die Leistung entscheide und daß 
sich die Inuuugskrankenkassen durch 
ihre Leistung den Platz im Handwerk 
sichern. Dem Reichsarbeitsministerium 
gebühre der besondere Dunk, daß es 
mit vielem Verständnis für die Stellung 
des Handwerks die Entscheidung in 
dieser Streitfrage zugunsten der Innungs­
krankenkassen gesichert habe. Das Hand­
werk wolle keine Sonderstellung, sondern 
die Innungskrankenkassen stellten das 
ernste Wollen des Handwerks dar, auch 
auf dem Gebiete der Sozialversicherung 
zu dienen und dabei dem Drei klang 
„Meister, Geselle und Lehrling“ sicht­
baren Ausdruck zu verleihen.

Neuregelung des Mieterschutzes.
Durch ein Gesetz zur Änderung des 

Rcichsmictengesctzes und des Mieter­
schutzgesetzes vom 18. 4. 1936 (RGBl. I 
S. 371), das am 20. 4. 1936 in Kraft ge­
treten ist, werden neue Maßnahmen zur 
Verhinderung ungerechtfertigter Miet­
zinssteigerungen getroffen. Zugleich wer­
den dauiit die bisherigen landesrechtlichen 
Vorschriften auf neuer vereinfachter 
Grundlage der reichsreehtlichcn Regelung 
anzupassen sein.
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Die zurzeit maßgebenden landesrecht­
lichen Mindestsätze der Friedensmiete sol­
len in Kraft bleiben, soweit nicht die be­
sonderen Verhältnisse in einer Gemeinde 
eine Änderung erfordern. Die Mieter­
schutzgrenze ist also nicht heraufgesetzt 
und nicht an die Sätze der Reichsvcrord- 
nung von 1931 angepaßt, vielmehr kann 
nur von Fall zu Fall eine Ermächtigung 
für die einzelne Gemeinde ausgesprochen 
werden, wenn sich eine Heraufsetzung der 
Schutzgrenze als notwendig erweist. Wich­
tig ist die Bestimmung, daß für frei ge­
wordene oder frei werdende Räume, die 
nach den bisherigen Vorschriften im Falle 
einer Neuvermietung den Schutz des 
Reichsmietengesetzes und des Mieter­
schutzgesetzes verlieren würden, dieser 
Schutz erhalten bleibt. Haben die Räume 
inzwischen infolge Neuvermietung den 
Schutz bereits verloren, so treten die Be­
stimmungen des Mieterschutzgesetzes so­
gleich, die des Reichsmietengesetzes bei 
der nächsten Neuvermietung wieder in 
Kraft. Eine Berufung auf die gesetzliche 
Miete ist künftig nur ausgeschlossen, wenn 
seit Beginn der Mictzeit ein Jahr ver­
strichen ist.

Die Festsetzung der gesetzlichen Miete 
regelt der Reichsarbeitsministcr. Sie ist 
so festzusetzen, daß sie zur Festsetzung 
der Betriebskosten und der Kosten für 
notwendige Instandsetzungsarbeitcn, aber 
auch für eine angemessene Verzinsung des 
Fremd- und Eigenkapitals ausreicht. Die 
obersten Landesbehörden haben die auf 
Grund des lleichsmictengesetzes und des 
Mieterschutzgesetzes erlassenen landes­
rechtlichen Vorschriften mit den reichs­
rechtlichen Vorschriften in Einklang zu 
bringen und bis zum 30. 4. 1936 neu be­
kanntzumachen. Landesrechtliche Vor­
schriften, die nicht neu bekanntgemacht 
sind, treten am 1. 5. 1936 außer Kraft. 
Zu den landesrechtlichen Vorschriften, die 
neu bekanntzumachen sind, rechnen u. a. 
die Verordnungen über die Regelung der 
gesetzlichen Miete und über die Betriebs­
kosten in der gesetzlichen Miete. Die Be­
stimmungen des Gesetzes über den Geld­
entwertungsausgleich bei bebauten Grund­
stücken vom 1. 6. 1926 und die darauf 
beruhenden landesrechtlichen Anordnun­
gen gelten vom 15. 5. 1936 ab insoweit 
nicht mehr, als sie die Bildung des Miet­
zinses betreifen. Ebenso treten die auf 
Grund der Bestimmungen über Preisüber­
wachung erlassenen Anordnungen über die 
Regelung der Mictzinsbildung außer Kraft.

Der Reichsarbeitsministcr kann bestim­
men, daß in einer Gemeinde die Umwand­
lung von Wohnungen in Räume anderer 
Art, z. B. in Fabrikräume, Lagerräume, 
Diensträume oder Geschäftsräume, der 
Genehmigung der Gemeinde bedarf. Die 
Genehmigung kann davon abhängig ge­
macht werden, daß für den beanspruchten 
Raum neuer Wohnraum geschallen wird. 
Über die Voraussetzung der Genehmigung 
kann der Reichsarbeitsminister Näheres 
bestimmen.

Das Reichsmietengesetz ist in der neuen 
Fassung vom 20. 4. 1936 im RGBl. 1 
S. 380 ff. veröffentlicht. Ferner ist in 
einer Ausführungsverordnung zum Reichs­
mietengesetz vom gleichen Tage festge­
legt, daß der Mindestsatz der gesetzlichen 
Miete 110 v. H. der Friedensmiete beträgt. 
Im übrigen setzen die obersten Landes­
behörden die Höhe der gesetzlichen Miete 
fest. Für einzelne Gemeinden kann an­
geordnet werden, daß Vereinbarungen 
über die Höhe des Mietzinses der Ge­
meinde anzuzeigen sind. Wird nach § 6 
des Reichsmietengesetzes auf Anordnung 
der Landesbehörde ein Teil des Mietzinses 
für notwendige Instandsetzungsarbeiten 
in Anspruch genommen, so darf dieser 
Betrag 18 v. H. der Friedensmiete nicht 
übersteigen. Schließlich kann für be­
stimmte Gemeinden oder bestimmte Ar­
ten von Mieträumen eine Ausnahme von 
den Vorschriften des Reichsmietengeset­
zes angeordnet werden, insbesondere da­
hin, daß eine höhere als die gesetzliche 
Miete nicht neu vereinbart werden darf.

Die höchstrichtcrliche Rechtsprechung zur 
Anerkennung der Steuerbefreiung wegen 

Gemeinnützigkeit.
Die Steuerbefreiung von Unter­

nehmungen, Anstalten usw. wegen Ge­
meinnützigkeit von der Körper­
schaft- und Vermögenstcucr tritt nach 
den neuen Steuergesetzen (Körper­
schaftsteuergesetz § 4 Z. 6, Verm.St.G. 
§ 3 Z. 6) insoweit nicht ein, als ein wirt­
schaftlicher Geschäftsbetrieb un­
terhalten wird, der den Rahmen einer 
Vermögensverwaltung überschreitet. Da 
auch die gemeinnützigen Unternehmun­
gen regelmäßig bis zu einem gewissen 
Grade auf eigene Einnahmen angewiesen 
sind, ist es von größter praktischer 
Bedeutung, inwieweit diese Beschränkung 
der Steuerbefreiung in der Praxis An­
wendung zu linden hat.
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Als reine Vermögensverwaltung, 
die also jedenfalls nicht die Steuer­
pflicht herbeiführt, gilt die Anlage von 
Kapitalvermögen und die Verwaltung von 
Grundbesitz. Dagegen geht jeder andere 
Geschäftsbetrieb, wie Unterhaltung 
von Wirtschaften irgendwelcher Art, von 
Verkaufsbetrieben, land- und forstwirt­
schaftlichen Betrieben, Verpachtung von 
Betrieben, Unterhaltung von Schulen, 
Krankenhäusern usw. als wirtschaftlicher 
Geschäftsbetrieb grundsätzlich über eine 
bloße Verwaltung des Vermögens hinaus. 
Nach den Durchführungsbestimmungen 
zum Körperschaftsteuergesetz (1. D.Vo. 
vom 6.2. 35 § 11) bildet einen wirt­
schaftlichen Geschäftsbetrieb jede plan­
mäßige wirtschaftliche Tätigkeit zur Er­
zielung von Einnahmen oder anderen 
wirtschaftlichen Vorteilen, die über eine 
einmalige Betätigung hinausgeht. Die 
Absicht, Gewinne zu erzielen, ist nicht 
erforderlich. In jedem Falle liegt ein 
wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb, der 
über den Rahmen einer Vermögens- 
Verwaltung hinausgeht, bei Kreditinsti­
tuten, Versicherungsunternehmen, Pen- 
sions-, Witwen-, Waisen-, Sterbe-, Kran­
ken-, Unterstützungs- und sonstigen 
Hilfskassen für Fälle der Not oder Ar­
beitslosigkeit vor. Für diese Kassen 
gelten besondere Befreiungsvorschriften 
(wie vor §§ 13 ff.), zu denen noch nähere 
Verwaltungsanordnungen zu erwarten 
sind.

Bei der Unterhaltung wirtschaftlicher 
Geschäftsbetriebe in dem angegebenen 
Sinne, die über eine reine Vermögens- 
Verwaltung hinausgehen, ist zu unter­
scheiden, ob der Geschäftsbetrieb 
unmittelbar der Erfüllung der ge­
meinnützigen Zwecke dient oder 
ob sich das Unternehmen durch den 
Geschäftsbetrieb lediglich die Mittel 
zur Ermöglichung der Durchführung 
ihrer gemeinnützigen Zwecke erwirbt. 
Offenbar wird der Zweck der Befreiungs­
vorschrift, die Ausübung der gemein­
nützigen Tätigkeit nicht durch steuer­
liche Belastungen zu behindern, ver­
eitelt, wenn schon diese Tätigkeit selbst 
mit Steuer belegt wird, weil 6ie sich 
in der Form eines Geschäftsbetriebes 
abwickeln muß. Der Reichsfinanzhof 
hat denn auch in dem grundsätzlichen 
Urteil vom 25. 7. 35 (IIIA 378/34 
St. u. W. Nr. 571), das für die Ver-

Das Bestehen eines wirtschaftlichen Ge­
schäftsbetriebes hebt die Steuerbefreiung 
hiernach nur in den Fällen auf, in denen 
ein gemeinnütziges Unternehmen sich 
die Mittel zur Ermöglichung seiner Ge­
meinnützigkeit durch Maßnahmen er­
wirbt, die an sich außerhalb der un­
mittelbar gemeinnützigen Betätigung lie­
gen. Nur in den letzteren Fällen soll 
hiernach die Beteiligung des gemein­
nützigen Unternehmens am wirtschaft­
lichen Lehen und der "Wettbewerb mit 
anderen Unternehmungen gleicher Ge­
schäftsrichtungen, wie der Reichsfinanz­
hof sagt, zur Versagung der Steuer­
vergünstigungen führen.

Mit dieser grundsätzlichen Recht­
sprechung des Reichsfinanzhofs wird den 
besonderen Verhältnissen der ge­
meinnützigen Unternehmungen 
Rechnung getragen. Es ist zu wünschen, 
daß sich auch der Körperschaftsteuer­
senat des Reichsfinanzhofs diese Auf­
fassung zu eigen macht. Die bisher zur 
Körperschaftsteuer ergangenen un­
günstigen Entscheidungen werden einer 
Überprüfung bedürfen. Den Unterneh­
mungen ist zu empfehlen, erforderlichen­
falls von der Einlegung von Rechts­
mitteln Gebrauch zu machen.

Bemerkenswert ist u. a. ein Urteil 
des obersten Steuergerichtshofs vom 
26. März 1935 (IA 28/34), das sich für 
die Körperschaftsteuer mit dem Be­
trieb einer Druckerei und dem Verlag 
von Zeitungen bzw. Zeitschriften durch 
gemeinnützige Unternehmungen befaßte. 
In dieser Entscheidung hat der Körper­
schaftsteuersenat des Reichfinanzhofs die 
Auffassung abgelehnt, daß ein über eine 
Vermögensverwaltung hinausgehender 
wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb erst 
dann gegeben sei, wenn ein besonderer 
Geschäftsbetrieb angegliedert würde; ein 
solcher sei schon gegeben, wenn ein 
Vermögen seihst gemeinnützige Arbeit 
leiste und zu diesem Zweck Einnahmen 
erziele. Die Steuerfreiheit ist nach diesem 
Urteil auch dann zu versagen, wenn 
das den begünstigten Zwecken dienende 
Vermögen — wie die der Druckerei 
bzw. dem Verlage dienenden Gegen­
stände — als Ganzes in der Form eines 
wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs den 
satzungsmäßigen Zwecken dienstbar ge­
macht wird. Der Begriff der — steuer­
freien — Vermögensverwaltung sei eng

mögensteuer ergangen ist, im Sinne auszulegen. Die Unterhaltung eines ge- 
der vertretenen Auffassung entschieden. werblichen Betriebs werde als bloße
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verwaltende Tätigkeit nicht anerkannt. 
Auch der Hinweis, daß wegen der ge­
meinnützigen Arbeit — in dem ent­
schiedenen Falle handelte es sich um 
Einrichtungen zu Zwecken der inneren 
Mission — der Betrieb keine Gefahren­
quelle für den freien Markt bilde, sei 
ohne Einfluß. Auch wurde das Vor­
bringen des Unternehmens zurückge­
wiesen, daß es tatsächlich anderen Unter­
nehmungen keine Konkurrenz gemacht 
habe, da es genau so wie alle übrigen 
Druckereien kalkuliere. In dieser Hin­
sicht ist beachtlich, daß das Unter­
nehmen in dem entschiedenen Falle 
über den Druck eigener Zeitschriften 
hinaus auch Druckaufträge rein gewerb­
licher und privater Natur ausführte; 
lediglich wurden etwaige Überschüsse 
Vereinen zu gemeinnützigen Zwecken 
überwiesen. Wie erwähnt, wird die 
grundsätzliche Auffassung des Körper­
schaftsteuersenats entsprechend der Ent­
scheidung des Vermögensteuersenats vom 
25.7. 1935 der Überprüfung bedürfen.

Aus den Entscheidungsgründen der 
zur Körperschaftsteuer ergangenen Ent­
scheidung ist die Behandlung der nati­
onalsozialistischen Gesichtspunk­
te bemerkenswert. Es liegt nicht, wie 
der Reichsfinanzhof sagt, im Zuge na­
tionalsozialistischer Rechtsentwicklung, 
durch eine weitherzige Gesetzesauslegung 
den Steuerpflichtigen die gemeinnützige 
Betätigung zu Lasten der Allgemeinheit 
zu erleichtern; vielmehr sollen an den 
Opfersinn der Steuerpflichtigen 
stärkere Anforderungen gestellt wer­
den. Infolgedessen sind auch Zuwendun­

gen zu gemeinnützigen und mildtätigen 
Zwecken in dem neuen Körperschaft­
steuergesetz nicht mehr für abzugsfähig 
erklärt. Weiterhin spielt nach Auflassung 
des Reichsfinanzhofs der Gesichtspunkt 
des Schutzes der gewerblichen Betriebe 
vor übermäßiger Konkurrenz infolge 
steuerlicher Bevorzugung der gemein­
nützigen Unternehmungen eine Rolle.

Demgegenüber ist darauf hinzuweisen, 
daß die Gewährung steuerlicher 
Erleichterungen an gemeinnützige 
Unternehmungen nicht gleichzeitig 
eine Steuervergünstigung für die ein­
zelnen Steuerpflichtigen bedeutet, die 
ihren Opfersinn in gemeinnütziger Weise 
betätigen wollen. Werden an den Opfer­
sinn stärkere Anforderungen gestellt, 
so entspricht es zwar dieser Auflassung, 
wenn Zuwendungen zu gemeinnützigen 
Zwecken von den einzelnen Steuer­
pflichtigen nicht mehr vom steuerpflich­
tigen Einkommen in Abzug gebracht 
werden dürfen. Nach wie vor liegt aber 
die Betätigung gemeinnütziger Un­
ternehmungen, bei denen es sich 
um selbständige Einrichtungen handelt, 
die mit der Besteuerung der einzelnen 
Steuerpflichtigen nichts zu tun haben, 
im Interesse des Volksganzen und 
bedarf der Förderung seitens des 
Staates auch in steuerlicher Hin­
sicht. Der Gesichtspunkt des Schutzes 
der gewerblichen Betriebe wird jeden­
falls insoweit nicht entscheidend sein 
können, als die Arbeit, die von den 
gemeinnützigen Unternehmungen ge­
leistet wird, andernfalls überhaupt nicht 
ausgeführt würde. Dr. K. Wuth.

Aus Zeitschriften und Büchern

F ürsorgeordnung.
Auf S. 494, XI. Jahrgang der DZW. 

war der Entwurf einer Fürsorge Ordnung 
veröffentlicht, der der Wohlfahrtswoche 
Hannover entnommen war. In der Nr. 4 
der Zeitschrift „Der Körperbehinderte“ 
vom April 1936 nimmt dazu der Reichs­
bund der Körperbehinderten wie folgt 
Stellung:

Als ganz grundlegend wird in diesem 
Entwurf zunächst einmal der Gedanke 
der vorbeugenden Fürsorge herausgear­
beitet, der leider bisher durch die Be­
lastung der öffentlichen Fürsorge mit

:c.

sogenannten Sekundäraufgaben nur all­
zusehr in das Hintertreffen gelangte 
Sie ist angewendet im Hinblick auf die 
Volksgemeinschaft sicherlich die beste 
Fürsorge. In diesen Bereich fällt z. B. 
auch die Krüppelfürsorge, da sie be­
sonders in der rechtzeitigen Erfassung 
eine Vorbeugung gegen gesundheitliche 
und auch wirtschaftliche Schäden des 
Volkskörpers darstellt. Wenn es daher 
im § 5 der Entwurfsordnung heißt: „Der 
Oberbürgermeister beruft für derartige 
Gutachten (gemeint sind Bestellung von 
Beiräten, die gutachtliche Äußerungen zu
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erstatten haben) von Fall zu Fall zwei 
Personen aus dem Kreise der Hilfsbedürf­
tigen oder aus ihren Vereinigungen zur 
vorübergehenden oder1) ehrenamtlichen 
Mitarbeit im Sinne der I. Durchführungs­
verordnung zur Deutschen Gemeinde­
ordnung (§ 22 Ziff. 1 Abs. 2)“, so scheint 
uns der Hinweis angebracht, daß z. B. 
in Fragen der Fürsorge für Körperbehin­
derte in engstem Zusammenwirken mit 
einem Fachreferenten für Krüppelfür­
sorge die Pcrsonenvercinigung der Kör­
perbehinderten bzw. diejenige Stelle oder 
Person, denen diese Personenvereinigung 
unter Aufsicht gestellt ist, zu diesen 
Gutachten herangezogen wird. Dieser 
Gedanke entspricht logischerweise den 
Erwägungen, daß auch die Körper­
behinderten selbst unter Zurverfügung­
stellung ihrer persönlichen und sachlichen 
Erfahrung im Zusammenwirken mit dem 
Fachreferenten für Fragen der Körper­
behinderten die Gestaltung der Krüppel­
fürsorge abrunden können.

Eine Erweiterung des Absatzes 1 im 
§ 1 der Entwurfsverordnung scheint uns 
insofern angezeigt, als z. B. bei cin- 
getretcner gesundheitlicher Schädigung 
der Begriff der „Linderung“ gegenüber 
dem Gedanken der Vorbeugung zu eng 
gewählt ist. Vielleicht bezeichnet man 
den Satz etwa so: „Wo diese Schäden 
dennoch eintreten, soll sie die städtische 
Fürsorge wenigstens lindern und so 
auszugleichen versuchen, daß diese Fälle 
möglichst keine Daucrbelastung der öffent­
lichen Fürsorge werden.“

Es gibt z. B. Schäden der Gesundheit 
durch cingetretenes Krüppeltum, die 
auch vorbeugend nicht ausgeglichen wer­
den können und deren Linderung auch 
nicht dem eigentlichen Zweck dient, 
denn Linderung heißt: „etwas mit aller- 
einfachsten Mitteln vor dem völligen 
Absturz zu bewahren“. Viele Fälle ein­
getretenen Krüppeltums können aber — 
und hierfür sind leider nicht unerhebliche 
Mittel aufzuwenden — so ausgeglichen 
werden, daß sie später möglichst keine 
Belastung der öffentlichen Fürsorge, son­
dern durch Erwerbsfähigkeit eine Ent­
lastung darstellen.

Wichtig ist, daß in einer beizugebenden 
Erklärung zu § 2 klar herausgearbeitet 
wird, daß alle Stellen so Hand in Hand 
arbeiten, daß Zuständigkeitsfragen über­
haupt keine Rolle spielen. In der engen

*) Das „oder“ fehlt in dem Entwurf.

Arbeitsgemeinschaft aller Einrichtungen 
der freien Wohlfahrtspflege endlich, die 
unter Führung der IS SV. steht, sehen 
wir die so lange ersehnte organische 
Zusammenarbeit der gesamten Fürsorge 
Deutschlands erfüllt.

Kosten des Arbeitsdienstes.
In einer Betrachtung über die Kosten 

des Reichsarbeitsdienstes wird im natio­
nalsozialistischen Wirtschaftsdienst dar­
auf hingewiesen, daß der Reichsarbeits­
dienst dem Reiche heute jährlich etwa 
200 Millionen Reichsmark kostet.

Ende Dezember 1935 betrug die Ge­
samtzahl der Beschäftigten mit dem 
Stammpersonal 182 370 Mann. Bei einen? 
Satz von 82 Rpf. täglich für Verpflegung 
entfallen darauf etwas über 50 Millionen 
RM, auf die Löhnung (25 Rpf. täglich) 
und die Bekleidung abermals 50 Millionen. 
Der Rest von 100 Millionen RM. verteile 
sich auf Unterkunft, Arbeitsgeräte, Ein­
richtungen, Lehrmittel, Fahrzeuge, Ver­
waltung, Führerschulen und Stamin- 
personalgehälter. Für 15 Millionen RM 
wurden für diese verschiedenen Zwecke 
Aufträge au die Metall- und Holzindustrie 
im vergangenen Jahre vergeben.

Die örtliche Gliederung der häufigeren 
anzeigepflichtigen Krankheiten im 
Deutschen Reich im Jahre 1935.

Einem Bericht von Dr. Kurt Pohlen 
in der Nr. 15 des Reichsgesundheits­
blatts vom 8. 4. 1936 sind folgende An­
gaben zu entnehmen.

I. Diphtherie.
Von allen Gebietsteilen des Deutschen 

Reichs hatte im Jahre 1935 die Provinz 
Ostpreußen die weitaus höchsten Er­
krankungszahlen. Im Regierungsbezirk 
Königsberg wurden 52,9 Diphthcriefälle 
je 10 000 Einwohner gezählt, nahezu 
dreimal soviel als im übrigen Teil Deutsch­
lands.

Abgesehen von der Provinz Ostpreußen, 
die vom übrigen Deutschland losgelöst 
eine isolierte Diphtheriebewegung hat, 
kann man im Deutschen Reich zwei 
größere zusammenhängende Gebiete her­
ausheben, die größtenteils Ende 1935 
einen niedrigen Stand iier Morbidität 
und im Jahre 1935 eine günstige Diph­
therieentwicklung aufweisen. Das eine 
Gebiet umfaßt die nordwestdeutschen 
Teile des Deutschen Reichs, und zwar
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•die Länder Oldenburg, Braunschweig 
und Bremen, die Provinzen Hannover 
und Westfalen sowie die Regierungs­
bezirke Düsseldorf, Aachen und Köln. 
Das andere Gebiet dehnt sich vom 
Süd westen des Reichs (Baden, Württem­
berg und Hessen) über Bayern, Thüringen 
und Sachsen bis nach den nordöstlichen 
Regierungsbezirken Frankfurt, Köslin und 
Schneidemühl aus. Zwischen diesen bei­
den Gebieten liegt eine Barriere höherer 
Diphtheriemorbidität: Saarland, Trier, 
Koblenz, Provinz Hessen, Regierungs­
bezirke Erfurt, Magdeburg, Potsdam, 
Stettin, Mecklenburg, Hamburg und 
Schleswig. In dem nordwestlichen Ge­
biet zufriedenstellender Diphtheriever­
hältnisse war fast überall auch ein ab­
soluter Rückgang der Erkrankungszahlen 
festzustellen.

II. Scharlach.
Die örtliche Verteilung der Scharlach - 

erkrankungen weist im allgemeinen zwar 
nicht so auffallende Unterschiede in 
der Eigenbewegung größerer Gebiets­
teile auf, wie sie bei der Diphtherie­
morbidität beobachtet werden können. 
Dennoch heben sich im Deutschen Reiche 
eine Reihe von Landesteilen mit er­
höhter Erkrankungshäufigkeit bzw. mit 
entgegengesetzter Entwicklungstendenz 
heraus.

Während nun im Jahre 1935 im Reichs- 
durchschnitt die Scharlacherkrankungen 
nur geringfügig von 16,8°/p00 auf 17,l°/000 
zugenommen hatten, weist der ganze 
Nordosten des Deutschen Reichs, Ost­
preußen und Regierungsbezirk Köslin, 
eine verhältnismäßig sehr starke Zu­
nahme auf, die im Regierungsbezirk 
Allenstein sogar mehr als eine Verdrei­
fachung der Erkrankungszahl brachte. 
Ebenso sind alle drei schlesischen Re­
gierungsbezirke von einer stärkeren Zu­
nahme bei einem an sich schon höheren 
Stand der Scharlachmorbidität betroffen. 
Dagegen haben die Provinzen Hannover 
und Westfalen in allen Regierungs­
bezirken einen sehr günstigen Stand 
zu verzeichnen, der um so bemerkens­
werter ist, als im Jahre 1934 die Bezirke 
Aurich, Münster und Arnsberg eine 
erhöhte Scharlachbedrohung hatten. Von 
•den Bezirken der Rheinprovinz haben nur 
Koblenz und Aachen eine Zunahme 
•erfahren, wodurch der Regierungsbezirk 
Aachen mit 28,6°/^ Erkrankungsfällen 
.sich an die Spitze aller deutschen Landes­

teile gestellt hat, während die übrigen 
Bezirke ungefähr den gleichen Stand 
des Vorjahres behalten haben. Bemer­
kenswert ist schließlich noch die weitere 
Zunahme der Scharlachmorbidität in
Baden, die mit 26,0°/Ooo an zweite 
Stelle gerückt ist.

III. Übertragbare Kinderlähmung.
Während des Jahres 1935 wurden 

vor allem die süddeutschen Gebietsteile, 
an der Spitze Württemberg mit 1,22 Er­
krankungsfällen je 10 000 Einwohner 
(Baden 0,4'6o/ooo und Bayern 0,26°/ooo), 
betroffen. Eine größere Zahl von Er­
krankungen wurde wie im Vorjahre 
wieder aus den norddeutschen Provinzen 
und Ländern berichtet, so in Schleswig 
0,65°/ooo, Mecklenburg 0,63°/OOp und Ol­
denburg 0,84°/000. Daneben zeigten auch 
die niederschlesischen Regierungsbezirke 
Breslau und Liegnitz mit O^Ö^/oqq und 
0,41°/ooo Erkrankungsfällen gleichfalls 
eine deutliche Erhöhung. Im Gegensatz 
hierzu hat sich der rheinisch-westfälische 
Gebietskreis verhältnismäßig gut ge­
halten.

Für das Jahr 1935 ist aber nicht so 
sehr die Gesamtzahl der Erkrankungen 
bemerkenswert als vielmehr die Erfolge 
in der Bekämpfung der Poliomyelitis 
in Württemberg zum Schutze des Reichs­
parteitages, die in der Abhandlung 
über den jahreszeitlich-epidemiologischen 
Stand der übertragbaren Krankheiten 
am Ende des Jahres 1935 geschildert 
sind und über die im Zusammenhang 
mit einem Bericht über die Erfahrungen 
in der Bereitstellung von Poliomyelitis- 
Rekonvaleszentenserum ausführlich ein­
gegangen werden wird.

IV. Übertragbare Genickstarre.
Die übertragbare Genickstarre hatte 

sich in den letzten Jahren vorzugsweise 
in den westlichen und nordwestlichen 
Teilen des Deutschen Reichs abgespielt, 
während sic in Süd- und Ostdeutschland 
verhältnismäßig weniger häufig aufge- 
treten ist.

Auch im Jahre 1935 hatten die west­
lichen und nordwestlichen Landesteile 
wieder die höchsten Erkrankungsziffern 
des deutsehen Reichsgebietes. Aller­
dings liegen — aus zufälligen Ursachen — 
inmitten der Gebietsteile mit hoher 
Morbidität auch solche Bezirke, die nur 
sehr niedrige Erkrankungsziffern haben. 
Teilweise liegt in diesen niedrigen Ziffern
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auch ein Ausdruck für wirklich günstige 
Erkrankungsverhältnisse. Bemerkens­
wert ist es jedenfalls, daß aus dem Re­
gierungsbezirk Münster, in dem im Jahre
1934 noch O,630/000 Genickstarrefälle vor­
kamen, für das Jahr 1935 nur 0,08 Er­
krankungsfälle je 10 000 Einwohner ge­
meldet wurden.

Im Jahre 1935 ist aber die Provinz 
Ostpreußen, deren Erkrankungsziffer sich, 
abgesehen vom Bezirk Allenstcin in den 
Jahren 1933/1934, in den Grenzen von 
0,04 und 0,13 je 10 000 Einwohner 
hielt, von einer stärkeren Genick6tarrc- 
häufigkeit heimgesucht worden; die Er- 
krankungszalilcn haben sich rund ver­
doppelt.

V. Unterleibstyphus.
Der Unterleibstyphus ist im Deutschen 

Reich in der Hauptsache auf einige 
ziemlich scharf umgrenzte endemische 
Herde beschränkt, die Jahr für Jahr 
gegenüber anderen Gebieten eine starke 
Überhöhung der Erkrankungszahl auf­
weisen. Das sind in erster Linie die 
vier ostpreußi6chcn Regierungsbezirke, 
unter denen im Jahre 1934 Königsberg 
mit 3,9 Erkrankungsfällen auf 10 000 
Einwohner weitaus an der Spitze aller 
deutschen Gebietsteile stand.

Ein zweites Gebiet mit endemischer 
Verseuchung an Unterleibstyphus bilden 
die Provinzen Pommern und Grenzmark 
sowie das Land Mecklenburg, von denen 
im Jahre 1935 Mecklenburg eine geringe 
Zunahme und Pommern und die Grenz­
mark eine geringe Abnahme zeigten. 
Höher als der Rcichsdurchschnitt 6ind 
auch die schlesischen Rej 
von denen insbesondere 
auffällt, daß cs in den letzten 6 Jahren, 
1929 bis 1935, mit jährlich 1,3°/000 Er­
krankungen eine vollkommen gleich­
mäßige Morbidität an Unterleibstyphus 
aufweist.

Auffallend niedrig sind die Erkran­
kungsziffern an Unterleibstyphus bis
1935 in ganz Süddcutschland, West­
deutschland und den Ländern Thü­
ringen und Sachsen, zu denen sowohl 
Gebiete mit rein industriellem Charakter 
(Düsseldorf, Münster, Arnsberg und dos 
Land Sachsen) als auch rein landwirt­
schaftliche Bezirke (Bayern, Westhan­
nover und Oldenburg) zählen. In den 
Provinzen Westfalen, Hannover und in 
Oldenburg hoben die Unterleibstyphus­
erkrankungen im Jahre 1935 auf ein

jgierungsbezirkc, 
Oppeln dadurch

daßMinimum abgenommen, so weit, 
in den Regierungsbezirken Stade, Osna­
brück und Aurich im ganzen Jahre 1935 
nur noch je ein einziger Fall vorgekom­
men ist.

VI. Übertragbare Ruhr.
Eine dem Unterleibstyphus im großen 

und ganzen nahezu entgegengesetzte 
territoriale Gliederung weist die andere 
der beiden häufigsten anzeigepflichtigen 
Infektionskrankheiten des Verdauungs­
kanals, die übertragbare Ruhr, auf. 
Mit unwesentlichen Ausnahmen ist die 
Ruhr in den Gebieten überdurchschnitt­
lich häufig, wo es der Unterleibstyphus 
unterdurchschnittlich ist, und ist sie 
unterdurchschnittlich, wo der Unter­
leibstyphus eine höhere Häufung von 
Erkrankungsfällen zeigt. Dieses gegen­
seitige Sichausschlicßcn zeigt sich am 
deutlichsten in Ostpreußen, dem Gebiet 
mit der höchsten endemischen Typhus­
morbidität. Hier fehlt die Ruhr fast 
vollkommen; die Erkrankungsziffern von 
den Regierungsbezirken Königsberg und 
Westpreußen waren im Jahre 1934 die 
niedrigsten aller deutschen Gebietsteile, 
und die von Gumbinnen und Allenstein 
wurden nur noch von denen der Be­
zirke Schneidemühl, Merseburg, Kassel, 
Trier, Württemberg, Lippe und dem 
Saarland unterboten. Ebenso ist die 
Erkrankung an übertragbarer Ruhr in 
Schlesien und in Anhalt, Braunschweig, 
Provinz Sachsen verhältnismäßig selten. 
Allerdings treten in Mecklenburg sowie 
in Pommern und der Grenzmark, aus 
denen zahlreichere Typhusfalle gemeldet 
werden, auch die Ruhrerkrankungen im 
überdurchschnittlichen Maße auf. Die 
Bestätigung der Gegensätzlichkeit bei 
der Typhus- und Ruhrbewegung ergibt 
sich auch aus den Morbiditätsziffern der 
westlichen und nordwestlichen Gebiets­
teile, die eine ausgesprochen geringe 
Typhushäufigkeit, aber größtenteils eine 
hohe Ruhrhäufigkeit ausdrückcn. Daß 
der Südwesten (Baden, Württemberg, 
Hessen und Pfalz) bezüglich beider 
Krankheiten sehr niedrige Morbiditäts­
ziffern hat, i6t im Gmnde ebenso un­
erheblich wie die gleichgerichtete relative 
Erkrankungshäufigkeit in Mecklenburg, 
Pommern und der Grenzmark. Bemer­
kenswert sind noch die hohen Erkran­
kungsziffern in Berlin, die im Jahre 1934 
mit 1,6 Fällen je 10 000 Einwohner, 
das ist die gleiche Ziffer wie die von
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Hamburg, zusammen mit Hamburg an 
der Spitze aller deutschen Bezirke stan­
den,
Ober-
Mecklenburg (ebenfalls l,0°/ooo).
VII. Tuberkulose der Atmungs­

organe.

gefolgt von Schleswig (l,3°/000), 
und Mittelfranken (l,0°/ono) und

Die Tuberkulose der Atmungsorgane, 
die häufigste aller anzeigepflichtigen über­
tragbaren Krankheiten, die in Bayern, 
Württemberg, Hessen, Hamburg, Braun­
schweig und Bremen bis 1934 nicht an­
zeigepflichtig war oder erst im Jahre 
1934 erstmalig gemeldet wurde, weist 
nur geringe örtliche Verschiedenheiten 
auf und auch nur sehr geringe Schwan­
kungen innerhalb der einzelnen Bezirke 
und Jahre. Im Jahre 1934 standen 
an der Spitze aller örtlichen Morbiditäts­
ziffern die von Trier (25,6°/qm), Berlin 
<20,0°/,™), Lübeck (16,7°/000), Westpreu­
ßen (14,l°/ooo), Oppeln (11;7%«,) und 
Stettin (11,1 °/000). An der untersten 
Stelle standen Oldenburg (4,4°/000), 
Schaumburg-Lippe (5,2°/000) und Baden 
(5,6°/ooo) sowie Anhalt und Lippe (je 
6,4°/ooo). Die Bewegung bis Ende 1935 
zeigt kaum Besonderheiten.

Berufliche Umschulung der Arbeitslosen 
in Frankreich.1)

Eine der Notverordnungen der fran­
zösischen Regierung vom 31. Oktober 1935 
sicht die Gewährung von staatlichen 
Zuschüssen an Schulungslager für Er­
werbslose vor. Nach einer anderen Be­
stimmung wurde im Staatshaushalte für 
den gleichen Zweck ein Kredit von 
600 000 Franken vorgesehen. Nach der 
ersten Verordnung kann der Arbeits­
minister unter bestimmten Vorausset­
zungen ausnahmsweise bis zum 31. De­
zember 1936 den Schulungslagern für 
Erwerbslose Zuschüsse gewähren.

Voraussetzung für die Gewährung die­
ser Zuschüsse ist die vorherige, wider­
ruflich zu erteilende Zustimmung des 
Arbeitsministers nach Begutachtung 
durch den Ausschuß für gewerbliche Aus­
siedlung. Dem Gesuche der Lager müssen 
die folgenden Mitteilungen beiliegen: 
1. Angabe des Ortes, an dem das Lager 
errichtet werden soll (der Ort muß in 
einem der Bezirke liegen, die auf einer 
von dem Arbeitsminister aufgestclltcn 
Liste vermerkt sind); 2. Angabe der

*) Internationale Rundschau der Arbeit vom 
Mürz 1936.

Berufe für die berufliche Schulung der 
Erwerbslosen und Angabe der vermut­
lichen Dauer der Ausbildungszeit für 
jeden dieser Berufe; 3. Angaben über 
das Personal und die Einrichtungen, über 
welche das Lager verfügen wird; 4. ge­
naue Voranschläge über die Einnahmen 
und Ausgaben des Lagers, einschließlich 
etwaiger Befreiungen von der Lehrlings­
steuer, die dem Lager bewilligt sind oder 
bewilligt werden könnten; 5. Lehrpläne, 
Stundenpläne und Pläne der für die 
Arbeiter veranstalteten Fachkurse; 6. alle 
sonstigen etwa vom Arbeitsminister an­
geforderten Angaben.

Zuschüsse können bewilligt werden für 
die den folgenden Zwecken dienenden 
Ausgaben: Miete der für das Lager er­
forderlichen Werkstätten; Abschreibung 
der Motoren und Maschinen in dem Maße, 
in dem sie für die berufliche Ausbildung 
verwendet werden; Entlohnung der Leh­
rer und ihrer Hilfskräfte, Gewährung von 
Prämien an die Kursteilnehmer; Ver­
sicherungsbeiträge für Personal, Schüler 
und Einrichtungen; Ausgaben für Roh­
stoffe, Handwerkszeug und Heizstoffe, 
elektrische Kraft, Beleuchtung und Hei­
zung; Ausgaben für die Einrichtung von 
Räumen für Arbeiter, deren Wohnung 
zu weit vom Lager entfernt liegt. Diese 
Zuschüsse dürfen keinesfalls die Summe 
der tatsächlichen Ausgaben überschreiten. 
Jedes Lager, das die Anerkennung bean­
tragt, hat sich der Aufsicht der ver­
schiedenen einschlägigen Ministerien zu 
unterwerfen, welche die Bedingungen 
für ihre Tätigkeit, ihre Rechnungsführung 
usw. nachzuprüfcu haben.

Schulungslager, die geeignet 
er den in der Notverordnung

Solche 
sind, unter 
aufgeführten Bedingungen anerkannt zu 
werden und Zuschüsse zu erhalten, 
können nach den betreffenden gesetz­
lichen Bestimmungen von Unternehmern 
in ihren eigenen Betrieben, von örtlichen 
oder staatlichen Behörden, Anstalten und 
Arbeitslosenkassen sowie von Anstalten 
für technische Ausbildung errichtet wer­
den sowie ferner von den Bcrufsvcr- 
cinigungen der Arbeitgeber oder der 
Arbeitnehmer oder auch von besonderen 
Verbünden für berufliche Umschulung.

Durch eine andere Verordnung sollen
die Voraussetzungen geregelt werden, 
unter denen die zu diesen Lagern zu- 
gclasscnen Arbeiter weiterhin Arbeits­
losenunterstützung beziehen können, so-
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wie die Bedingungen, unter denen diese 
Leistungen bei der Gewährung der Re­
gierungszuschüsse verrechnet werden 
können.

Verschiedene mit der Durchführung 
dieser Verordnung zusammenhängende 
Fragen werden von dem Ausschuß für 
gewerbliche Aussiedlung begutachtet, der 
über sie berichtet. Dieser Ausschuß ist 
ein zwischenministerielles Organ unter 
dem Vorsitz des Arbeitsministers, dem 
außer den Direktoren der Ministerien 
auch Personen angehören, die der Ar­
beitsminister nach Befürwortung durch 
den Minister für das Unterrichtswesen 
als Sachverständige zuzicht.

Arbeitslosigkeit in Großbritannien1).
Da6 Arbeitsministerium bat vor kurzem 

durch eine Sondererhebung an einem 
Stichtage das Alter und die Berufs­
zugehörigkeit der unterstützten Arbeits­
losen der beiden Geschlechter nach Wirt­
schaftszweigen festgestellt. Die Umfrage 
ergab, daß am 22. Juli 1935 25,3% der 
arbeitslosen Männer zwischen 18 und 
64 Jahren seit mindestens einem Jahre 
arbeitslos waren; für Frauen zwischen 
18 und 64 Jahren belief sich die ent­
sprechende Zahl auf 8,1%.

Die folgende Übersicht enthält die 
Gesamtzahl der Frauen und Männer, die 
am 29. Juli 1935 seit mindestens einem 
Jahr als arbeitslos gemeldet waren.

Männer Frauen
Gemeldet seit zwischen zwischen Zu-

18 u. 64 18 u. 64 sammen 
Jahren Jahren

1 bis 2 Jahren 134 035
2 bis 3 Jahren 78 808
3 bis 4 Jahren 63 664
4 bis 5 Jahren 52 570
5 Jahren und

darüber 32 500
Gesamtzahl d. s. 

mindest, einem 
Jahre arbeits­
losen Personen 361 577

10 370 144 405 
3 922 82 730
1 930 65 594
1 530 54 100

1 598 34 098

19 350 380 927

Gliederung nach Wirtschafts­
zweigen. Der höchste Hundertsatz der 
seit mindestens einem Jahre arbeitslosen 
männlichen Arbeiter findet sich mit 24,5 
im Bergbau. In dieser Industrie waren 
26 627 Arbeiter seit einem Jahre, aber 
weniger als 2 Jahre arbeitslos; 19 815 
seit 2 aber weniger als 3 Jahren; 17 679
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seit 3 aber weniger als 4 Jahren; 14 39S 
seit 4 aber weniger als 5 Jahren; 9 970 
seit mindestens 5 Jahren. An zweiter 
Stelle kommen die Betriebe für öffentliche 
Arbeiten mit 12,7% Arbeitslosen mit 
mindestens einjähriger Arbeitslosigkeit, 
darauf folgen der Handel mit 7,6% und 
das Baugewerbe mit 5,7%.

Von den insgesamt 19 350 Frauen, die 
seit mindestens einem Jahr arbeitslos 
waren, entfielen 7 689 auf die Baum Woll­
industrie, 2 291 auf den Einzelhandel,
1 541 auf die Juteindustrie und 7 829 auf 
die übrigen Gewerbe und Dienstleistungen.

Gliederung der Arbeitslosen nach 
Altersgruppen. Der Einfluß des zu­
nehmenden Alters auf die Dauer der 
Arbeitslosigkeit geht aus den Angaben 
über jeden Wirtschaftszweig und jeden 
Zeitraum hervor. So stehen beispiels­
weise in der Bergbauindustrie 48,9% 
der seit mindestens einem Jahr arbeits­
losen Personen im Alter von 45 bis 
64 Jahren, und 47,6% der Gesamtzahl 
der männlichen Arbeiter, die in allen 
Wirtschaftszweigen seit mindestens einem 
Jahr arbeitslos waren, gehören den er­
wähnten Altersgruppen an. Das Verhält­
nis der Arbeitslosen in dieser Altersgruppe 
nimmt mit der Dauer der Arbeitslosigkeit 
zu, und es ergibt sich, daß 63,9% der 
seit mehr als 5 Jahren arbeitslosen Per­
sonen im Alter zwischen 45 und 64 Jahren 
stehen. Eine Ausnahme bildet der Einzel­
handel, in dem das Verhältnis der Arbeits­
losen dieser Altersgruppe bedeutend ge­
ringer ist als in anderen Wirtschafts­
zweigen.

Die gleichen Feststellungen gelten für 
Frauen; das Verhältnis der 6eit min­
destens einem Jahr arbeitslosen weib­
lichen Personen im Alter zwischen 45 
und 64 Jahren beträgt 46,2%; eine 
wesentliche Ausnahme macht auch hier 
nur der Einzelhandel.

Entscheidungen des Bundesamtes für das 
Heimatwesen. Bearbeitet und heraus­
gegeben von Geheimem Regicrungsrat 
P. A. Baath. Verlag Franz Vahlen,Ber­
lin W 9.
Heft 3 und 4 (Schluß des Bandes 7) 

enthält neben einem Inhaltsverzeichnis 
zum vollständigen Bande und einem die 
Bände 77—87 umfassenden alphabeti­
schen Sachregister die Entscheidungen 
Nr. 39—65.

Heft 1 und 2 des Bandes 88 bringt 
die Entscheidungen Nr. 1—33, in denen
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die Verteilung der Fürsorgelast, die Haf­
tung aus Abschiebung, die Beschäftigung 
im städtischen Steuerbüro, die im Sinne 
des § 19 FV. keine Fürsorgearbeit ist, und 
andere interessante Streitfragen behan­
delt werden.

Seele und Gefühl des Arbeiters. Psycholo­
gie der Menschenführung. Von Prof. 
Dr. Rexford B. Hersey, Pennsylvania- 
Universität, Philadelphia. Mit einem 
Geleitwort von Reichsorganisationslei­
ter Dr. Robert Ley. Konkordia-Verlag, 
Leipzig 1935. 184 Seiten mit 17 Karten­
tafeln. Geb. RM 6.
Immer mehr bricht sich die Erkenntnis 

Bahn, daß dem Seelenleben des Arbeiters 
größere Beachtung geschenkt werden muß, 
weil es ja auch für das Gedeihen des Be­
triebes von Bedeutung ist.

In jahrelangen und eingehenden Unter­
suchungen hat Hersey das Seelen- und 
Gefühlsleben des amerikanischen und 
deutschen Arbeiters in den Betrieben er­
forscht und beobachtet.

Das Arbeitsbuch. Kommentar von Dr. 
Friedrich Syrup und Dr. Alexander 
Wende. Otto Elsner Vcrlagsgesell- 
schaft, Berlin 1935. 92 Seiten. Preis 
RM 1,30.
In übersichtlicher Form bringen Sy rup- 

Wende das Gesetz über die Einführung 
des Arbeitsbuches mit Durchführungsver­
ordnungen, Ausführungsbestimmungen u. 
Vordrucken. Dabei finden sich auch noch 
Erläuterungen und Kommentierungen zu 
den einzelnen Paragraphen, so daß jeder 
daran Interessierte einen genauen Ein­
blick gewinnt.

Grundriß der Reichsversicherung. Von 
Universitätsprofessor Lutz Richter. 
W. Kohlhammer Verlag, Stuttgart und 
Berlin 1935. 100 Seiten. Kart. RM 3. 
Als Mitarbeiter im Ausschuß zur Vor­

bereitung der Sozial Versicherungsreform 
ist der Verfasser besonders mit den Fragen 
der Sozialversicherung vertr^ it.

So gibt er in dem Grundriß einen klaren 
Überblick über Wesen, Aufgaben, Ge­
schichte und heutige nationalsozialistische 
Reform der Rcichsversicherung.

Die Arbeits- und Erwerbsunfähigkeit in der 
deutschen Sozialversicherung. Von Ober­
regierungsrat Dr. J. Kreil. W. Kohl­
hammer, Verlag, Stuttgart und Berlin 
1935. 308 Seiten. Gebunden RM 10,50.

Infolge des umfangreichen Stoffes ist 
die Arbeit auf das Gebiet der Sozialver­
sicherung beschränkt; dabei ist aber Wert 
darauf gelegt worden, neben den wesent­
lichen Merkmalen der Begriffe auch die in. 
der Sozialversicherung vorkommenden 
verschiedenen Formen in ihren wesent­
lichen Zügen zu behandeln, insbesondere 
auch auf die verschiedenen Ursachen ein­
zugehen, die von Bedeutung sind. Das 
Buch enthält eine vollständige Darstel­
lung der Entstehungsgeschichte und be­
rücksichtigt die gesamte Rechtsprechung 
sowie das einschlägige Schrifttum.

Den Behörden der Reichsversicherung, 
Krankenkassen, Personalbüros großer Un­
ternehmungen, ärztlichen Gutachtern und 
vielen anderen Stellen wird dies Buch ein 
willkommener Ratgeber sein.

Die Krankenhilfe der Krankenkassen
(Heft 4 „Wege zur Kassenpraxis“, Schu­
lungsschriften der „Arbeiter-Versor­
gung“). Von Dr. jur. Max Richter. 
2. erweiterte Auflage. Verlag Lange­
wort, Berlin-Lichterfclde 1935. 82 Seit. 
Kart. RM 2,25.
Diese Schrift ist als Schulungsschrift ge­

dacht. Den Prüfling wie auch den Laien 
macht sic mit allen Fragen des Kranken­
kassenwesens vertraut, wie Krankenhilfe, 
Hausgeld, Berechnung der Unterstüt­
zungsdauer u. a.

In demselben Verlag erschien auch 
Heft 19:

Deutsche Staatsverträge über Sozialversi­
cherung. Von Knappschaftsdirektor Dr. 
Wolff. 1936. 47 Seiten. RM 1,50.
Am dcut6ch-polnischcn Vertrag über 

Sozialversicherung vom 11. Juni 1931 
zeigt der Verfasser ausführlich die zwi­
schenstaatliche Regelung über die Fragen 
der Sozialversicherung und behandelt an­
schließend den deutsch-jugoslawischen, 
den deutsch-österreichischen und den 
deutsch-tschechoslowakischen Vertrag.

Die Prüfung des Sozialversicherungsbcnm- 
ten und ihre Vorbereitung. 1200 Ant­
worten auf 1200 Fragen. Von Eduard 
Trode. Erster Teil: Die mündliche Prü­
fung. 8. Auflage. Verlag von W. Kohl- 
liammer, Stuttgart. 322 Seiten. Geb. 
5,40 RM.
Diese neue Auflage beweist die Beliebt­

heit, die das Buch seit seinem Erscheinen 
erfahren hat. Die achte Auflage berück­
sichtigt die Rechtslage bis einschließlich
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November 1935 und bringt in übcrsicht- 
bcher Aufteilung den gesamten Fragen­
komplex der Sozialversicherung, wobei 
aber auch die Grenzgebiete, wie BGB., 
Hypotheken- und Grundbuchwesen, mit­
behandelt werden. Die beiden letzten Ka­
pitel befassen sich mit Staatsrecht, Ver­
waltungsrecht und Rassenkunde, Rassen- 
und Erbgesundbeitspflege.
Die Sozialversicherung im Jahre 1934. In­

ternationales Arbeitsamt. Auszug 
aus dem „Internationalen Jahrbuch der 
Sozialpolitik 1934—35“ (Kapitel III). 
Genf 1935. 79 Seiten.
Das vorliegende Kapitel des Internatio­

nalen Jahrbuches der Sozialpolitik bringt 
einen Überblick über die getroffenen und 
geplanten Gesetzesmaßnahmen in den ver­
schiedenen Staaten.

jedem einzelnem den Siedlungs- und Pla­
nungsgedanken der Regierung nahezu­
bringen.

Kampf um Sozialismus und Nation. Vom 
Ringen um Boden für jeden Volksge­
nossen. Von Adolf Damaschke. Carl 
Reißner Verlag, Dresden 1935. 245 Sei­
ten. Geh. RM 4,30, geb. RM 5,80.
Der bekannte, aber früher stark um­

strittene, inzwischen leider verstorbene 
Bodenreformer Damaschke, dessen Ideen 
teilweise ihrer Verwirklichung nahe sind, 
erzählt von seinem Leben. Ein Stück wil­
helminischer Epoche rollt vor unserem gei­
stigen Auge ab und die Novemberrevolte 
mit ihren traurigen Folgen. Ein Buch, das 
der "wirtschaftlich Interessierte mit Be­
friedigung lesen wird.

Raum und Rasse in Staat und Wirtschaft. 
Von Dr. Arthur D ix. Edwin Runge Ver­
lag, Berlin 1934. 157 Seiten. Kartoniert 
RM 2,30.
Dix, der sich schon lange Zeit vor dem 

Kriege mit geopolitischen Fragen beschäf­
tigt hat, weist nach längeren grundsätz­
lichen und geschichtlichen Ausführungen 
die heutigen Gegenwartsfragen der Raum­
politik und Raumwirtschaft auf, die durch 
übersichtliche Karten noch mehr veran­
schaulicht werden.
Das deutsche Sicdlungswerk. Von Dr. J. 

W. Lu lowici, Siedlungsbeauftragter 
im Stabe des Stellvertreters des Füh­
rers und Leiter des Reichsheimstätten­
amtes der NSDAP, und der Deutschen 
Arbeitsfront. Carl Winters Universitäts­
buchhandlung, Heidelberg 1935. 89 S. 
Der Leiter des Rcichsheimstättenamtes 

der N SD AP. zeigt in klarer Gliederung die 
Grundzüge des deutschen Siedlungswcrkes 
auf, das zur Bekämpfung der Arbeitslosig­
keit und der Wirtschaftskrise dienen soll, 
den Arbeiterstand wirtschaftlich heben 
und den Aufbau der neuen Volksgemein­
schaft und einer neuen deutschen Heimat 
fördern soll

Von de), fleichsplanung geht er über 
Siedlungsp nung zur Städteplanung, wo­
bei er sämt’.ohe infolge der Siedlung ent­
standenen Probleme wirtschaftlicher so­
wie bevölkerungspolitischer und verkehrs- 
technischcr Art darstellt. Beigefügte 
Skizzen tragen zu größerem Verständnis 
bei.

Es wäre zu wünschen, wenn dieses Buch 
in allen Volkskrcisen Eingang fände, um

Studenten auf einer Siedlung in Masuren. 
Herausgegeben von Willy Schulz und 
Walter Wilinzig. Verlag von Julius 
Beltz in Langensalza, Berlin, Leipzig, 
1934. 63 Seiten.
Im August 1932 waren mehrere Göttin­

ger Studenten auf Anregung des Göttin­
ger Professors Nohl zur Erntearbeit in 
Jablonken, wo ihnen die Wichtigkeit der 
Besiedlung des Ostens deutlich vor Augen 
geführt wurde. Das Hauptinteresse galt 
der Siedlerfamilie und den jugenderziehe­
rischen und volkserzieherischen Fragen 
der Siedlung. Die einzelnen Berichte der 
Studenten zeigen die Vielfältigkeit der 
Problemstellungen, die zu untersuchen sie 
sich vorgenommen hatten. Daß die wenn 
auch nur dreiwöchentliche Erntcarbeit 
nicht vergeblich gewesen ist, beweist das 
Dankschreiben der Gemeinde.

In den „Arbeiten zur deutschen Rechts­
und Verfassungsgeschichte“, herausgege­
ben von Johannes Haller, Philipp Heck 
und Arthur B. Schmidt, verlegt bei W. 
Kohlhammer, Stuttgart, erschien:
Die Rechtsstellung der Frau in der deut­

schen Wirtschaft. Heft X. Von Amts­
und Landgerichtsrat, Privatdozent Dr. 
jur. G. K. Schmclzeisen. 1935. 136 
Seiten.
Schmclzeisen will die Rechtsstellung 

der Frau in der städtischen Wirtschaft 
(13. bis 17. Jahrhundert) im Zusammen­
hang darstellen, indem er von den für die 
wirtschaftsrechtliche Stellung der Frau 
maßgebenden Rcchtskreisen ausgeht, dem 
Stadtkreis als Grundlage des innerhalb
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seiner Mauern sich entfaltenden Wirt­
schaftslebens. Der Verfassung dienen die 
kleineren Kreise der Berufsgenossenschaf­
ten: die Gilden und Zünfte. Den Schluß 
bildet der Familienkreis.
Untersuchungen zur altsächsischen Stan­

desgliederung, insbesondere über die 
ständische Bedeutung des Handgemals. 
Heft XI, 1936. Von Philipp Heck. 194 
Seiten. RM 9,30.
Diese Johannes Haller gewidmete 

Schrift bringt in drei Untersuchungen 
Auseinandersetzungen mit den Schriften 
von Martin Lintzel und Herbert Meyer.

Die erste Untersuchung bezieht sich auf 
die altsächsische Standesgliederung, wäh­
rend die zweite zum Titel hat: „Die alt­
sächsische Bußordnung und das c. 3 des 
Capitulare Saxonicum.“ Die dritte Unter­
suchung behandelt die vielumstrittene Be­
deutung von Handgemal und der ver­
wandten Wortformen, in dem der Verfas­
ser ein Zahlwort sieht, eine Nebenform für 
das germanische hund (hundert).

Ständerecht. Reichs- und landesrechtliche 
Vorschriften zum ständischen Aufbau 
(Anhang Danzig). Zusammengestellt v. 
Prof. Dr. Hermann Mirbt und Dr. Karl 
Küster. Sammlung deutscher Gesetze 
174. Deutsches Druck- und Verlagshaus 
G. m. b. H., Mannheim, Berlin, Leipzig 
1935. Geb. RM 6,80.
Die Sammlung will ein Versuch sein, 

das wichtigste Material über die rechtliche 
Seite des ständischen Aufbaus des deut­
schen Volkes zusammenzustellcn. So fin­
den wir das Gesetz über die Neubildung 
deutschen Bauerntums, den ständischen 
Aufbau der Landwirtschaft mit den Aus­
führungsverordnungen, desgleichen auch 
die betreffenden Gesetze im Handwerk, 
Kultur- und Rechtspflege. Der letzte Teil 
bringt die vom Danziger Senat erlassenen 
Bestimmungen.

Der öffentliche Gesundheitsdienst. Text- 
ausgabc des Gesetzes über die Verein­
heitlichung des Gesundheitswesens vom 
5. Juli 1934 nebst Durchführungsver­
ordnungen, Reichsgebührenordnung u. 
Erläuterungscrlasscn. Mit einer Einfüh­
rung von Ministerialdirektor Dr. med. 
Arthur Gütt. Carl Heymanns Verlag, 
Berlin 1935. 167 Seiten. Brosch. RM 
3,60.
Diese Zusammenstellung der einschlägi­

gen Erlasse und Verordnungen dürfte je­

dem willkommen sein, der sie im Beruf 
braucht.

Der öffentliche Gesundheitsdienst. Halb­
monatsschrift des Reichsausschusses für 
Volksgesundheitsdienst e. V., der Staats­
medizinischen Akademie und der Wis­
senschaftlichen Gesellschaft der deut­
schen Ärzte des öffentlichen Gesund­
heitsdienstes. Verlag Georg Thieme, 
Leipzig. Bezugspreis vierteljährlich RM 
6,50, Einzelheft RM 1,30.
Deröffentliche Gesundheitsdienst bringt 

als 17. Heft des 1. Jahrgangs eine Sonder­
nummer über den Internationalen Kon­
greß für Bevölkerungswissenschaft.

Das Sonderheft faßt das Gesamtergeb­
nis des Kongresses zusammen, der nicht 
nur von der internationalen Fachwelt die 
Stellung des neuen Deutschland zu dem 
Problem der Bevölkerungs- und Rassen­
politik kiargestellt, sondern auch einer 
stattlichen Anzahl von ausländischen For­
schern und Gelehrten Gelegenheit geboten 
hat, ihre Stellungnahme zu den Fragen 
bekanntzugeben, die fast in der ganzen 
Welt noch Theorie geblieben, in Deutsch­
land aber Wirklichkeit geworden sind.

Technik und Bedeutung der Blutgruppen­
untersuchung für die gerichtliche Medi­
zin. Vortrag, gehalten an der Staats­
medizinischen Akademie München von 
Prof. Dr. B. Müller. (Staatsmedizini­
sche Abhandlungen, Heft 4) 13 Seiten. 
Verlag J. H. Barth, Leipzig 1935. Kart. 
RM 1.
Die Abhandlung bringt in der Haupt­

sache eine praktische Anwendung erbbio­
logischer Erkenntnisse, wie sic sich aus 
der Blutgruppenforschung für den Aus­
schluß der Vaterschaft im Alimentations­
prozeß ergibt, abgestellt auf die prakti­
schen Bedürfnisse des Medizinalbcamten.

Klinische Rassenhygiene und Eugenik. 
Von Privatdozent Dr. W. Jaensch, 
Leiter des Ambulatoriums für Konsti­
tutionsmedizin an der Charite, Berlin, 
und Kreisarzt Med.-Rat Dr. O. Gun­
dermann. Veröffentlich, aus dem Ge­
biete der Medizinalvcrwalt. XLIII. Bd., 
1. Heft (der ganzen Samml. 378. Heft). 
Verlagsbuchhandl. v. Richard Schoetz, 
Berlin 1934. 214 Seiten.
Zur Frage der Grenzen zwischen klini­

scher Rassenhygiene und Eugenik liefern 
die Verfasser einen Beitrag auf Grundlage

197



konstitutionsbiologischer Untersuchungen 
mittels Kapillarmikroskopie am Lebenden.

Die Persönlichkeit im Lichte der Erblehre. 
Herausgegeben von Dr. med. Johannes 
Schottky, Abteilungsleiter im Stabs­
amt des Reichsbauernführers, in Ver­
bindung mit H. Bürger-Prinz, 0. Graf, 
E. Hefter, G. Kloos, F. Panse, F. 
Stumpfl. Verlag von B. G. Teubner in 
Leipzig und Berlin, 1936. 146 Seiten. 
Kart. RM 4,20, geb. RM 5,60.
Das Buch enthält Aufsätze über die erb­

lichen Grundlagen von Begabung und 
Charakter und sucht damit die erblichen 
Wurzeln der menschlichen Persönlichkeit 
aufzuzeigen, deren Erforschung Natur- 
und Geisteswisscnschait gleich angeht.

Rassenmischung und Krankheit. Ein Ver­
such von Prof. Dr. Wilhelm Hilde­
brandt. Verarbeitung des hinterlasse- 
nen Manuskripts von Dr. med. H. Her­
ling. Geleitwort von Dr. med. Kurt 
Klare. Mit 54 Abbildungen und 1 far­
bigen Tafel. Hippokrates-Verlag G. m. 
b. H., Stuttgart, Leipzig 1935. 122 Seit. 
Brosch. RM 6,25, geb. RM 7,50.
Der Verfasser geht in seiner Rassefor­

schung völlig neue Bahnen, indem er ver­
sucht, die innere Struktur eines Menschen 
aus seiner Rasse bzw. seinem Rassenge­
misch heraus zu erfassen und aus diesen 
inneren Bedingungen die Entstehung 
krankhafter Vorgänge abzuleiten. Wenn 
auch manche seiner Behauptungen noch 
nicht bewiesen sind, so sieht er den Haupt­
zweck seiner Arbeit in einer neuen For­
schungsrichtung, der weite Perspektiven 
offenstchen.

Erbpathologie. Ein Lehrbuch für Ärzte von 
Dr. 0. Freiherr von Verschuer, außer­
ordentlicher Professor der Universität 
Berlin und Abteilungsleiter am Kaiscr- 
Wilhelm-Institut für Anthropologie, 
menschliche Erblehre und Eugenik, 
Berlin-Dahlem. Mit 32 Abbildungen. 
Medizinische Praxis, Band XVIII. Ver­
lag von Theodor SteinkopfT, Dresden 
und Leipzig 1934. 188 seiten. Geh. 
RM 8, geh. RM 9,20.
Den Ärzten will das Buch ein Ratgeber 

6cin in den Erbdingen, die in den ärztlichen 
Bereich cingedrungen sind, weiter aber 
auch eine Brücke schlagen zwischen ärzt­
licher Praxis und theoretisch-wissenschaft­
licher Forschung.

Rasse und Erbe. Ein Wegweiser auf dem

Gebrauch an Volks- und Mittelschulen. 
Von Dr. Hans Heinze. Pädagogischer 
Verlag von Hermann Schroedel, Halle 
(Saale), 1934. 58 Seiten.
An die Schuljugend wendet sich dies 

Büchlein, um ihr einen Einblick in die 
tiefen, blutgebundenen Zusammenhänge 
von Rasse und Erbe zu geben und ihr die 
hohen Aufgaben zu zeigen, die aus der 
Kenntnis der Rassefragen entstehen. — 
Zahlreiche Abbildungen und Skizzen tra­
gen sehr zum Verständnis bei.

Grundzüge der Vererbungslehre. Von Prof. 
Dr. Friedrich Alverdes. Mit 45 Text­
abbildungen. Verlag von S. Hirzel in 
Leipzig, 1935. 136 Seiten.
Eine Einführung will dies Buch sein und 

einen Überblick über das Gesamtgebiet 
der Vererbungslehre verschaffen, ohne ir­
gendwelche fachliche Voraussetzungen zu 
verlangen. Daher hat Alverdes größten­
teils die Fachausdrücke verdeutscht und 
den Fachausdruck selbst in Klammer ge­
setzt.

Gebiete der Rassenkunde, Vererbungs­
lehre und Erbgesundheitspflege für den

Frauenüberschuß und Geburtenrückgang. 
Eine Untersuchung über die Ursache 
des Geburtenrückgangs und theoreti­
sche Grundlagen zu seiner Bekämpfung. 
Von Dr. med. Ida Hiwerth und Paul 
Franken. Paul Hartung Verlag, Ham­
burg 1934. 108 Seiten. Brosch. RM 3,60. 
Verfasser haben es sich zur Aufgabe ge­

macht, die Ursachen der Entstehung des 
Frauenüberschusses zu suchen und den 
Folgen des Frauenüberschusses auf das 
Verhältnis der Geschlechter untereinan­
der, auf Ehe und Familie nachzugehen und 
zu untersuchen, ob ein großer Frauen­
überschuß geburtenvermindernden Ein­
fluß hat.

Deutsches Volksgut. Ein volkskundliches 
Lese- und Arbeitsbuch. Von Fritz Bra- 
ther. Verlag Walter de Gruyter & Co., 
Berlin und Leipzig 1934. 271 Seiten. 
Geb. RM 3.
Brathcr will die Liebe zu deutschem 

Volksgut und Brauchtum wiedererwecken, 
aber nicht durch wissenschaftliche Ab­
handlungen, sondern durch Auszüge aus 
deutschem Schrifttum, wodurch die An­
schaulichkeit noch mehr vei tieft wird. 
Uber Stammesart, Haus und Hof, Tracht 
und Speise, Volksglaube, Sitte und
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Brauch, Volksrecht und Volkskunst wird 
von einzelnen Dichtern, wie Rilke, Roseg­
ger, Thoma und vielen anderen, geschrie­
ben.

Im zweiten Teil finden wir einen Weg­
weiser zu volkskundlicher Forschung, in 
dem der Laie mit der Methodik des sach­
gemäßen Forschens unter Bezugnahme 
auf den ersten Teil vertraut gemacht wird.
Volkslied, Tracht und Rasse. Bilder und 

alte Lieder deutscher Bauern. Von Prof. 
Dr. Richard N. Wegner. Mit 33 Abbil­
dungen und einer Schallplatte. Ver­
lag Knorr & Ilirth G. in. b. II., Mün­
chen. 51 Seiten. Leinen RM 8,70. 
Rasseforschung heißt nicht nur nach 

medizinischen Gesichtspunkten eine Rasse 
zu untersuchen, sondern auch die seeli­
schen Momente einer Rasse zu erforschen, 
um dann hieraus das Arteigene herauszu­
arbeiten.

Der Verfasser, der an der Frankfurter 
Universität über Rassenkundc liest, hat 
in seinem Buche die Rasse in Beziehung 
zu Tracht und Volkslied gebracht. Völlig 
neue Gesichtspunkte werden beleuchtet. 
Volkslied und Tracht sind auch Ausdruck 
der Seelenstimmungen einer Rasse. Durch 
aufklärenden Text, der durch gute Bilder 
unterstützt wird, zumal dieselben als Ras­
sentypen in erster Linie betrachtet sein 
wollen, wird das Verständnis des Lesers 
geweckt. Besonders aber durch Beifügung 
einer Schallplatte, auf der die Volkslieder 
der einzelnen Rassen festgchalten sind und 
die im Text näher erläutert 6ind, wird das 
Werk völlig abgerundet und dürfte überall 
Eingang finden.

Jahrbuch für Alkoholgegncr 1936. Heraus­
geber F. Goesch. Neuland-Verlag G.m. 
b. H., Berlin N 24, Linienstr. 21. RM 
1,50.
Neben umfangreichem Anschriftenma­

terial der Fürsorgestellen, der Vereine ge­
gen Alkoholismus, der Heilstätten und der 
Presse bringt das Jahrbuch statistisches 
Material über Alkoholverbrauch, Herstel­
lung usw. Den Schluß bildet ein Schreib­
kalender für den praktischen Gebrauch.
Das Konto des Alkohols in der deutschen 

Volkswirtschaft. Von Dr. jur. Alexander 
Elster. In 4. Auflage völlig neu bear­
beitet von Dr. phil. Theo Gläß. (Schrif­
tenreihe: Die Alkoholfrage im neuen 
Deutschland, Heft 4.) Neuland Verlag 
G. m. b. H., Berlin 1935. 87 Seiten, 
Kart. RM 1,80.

In dieser Arbeit soll versucht werden, 
die Alkoholfrage „auf einen nüchternen, 
volkswirtschaftlichen Nenner“ zu bringen. 
Nachdem der Umfang der Alkoholerzeu­
gung und des Verbrauchs und dessen 
volkswirtschaftliche Bedeutung erörtert 
wurde, wird die Rolle des Alkohols im 
Volkshaushalt und in den Staatseinnah­
men eingehend behandelt.

Grundriß der Erziehungswissenschaft. Von
Ernst Krieck. 6. bis 10. Tausend. 81 S.
Verlag Quelle und Meyer, Leipzig 1933.
Geb. RM 1,80.
Diese Schrift enthält in programmati­

scher Kürze die Grundsätze der deutschen 
Erziehungswissenschaft, die sich scharf 
von der „Pädagogik“ als für Erzieher und 
Lehrer geschaiTene Technologie abhebt. 
Die von Krieck mit seiner „Philosophie 
der Erziehung“ — 1922 — begründete Er­
ziehungswissenschaft zertrümmert das 
ethisch-psychologische Grundschema der 
einen unbegründeten Anspruch auf All­
gemeingültigkeit für alles Menschentum 
im Sinne der reinen Humanität erheben­
den „Pädagogik“ und tritt mit Fragestel­
lung und Forschung unmittelbar heran an 
die unumstößlichen Gegebenheiten von 
Volk und Geschichte und sichert somit die 
völkische Einheit aller Erziehung.

Jahrbuch 1936/37 des NS.-Lehrerbundes 
Gau Schlesien. Herausgeber: NS.-Leh- 
rerbund, Schlesien; Gauamtsleiter Mar­
tin Däunert. VerlagPriebatsch’s Buch­
handlung, Breslau, Ring 58.
Für den Lehrer bringt das Jahrbuch 

viel Wissenswertes über die politischen 
Jugendorganisationen, Postgebühren u. a. 
Daneben findet sich reichhaltiges Vor- 
druckmatcrial über Klassenbestand, ausge- 
liehenc Bücher und andere im praktischen 
Leben vorkommenden Fragen.

Entwurf eines Erziehungs- und Bildungs­
planes der völkischen Landschule. Von 
Hermann Bühncmann.55 Seiten. V er­
lag von Julius Beltz, Langensalza, Ber­
lin, Leipzig, 1935. 3. Auflage. RM 2,25. 
Der vorliegende Erziehungsplan ist das 

Arbeitsergebnis der „Arbeitsgemeinschaft 
für Landschulreform“ im Kreise Jüterbog- 
Luckenwalde. Vorläufig liegt nur der erste 
Teil vor, der die Planrichtlinicn bringt, 
und der zweite Teil, der ein Arbeitsmuster 
enthält, während der dritte Teil in Vor­
bereitung ist. Der Plan will ein Anfang 
sein auf dem Wege zur landgebundenen
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Schule des Dritten Reiches mit der Be­
schränkung, die Aufgaben für die bisher 
hcstchendc Volksschulpflichtzeit zu brin­
gen.

dischcr Staaten anschlicßt. Im Anhang 
findet sich das Reichsbürgergesetz und das 
Gesetz zum Schutze des deutschen Blutes 
und der deutschen Ehre.

Jahrbuch des Jugendrechts, Bd. VII, für 
das Jahr 1934. Herausgegeben von Dr. 
Heinrich Webler. Geschäftsführendem 
Direktor des Deutschen Jugendarchivs, 
Berlin, in Verbindung mit Amts- und 
Landgerichtsrat Dr. Karl Hagemann 
und o. ö. Professor der Rechte Dr. Ar­
thur Wegner. Carl Heymanns Verlag, 
Berlin 1935.
Wieder bringt das Jahrbuch in seiner 

bekannten ausführlichen und übersicht­
lichen Art nach den einzelnen Rechts- 
disziplincn geordnet das auf dem Gebiet 
des Jugendrechts erschienene Schrifttum, 
Rechtsprechungen und Gesetzgebung, so 
daß es der Wissenschaft und Praxis ein 
willkommenes Hilfsmittel ist.

Die rechtliche Stellung des unehelichen 
Kindes und seiner Eltern. Von Rechts­
anwalt Erich Siegel. Ludendorffs Ver­
lag G. m. b. II., München 2 NW. 7. u. 
8. Heft der 2. Schriftenreihe. 40 Seiten. 
RM 0,50.
Siegel nimmt zu den einzelnen Gesetz­

entwürfen, Regierungsentwurf von 1925 
und der Gegenentwurf der Deutschen Be­
rufsvormünder, Gesetzesentwurf Bcchert- 
Corncliu8, über das uneheliche Kind Stel­
lung und legt das Unchclichcnrecht auf 
der Grundlage deutscher Gotterkenntnis 
dar.

Deutsches und ausländisches Staatsangc- 
höngkcitsrccht mit Anhang „Reichs­
bürgergesetz“. Ein Handbuch für den 
standesamtlichen Gebrauch. Von Ober­
regierungsrat Matthias Lichter und 
Regierungsrat Dr. jur. Friedrich A. 
Kilo st. Verlag für Standesamtswesen 
G. m. b. II., Berlin 1935. 353 Seiten. 
Geb. RM 6,80.
Besonders der Standesbeamte muß mit 

den Fragen des Staatsangchörigkcits- 
rechts vertraut sein. Um ihn nun mit allen 
Fragen des in- und ausländischen Rechts 
vertraut zu machen, ist dies Handbuch 
geschaffen worden. Es behandelt die all­
gemeinen Lehren (Grundbegriffe) des 
Staatsangehörigkeitsrechts, das deutsche 
und das frühere innerstaatliche Recht des 
Deutschen. Reiches und der Länder, dem 
sich das Staatsangehörigkeitsrecht auslän-

Strafprozeßordnung und Gerichtsverfas­
sungsgesetz mit Nebengesetzen und er­
gänzenden Rechts- und Verwaltungs­
verordnungen nach dem Stande vom 
1. Oktober 1935. Von Oberlandesge­
richtsrat Dr. Karl Schäfer. Carl Hey­
manns Verlag, Berlin 1935. 423 Seiten. 
Oberlandesgerichtsrat Dr. Schäfer stellt 

die Strafprozeßordnung und das Gerichts­
verfassungsgesetz mit seinen Nebengeset­
zen nach dem Stande vom 1. Oktober 1935 
übersichtlich zusammen, dem eine aus­
führliche Einleitung über die einzelnen 
Fragen vorangeht.

Vom gleichen Verfasser wurde auch das 
Strafgesetzbuch mit Nebengesetzen nach 

dem Stande vom 1. September 1935 
(Carl Heymanns Verlag, Berlin 1935. 
274 Seiten. Preis RM 2,80), 

ebenfalls mit einer entsprechenden Ein­
leitung, herausgegeben.

Gläubigerrecht und Schuldnerschutz. Sy­
stematische Abhandlungen aus ein­
schlägigen Rechtsgebicten nach dem 
neuesten Stand der Gesetzgebung und 
Rechtsprechung vornehmlich in Be­
rücksichtigung der Praxis der Jugend­
fürsorge und Wohlfahrtspflege. Von 
berufsm. Stadtrat i. R. Heinrich Burg- 
hart. Otto Berger, Verlag, G. m. b. 
II., Staßfurt 1935. 217 Seiten.
RM 8,80.
Von einem alten Praktiker ist dies 

Buch für die Praxis geschrieben. Es ist 
ein Ratgeber für die Entwirrung kom­
plizierter Tatbestände und soll auch für 
die Entscheidung einzelner Streitfragen 
mit Nutzen verwandt werden. Da es 
infolge der zahlreichen gesetzlichen Vor­
schriften und richterlichen Entscheidun­
gen nicht leicht ist, sich bei der Verfolgung 
fürsorgerischer oder anderer Ansprüche 
hindmehzuarheiten, so dürfte diese Ar­
beit allen in der Fürsorge- und Erzie­
hungsarbeit Tätigen willkommen sein.

Grundzüge des Strafrechts im neuen 
Staate. Von Prof. Dr. Karl Siegcrt. 
Verlag von J. C. B. Mohr (Paul Sic- 
beck), Tübingen 1934. 132 Seiten.
Preis: RM 3,60 broschiert, RM 5,20
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gebunden, RM 6,20 gebunden und 
durchschossen.
Daa neue Strafrechtsdenken wird vom 

Verfasser in einer systematischen Grund­
legung zusammengefaßt und gegliedert.

Taschenbuch der Finanzstatistik in Preu­
ßen. 1935 (7. Heft, Rechnungsjahr 1933/ 
1934). Kommissionsverlag der Preußi­
schen Druckerei- und Verlags-Aktien­
gesellschaft, Berlin 1935. 136 Seiten. 
RM 2.
Das Taschenbuch bringt die wichtigsten 

Zahlen aus dem Haushalts-, Schuldcn- 
und Steuerwesen von Staat, Gemeinden 
und Gemeindeverbänden. Besonders die 
Einzclcrgcbnisse für sämtliche Gemeinden 
mit mehr als 10 000 Einwohnern sind auf 
dem Gebiet der Schulden- und Steuersta­
tistik erweitert worden. Durch die Über­
sicht über die Entwicklung der Vorjahre 
(1929—1932) ist die Verbindung zwischen 
Vergangenheit und Gegenwart hergestellt.

Massen und Führer in der faschistischen 
Lehre. Von Professor Guido Bortolot- 
to. Übersetzt von Paula und Albert 
Mirgeler. Hanseatische Verlagsanstalt 
Hamburg 1934. 122 Seiten. Kartoniert 
RM 2,40.
Bortolottos Werk untersucht die Fra­

gen, wie sich die arbeitenden Massen und 
die regierenden Klassen im Faschismus 
bilden und w’clchcs ihre besonderen Auf­
gaben sind.

Der faschistische Staat in Italien. Von Dr. 
Ernst Wilhelm Eschmann. Jeder­
manns Bücherei, Verlag Ferdinand 
Hirt, Breslau 1933. 2., durchgesehene 
Auflage. Mit 16 Bildern. 144 Seiten. 
Geb. RM. 2,85.
Mit der ersten Auflage hat der Verfasser 

Anerkennung gefunden. Die zweite Auf­
lage umfaßt die Zeit zusätzlich von 1930 
bis 1933 und bietet dadurch weiteres Ma­
terial.

üKeitsehriftenbibliographie

Bearbeitet für Mai 1936 vom Archiv für Wohlfahrtspflege, Berlin C 2. 
Abkürzungen siehe Seite 514.
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